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Vorwort der Herausgeber 

Erholung ist ein unabdingbarer Aspekt menschenwürdigen Lebens; Tourismus – ein moder-
ner, prosperierender Teil vieler Volkswirtschaften – ist so vielfältig und eng mit Natur und 
Gesellschaft verknüpft, dass er empfindlich auf erhebliche Störungen (z.B. Naturkatastro-
phen, Seuchen, Wirtschafts- und Finanzkrisen, Gewaltherrschaft, Krieg, Terrorismus) rea-
giert.  

Die wissenschaftliche Vorbereitung, Begleitung und Absicherung seiner Entwicklung – schon 
seit langem auch durch die Geographie – ist selbstverständliche internationale Praxis. 

Die Geographen an der Ernst-Moritz-Arndt-Universität um Professor Dr. Bruno Benthien ha-
ben dafür über mehr als  drei Jahrzehnte, bis zur Mitte der 1990er Jahre, umfangreiche Bei-
träge geleistet. Als dessen Nachfolger auf dem Lehrstuhl für Wirtschafts- und Sozialge-
ographie hat sich Professor Dr. Wilhelm Steingrube mit seinen Mitarbeitern erfolgreich den 
neuen Herausforderungen der tourismusgeographischen Arbeit im wiedervereinigten 
Deutschland und zusammenwachsenden Europa gestellt: Technisierung und Internationali-
sierung von Lehre und Forschung einerseits, dynamische – auch restriktive – Veränderun-
gen der finanziellen und personellen Rahmenbedingungen für wissenschaftliches Arbeiten 
generell andererseits, dazu drastische Zunahme der Studentenzahlen. 

Als multispektrale Wissenschaft hat die Geographie günstige Voraussetzungen zur Bearbei-
tung aktueller wie perspektivischer Themen der Tourismusentwicklung in Kooperation nicht 
nur mit zahlreichen weiteren Disziplinen (u. a. Ökonomie, Soziologie, Ökologie), sondern 
auch mit diversen Praxispartnern aus Wirtschaft, Politik und Verwaltung. 

Dieses Potenzial über die regionale (auf Mecklenburg-Vorpommern bezogene) Ebene hin-
aus nutzbar gemacht und eingesetzt zu haben, war und ist typisch für die Entwicklung der 
Greifswalder Wirtschafts- und Sozialgeographie. Diese ist im letzten Jahrzehnt ganz wesent-
lich durch Prof. Steingrube bestimmt worden. Bei allen Projekten, die durch die Angehörigen 
seines Lehrstuhls bearbeitet wurden und werden, rückt die zunehmende räumliche (Meck-
lenburg-Vorpommern – Bundesrepublik – Ostseeraum – Südosteuropa – Südostasien) und 
thematische Diversifizierung (Tourismuswirtschaft, Sozialprobleme, Bildungsaspekte, Stadt-
entwicklung, Landmanagement u. a. m.) in den Blick. Wie die meisten der früheren „Greifs-
walder Beiträge“ soll auch der Jahresband 21 (2011) den Stand der aktuellen Arbeiten wi-
derspiegeln. 

Die Autoren – aktuelle und ehemalige Mitstreiter, wissenschaftliche Weggefährten, Freunde 
und Schüler von Professor Steingrube – freuen sich, ihm ihre Beiträge, verbunden mit den 
besten Wünschen für weitere erfolgreiche wissenschaftliche Arbeit und persönliches Wohl-
ergehen, zu seinem 60. Geburtstag zu widmen. 

Im Namen aller Autoren 

Wolfgang Albrecht, Dieter Brunner und Ralf Scheibe 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Grußwort  

Am 14.5.2011 begeht Herr Prof. Dr. W. Steingrube, Inhaber des Lehrstuhls für Wirtschafts- 
und Sozialgeographie seit 1998 (und damit im weitesten Sinne mein Nachfolger im Amt), 
seinen 60. Geburtstag. 

Ich habe bis in die jüngere Vergangenheit mit großem Interesse seine gelungenen Bemü-
hungen verfolgt, die von mir in Greifswald etablierte geographische Tourismusforschung wei-
terzuführen, neu auszurichten und den Erfordernissen einer sich immer rascher verändern-
den Wirtschaft und Gesellschaft anzupassen. 

Die Rahmenbedingungen erfolgreicher wissenschaftlicher Arbeit sind im wiedervereinten 
Deutschland andere als vor der „Wende“ – leichter sind sie in so mancher Hinsicht nicht. 

Umso mehr dürfen Sie, lieber Herr Steingrube, stolz auf das von Ihnen und Ihren Mitarbei-
tern Erreichte sein. Ich freue mich, Ihnen auf diesem Wege zu Ihrem Jubiläumsgeburtstag 
nicht nur die besten Wünsche für persönliches Wohlergehen als Basis von Schaffenskraft 
und Lebensfreude übermitteln zu können, sondern auch für anhaltende wissenschaftliche 
Erfolge (in Forschung und Lehre), die – so meine ich – für die Stellung unseres Faches an 
der Ernst-Moritz-Arndt-Universität wie für seine Wahrnehmung als singuläre, vielseitige und 
praxisorientierte Disziplin in unserem Bundesland, aber auch darüber hinaus, wichtig sind. 

 

Ihr Prof. Dr. Bruno Benthien 
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Mitternachts-Shopping in Greifswald –  
handels- und sozialgeographische Aspekte 
 
 
Dieter BRUNNER und Franka ZIMMERMANN 
 
 
Stadtentwicklung wird zunehmend durch den Wettbewerb zwischen den Städten einschließ-
lich ihrer Umlandregionen geprägt. Betriebswirtschaftliche Elemente fließen im Sinne von 
Urban Governance in diesen Prozess ein, um „ein flexibles Reagieren auf sich rasch än-
dernde ökonomische [und außerökonomische] Außenwelten sicher[zu]stellen und gleichzei-
tig […] kostengünstige […] Strukturen [zu] ermöglichen […]. Die Stadt wird […] zu einer un-
ternehmerischen Stadt.“ (FASSMANN 2009, S. 163)  
Städte sind verstärkt darum bemüht, durch gezielten Ausbau von Alleinstellungsmerkmalen 
auf wirtschaftlichem, touristischem oder kulturellem Gebiet in diesem Wettbewerb zu beste-
hen und ihr Image zu verbessern.  
Diesbezügliche stadtplanerische Aktivitäten sind daher eng mit der Erarbeitung von Leitbil-
dern und der Initialisierung eines effizienten Stadtmarketings verbunden. 
Die Mittelstadt Greifswald, traditionell als Universitäts- und Hansestadt geprägt und in der 
vorpommerschen Region als Teiloberzentrum fungierend, musste sich nach der gesellschaft-
lichen Wende und im Rahmen differenziert verändernder wirtschaftlicher Strukturen entwick-
lungsbezogen der Konkurrenz vergleichbarer Städte stellen.  
Neben diversen Aktivitäten notwendiger Stadtsanierung (z. T. auf Grundlage einer integrier-
ten Stadtentwicklungskonzeption) wurde 1999 unter maßgeblicher koordinierender Beteili-
gung des Geographischen Instituts der Ernst-Moritz-Arndt-Universität ein Leitbild für die 
Stadtentwicklung und -gestaltung erstellt, das nach ca. zehn Jahren durch die Prognos AG 
als Auftragsnehmer aktualisiert und fortgeschrieben wurde.  
Unter dem Motto „Lokal verankert – weltweit vernetzt“ sind  wissenschaftliche, wissenschaft-
lich-technologische und kulturelle sowie zentralörtliche Stärken, tlw. Alleinstellungsmerkmale, 
für Greifswald formuliert worden, die es weiter zu entwickeln gilt, damit die Stadt ihre wirt-
schaftliche Sonderrolle als „Leuchtturm […] im Nordosten Deutschlands“ (PROGNOS AG 
2010, S. 40) auch in Zukunft erfüllt. Darin eingeschlossen ist die Orientierung auf die weitere 
Verbesserung der Lebensqualität für alle Bevölkerungsschichten. 
Mit der Fixierung des ersten Leitbildes 1999 war für dessen Umsetzung und im Sinne breiter 
Bürgerbeteiligung ein Stadtmarketingprozess in Gang gesetzt worden – mit wechselhaften 
organisatorischen und inhaltlichen Ergebnissen. Aber die Installation von Marketing unter-
stützenden Arbeitsgruppen, die größtenteils noch immer existieren, zeugt vom Willen, die 
Stadtentwicklung im Sinne der Leitbildumsetzung konstruktiv zu begleiten.  
Eine dieser Arbeitsgruppen – noch vor 1999 als „AG Revitalisierung der Innen-
stadt/Citymarketing“ eingerichtet – widmet sich noch immer der (Re-)Vitalisierung der Innen-
stadt. Ein Schwerpunkt ihrer beratenden Tätigkeit war stets der innerstädtische Einzelhandel. 
Anregungen zur Erarbeitung und Aktualisierung eines Einzelhandelsfachplans für Greifswald 
oder zur elementar-wissenschaftlichen Untersuchung von Einzelhandelssonderveranstaltun-
gen in der Innenstadt kamen aus dieser Arbeitsgruppe.  



 2

Namentlich durch das Arbeitsgruppenmitglied M.WITTKOPF, Vorsitzender des Vereins 
„Greifswalder Innenstadt“ (VGI), wurden in Kooperation mit Dr. D. BRUNNER die geogra-
phisch ausgerichteten Abschlussarbeiten von T. BLEISS und F. ZIMMERMANN initiiert (vgl. 
Literaturverzeichnis). Untersuchungsgegenstand beider Arbeiten war das Greifswalder Mit-
ternachts-Shopping, eine besondere Einzelhandelsaktivität, die im Rahmen vorweihnachtli-
cher Kultur- und Handelsevents seit 2001 jährlich zur Belebung der Greifswalder Innenstadt 
im Allgemeinen und des innerstädtischen Handels im Besonderen beiträgt. Das Greifswalder 
Mitternachts-Shopping ist im Verbund mit dem Sommernachts-Shopping, weiteren Einzel-
handels- und vor allem zahlreichen kulturellen Highlights mit regionaler und überregionaler 
Ausstrahlung Ausdruck und Beispiel einer zunehmenden Festivalisierung von Städten, d.h. 
eines ebenso wachsenden Trends in der konkurrierenden Stadtentwicklung.  

 
 

1  Handelsgeographisch relevante Grundmerkmale Greifswalds und seiner Innenstadt 
 
Im Jahr der zweiten Untersuchung des Mitternachts-Shoppings (2009) wurde günstigerweise 
auch die Hauptarbeit der CIMA - Beratung + Management1 zur Aktualisierung des Greifswal-
der Einzelhandelsfachplanes geleistet. Wichtige Eckdaten dieser Projektarbeit zur Einzel-
handelsstruktur und –zentralität Greifswalds und seines innerstädtischen Haupteinkaufsbe-
reiches (vgl. CIMA […], 15. 2. 2010) sollen als Voraussetzung zum Verständnis der Ergeb-
nisse der Mitternachts-Shopping-Untersuchung hier vorgestellt werden.2

Greifswald (2009: ca. 56.500 Einwohner mit Hauptwohnsitz) besitzt als (Teil-)Oberzentrum 
grundlegende Versorgungsfunktionen3 für die eigene und die Umlandbevölkerung4 sowie 
spezialisierte Versorgungsfunktionen für die Bevölkerung seines Oberbereichs. Tabelle 1 
widerspiegelt im Groben die Angebotsseite Greifswalds, z. T. in Verbindung mit Neuenkir-
chen.  

Tabelle 1: Überblick zum Einzelhandel Greifswald bzw. Greifswald/Neuenkirchen 2009 und im Ent-
wicklungszeitraum 2003 -2009  

2009 Entwicklung 2003 bis 
2009 

Verkaufsfläche 
 

CIMA-
Warengruppea)

Anzahl 
der Be-
triebe in m² in % 

Umsatzverteilung in 
% bei 338,3 Mio. € 

(bzw. 403,7 Mio. €)c)

Verkaufsfläche  
in % 

Umsatz 
in % 

periodischer 
Bedarf b)

180 
(192) 

34.180 
(39.350) 

31,8 
(28,4) 

48,6 
(46,0) 

+21 
(+20) 

+23 
(+16) 

aperiodischer 
Bedarf 

219 
(233) 

73.445 
(99.045) 

68,2 
(71,6) 

51,4 
(54,0) 

- 4 
(-2) 

+ 1 
(-2) 

Einzelhandel 
insgesamt 

399 
(425) 

107.625 
(138.395) 

100,0 
(100,0)

100,0 
(100,0) 

+ 3 
(+3) 

+11 
(+5) 

a) CIMA […], S. 28 ff. b) einschl. tägl. Bedarf c) in Klammern: HGW und Neuenkirchen zusammen; Quelle: CIMA […], 2010, 
Abb. 14 -19; verändert 
                                                           
1 Projektleiter und –bearbeiter waren Diplomgeographen, darunter A. JETHON als Absolvent des Geographi-
schen Instituts der Greifswalder Universität 
2 Alle Seitenzahl- und Abbildungsangaben im Abschnitt 1.1. beziehen sich auf dieses Projektergebnis. 
3 Einzelhandelsrelevante Kaufkraft 2009:  Deutschland = 100 Prozent 

M-V 83,3 Prozent 
HGW 90,4 Prozent 
Neuenkirchen 90,4 Prozent 

       Umlandgemeinden (außer Lubmin): ~82-88 Prozent 
4 Zusammen mit Neuenkirchen (in ca. 5 km Entfernung von der Greifswalder Innenstadt) 
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Die Einzelhandelszentralität5 liegt 2009 bei 127 bzw. 155 Prozent unter Berücksichtigung von 
Neuenkirchen; d. h., da der Wert größer als 100 Prozent ist, fließt Kaufkraft in den Ort/ die 
Orte. 
 
Tabelle 2: Handelszentralität Greifswald bzw. Greifswald/Neuenkirchen 2009 und im Entwicklungs-
zeitraum 2003-2009 
CIMA – Warengruppea) Handelszentralität 2009 in % Entwicklung der Einzelhan-

delszentralität von 2003 bis 
2009; in % 

periodischer Bedarf 121 
(129)c)

+9 
(+9) 

aperiodischer Bedarf 134 
(161) 

-20 
(-31) 

Einzelhandel insgesamt 127 
(145) 

-5 
(-15) 

a), b), c): vgl. Tab. 1 Quelle: CIMA […], 2010, Abb. 20 – 25; verändert 

 
Einkaufs- und Arbeitspendlerströme aus dem Marktgebiet (siehe unten) sowie Touristen und 
Studenten generieren die Kaufkraftzuflüsse. Warengruppen, die deutlich über dem zentralen 
Einzelhandelsdurchschnitt Greifswalds (=127 Prozent) liegen, sind Bekleidung/Wäsche, 
Gardinen/Teppiche/Heimtextilen, Hobbybedarf, Schuhe/Lederwaren, Glas/Porzellan/ Ge-
schenke/Hausrat. Die insgesamt gesunkene Handelskapazität ist nicht direkt mit der Ange-
botsstrukturentwicklung in Verbindung zu bringen. Aber es ist festzustellen, dass das verän-
derte Nachfragevolumen durch die gewachsene Einwohnerzahl Greifswald (mit erhöhter 
Kaufkraft) die positive Umsatzentwicklung übersteigt.  
CIMA hat für Greifswald (mit Neuenkirchen) ein Marktgebiet berechnet, abgegrenzt und im 
Inneren differenziert (vgl. 2010, S. 21-28). Neben dem Stadt- und Gemeindegebiet Greifs-
wald/Neuenkirchen umfasst es eine Nahmarktzone (=Stadt-Umland-Raum [lt. Landesraum-
entwicklungsprogramm] und weitere verkehrsgünstig gelegene Nachbargemeinden Ost- und 
Nordvorpommerns im ca. 15km-Radius) und eine Fernmarktzone mit einem ca. 20-30 km –
Radius um dieses vorpommersche Einzelhandelszentrum. Dieses Marktgebiet 
(=Dominanzgebiet des Greifswalder/Neuenkirchener Einzelhandels) ist etwa 145.000 Ein-
wohner groß mit einem Nachfragepotenzial von rd. 693 Mio. Euro (mit rd. 40 Prozent aus 
Greifswald/Neuenkirchen, 17 Prozent aus der Nahmarktzone, 41 Prozent aus der Fern-
marktzone und 2 Prozent Potenzialreserve durch Touristen, sporadische Besucher, Studen-
ten ohne Hauptwohnsitz in Greifswald). 
Die innerhalb der Gesamtstadt nordwestlich-peripher gelegene Innen-/Altstadt bildet (vgl. 
Seite 51) den „Schwerpunkt der Einzelhandels-, Gastronomie- und Dienstleistungsnutzun-
gen“ Greifswalds und erfüllt somit wichtige Versorgungsfunktionen für Einwohner und Besu-
cher der Stadt. 
 
 
 

                                                           
5 Handelszentralität (in %)=(Umsatz : Nachfrage/in Mio. Euro/)*100 
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Im Juli 2009 hatte die Innenstadt  in Bezug auf den Einzelhandel folgende Anteile an der 
Gesamtstadt: 
- Betriebe: 45,1 Prozent 
- Verkaufsfläche: 20,4 Prozent 
- Umsatz: 23, 9 Prozent 
 
Das Einzelhandelsangebot der Innenstadt gliederte sich (überblicksmäßig) folgendermaßen: 
 
Tabelle 3: Anzahl/Umfang bzw. Anteile der Betriebe, Verkaufsfläche, Umsätze der Greifswalder In-
nenstadt 2009  

Verkaufsfläche Umsatz CIMA – Wa-
rengruppea)

Anzahl der 
Betriebe in m² in % in Mio. € in % 

periodischer 
Bedarfb)

47 2.835 12,9 19,7 24,4 

aperiodischer 
Bedarf 

133 19.100 87,1 61,1 75,6 

Einzelhandel 
insgesamt 

180 21.935 100,0 80,8 100,0 

a), b) vgl. Tab.1; Quelle: CIMA […], 2010, Abb. 36 - 38 

 
Die Einzelhandelsbetriebe sind in der Innenstadt ungleichmäßig verteilt und erstrecken sich 
über eine Ost-West-Distanz von ca. 1.000 m in unterschiedlicher Lagequalität und differen-
zierter Nutzungsart sowie deutlich unterschiedlicher Passantenfrequenz (vgl. S. 51). 
Die Haupteinkaufslage (1-A-Lage) erstreckt sich über die Lange Straße (ab Rotgerberstra-
ße), Fischmarkt, Markt und Schuhhagen. 1-B-Lagen mit deutlich geringerer Passantenfre-
quenz ergänzen den Ausgangsbereich Lange Straße, westlich der Rotgerberstraße bis Ka-
paunenstraße, Mühlenstraße, Kuh- und Brüggstraße zwischen Mühlenstraße und Schuhha-
gen, Fleischerstraße zwischen Markt und Domstraße; zu den 1-C-Lagen mit wesentlich 
schwächeren Einzelhandelsbesatz gehört u.a. die Lange Straße westlich der Kapaunenstra-
ße (siehe Karte). Die Standortverteilung und Struktur des Einzelhandels in der Innenstadt ist 
u. a. gekennzeichnet durch (CIMA, 2010, S.56-60):  
- zentrale innerörtliche Bedeutung (trotz nahräumigen Fachmarktes in Neuenkirchen)  
  mit unterschiedlicher Ausstattung bei zentrenrelevanten Sortimenten  
- relativ kleinteilige Struktur; individuellen Charakter  
- deutlichere Präsenz von inhabergeführten Geschäften gegenüber dem filialisiertem  
  Einzelhandel in vergleichbaren  (Innen-)Städten 
- positive Entwicklung der Einkaufsstraße Schuhhagen 
- problematische Situation in der Dompassage sowie „Westend“ der Langen Straße 
- sehr geringe Verkaufsflächenanteile 
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2  Mitternachts-Shopping – ein Beitrag zur Vitalisierung der Innenstadt 
 
Wie einleitend erwähnt wurden auf Anregung des Vorsitzenden des Vereins Greifswalder 
Innenstadt (VGI) in den Jahren 2006 und 2009 vor, während (9. 12. 2006 bzw.12. 12. 2009) 
und zum Teil nach dem jeweiligen Greifswalder Mitternachts-Shopping (M-Sh) Geschäftsin-
haber und Besucher vornehmlich durch Studierende des Geographischen Instituts der Uni-
versität (im Rahmen ihrer humangeographischen Ausbildung) befragt und Passantenströme 
erfasst.6

Ziel dieser Aktionen war es, Stärken und Schwächen in Vorbereitung und Durchführung des 
M-Sh‘s aus unterschiedlicher Teilnehmersicht zu ermitteln sowie ausgewählte Daten zu 
Quantität und „Qualität“ der Eventbesucher zu erhalten, um für zukünftige derartige Veran-
staltungen und für die Entwicklung des innerstädtischen Einzelhandels Chan-
cen/Verbesserungsvorschläge aufzeigen bzw. ableiten zu können. 
Die studentischen Untersuchungsergebnisse sind in den Staatsexamensarbeiten von T. 
BLEISS und F. ZIMMERMANN (vgl. Literaturverzeichnis) zusammengestellt und ausgewer-
tet worden. Beide Arbeiten wurden dem VGI zugeleitet und dort als Arbeitsgrundlage ver-
wendet. Hier sollen einige Ergebnisse, vorzugsweise von 2009, in knapper Form vorgestellt 
werden. 
 
Das vorweihnachtliche Mitternachts-Shopping war und ist in jedem Jahr Teil eines umfang-
reichen Kultur- und Einkaufsevents und wurde bzw. wird in den lokalen und regionalen Me-
dien ausgiebig beworben.7 2009 war es – wie immer – eingebettet in den Weihnachtsmarkt, 
der zu diesem Zeitpunkt bis Mitternacht geöffnet hatte. Außerdem fanden gleichzeitig Kunst- 
und Hobbyhandwerkerpräsentationen, Kirchenmusikveranstaltungen, „bunte“ künstlerische 
Bühnenprogramme, Universitätsbesichtigungen u.v.m. statt.  
„Hauptaktionsraum“ des abendlichen/mitternächtlichen Einkaufens und Flanierens war folg-
lich der Schuhhagen, die Lange Straße, der Markt und Fischmarkt und somit konzentrieren 
sich auch die begleitenden Befragungen und Zählungen auf dortige Standorte. 
 
2.1  Empirische Erhebung 2006 und 2009 – methodisches Vorgehen 
Die empirische Untersuchung umfasste folgende Bestandteile: 
- Vorstudie zur möglichen „Nichtteilnahme [von Einwohnern und Besuchern] am  
  Mitternachts-Shopping“ 
- Befragung der Einzelhändler der Greifswalder Innenstadt:  

• Teil 1: „Angaben zum Geschäft“; anonym und abgekoppelt von  
• Teil 2 zum Einzelhandel in Greifswald (einschließlich zu Konkurrenzsituation 

und Onlinehandel) und zum M-Sh; Befragung vor dem Event 
und 

• Teil 3 zur Ergebnissen des M-Sh‘s; Befragung nach dem Event 
- Befragung von Besuchern während des M-Sh‘s 

                                                           
6 Hierbei gilt der Dank – 2009 betreffend – vor allem den Geographie-Lehramts-Studenten der Matrikel 2009 und 
einigen Geographie-Bachelor-Studenten der Matrikel 2008 für ihre tatkräftige Unterstützung 
7 Auch die studentische Begleituntersuchung 2009 wurde rechtzeitig angekündigt; im Lokalteil der OSTSEE-
ZEITUNG am 27. Oktober. 



- zwei Passantenzählungen:  a) an einem „gewöhnlichen“ Samstag in der Vorweihnachtszeit 
b)während des samstäglichen Mitternachts-Shoppings 
 
Zusätzlich wurden im Laufe des Untersuchungsganges mehrere Interviews mit verschiede-
nen Experten, z. B. des Einzelhandels, durchgeführt.8

Für die Passantenzählungen wurden 2009 (leicht modifiziert zu 2006) folgende Standorte 
gewählt (vgl. Abb.1):  

 
Abbildung 1: Standorte für die Passantenzählung in der Greifswalder Innenstadt am 05. und 
12. Dezember 2009; Quelle: ZIMMERMANN 2011, Anlage 4 
 
- Schuhhagen/Ecke Mühlenstraße 
- Knopfstraße/Ecke F.-Loeffler-Straße 
- Mühlenstraße/Ecke Rakower Straße 
- Markt/Ecke Fleischerstraße 
- Lange Straße, Nähe Dompassage 
- Lange Straße/Ecke Kapaunenstraße 
 
Die Zählstandorte wurden in Relation zu benachbarten Parkplätzen, Parkhäusern und 
ÖPNV-Haltestellen gewählt. 
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8 Ergebnisse der Vorstudie und der Experteninterviews sollen hier nicht oder nur ansatzweise einfließen. 



Die Passantenein-/ausströme wurden am 5.12.09 von 13 bis 16 Uhr und am 12.12.09 (M-Sh) 
von 18 bis 24 Uhr in 15-Minuten-Einheiten mithilfe eines standardisierten Protokollbogens 
erfasst. 
Die Befragung der Einzelhändler erfolgte mittels datenschutzrechtlich abgesicherter Frage-
bögen (siehe ZIMMERMANN, 2011, Anlagen) und ergänzenden Interviews. Die Befragung 
der M-Sh-Besucher (wiederum mithilfe eines Fragebogens) erfolge nach dem Zufallsprinzip 
entlang des „Hauptaktionsraumes“ Schuhhagen bis westliche Lange Straße.  
 
2.2  Passantenzählung und –befragung während des Mitternachts-Shoppings 2009 
Am 12.12.2009 wurden an den sechs Standorten insgesamt 52.643 Personen gezählt. Dabei 
betrug die Anzahl der in die Innenstadt einströmenden Passanten 25.151 gegenüber 27.492 
das Untersuchungsgebiet verlassenden Personen. Die hierbei entstandene Differenz von 
2.341 lässt sich mit den sich bereits zu Beginn der Zählung in der Innenstadt aufhaltenden 
Personen erklären.   
Bei der Zählung gab es deutliche Unterschiede zwischen den Standorten, besonders von 
„Schuhhagen“ und „Langer Straße“ im Vergleich zu den anderen Zählorten.  
Diese Diskrepanz, die auch BLEISS 2006 ermittelte, erschließt sich aus der nachfolgenden 
Grafik (Abb.2). 
 

 
Abbildung 2: Vergleich des Ein- und Ausstroms der Passanten während der Mitternachts-Shoppings 
2006 und 2009; Quelle: Darstellung auf Grundlage von Daten aus BLEISS (2007) und ZIMMERMANN 
(2011) 
 
Es wird ersichtlich, dass in beiden Jahren die Standorte „Schuhhagen“ und „Lange Straße“ 
deutlich höher frequentiert wurden als die übrigen Zählpunkte. Das hohe Passantenaufkom-
men für den Standort „Schuhhagen“ kann mit den Parkplätzen „Am Theater“ und „Hansering“ 
sowie nahegelegenen ÖPNV-Haltestellen begründet werden.   
Der in beiden Untersuchungen am stärksten frequentierte Zählpunkt „Lange Straße/Nähe 
Dompassage“ lässt mutmaßen, dass die 243 Stellplätze der Tiefgarage „Dompassage“ am 
Abend des M-Sh‘s nahezu vollständig über die gesamte Zeit des Events ausgelastet waren. 

 7



 8

Zudem konnte die Dompassage mit ihrem vorhandenen Läden und dem zusätzlich gebote-
nen Programm sicher als Besuchermagnet fungieren.  
Es wird weiterhin deutlich, das die Gesamtsumme aller erfassten Passanten an fünf9 Stand-
orten (rd. 46.700 Passanten) deutlich niedriger ausfiel als im Vergleichsjahr 2006 (rd. 
69.000). Summiert man die Einstromwerte an den vier „östlichen“ Standorten, kommt man 
auf ca. 11.000 Personen. Bei einem Vergleich des 2006 ermittelten Zwischenwerts (rd. 
17.700 Passanten) und der Größe von 2009 (rd. 11.000) wird ersichtlich, dass ein Rückgang 
um 5.300 Besucher zu verzeichnen ist. Möglicherweise kam es 2009 zu einer zeitliche Ver-
lagerung des Besuchereinstroms in den Nachmittag hinein. Es lässt sich vermuten, dass vor 
allem Familien mit Kindern die Nachmittagsstundens für einen Besuch des „Mitternachts-
Shoppings“ nutzen, da in diesem Zeitraum diverse Programme, wie bspw. der Besuch des 
Weihnachtsmannes um 16 Uhr, extra für jüngere Gäste angeboten wurden. Mit einem Kon-
zert des Chores des „Bundes der Ruheständler“ und dem ersten der drei Bläserkonzerte in 
der Kirche St. Marien wurden außerdem bereits um 15 Uhr die ersten kulturellen Höhepunkte 
dieses „Shoppingevents“ dargeboten. Diese könnten wiederum einige Besucher dazu bewo-
gen haben, schon zu diesem Zeitpunkt in die Greifswalder Innenstadt zu kommen.  
Zusätzlich sollte 2009 an den Zählpunkten „Lange Straße“ und „Kapaunenstraße“ erfasst 
werden, wie viele Passanten nach Überschreiten des erstgenannten Erhebungsstandortes 
auch Geschäfte und gastronomische Einrichtungen westlich der Dompassage aufsuchten 
bzw. wie viele die Innenstadt dort während des Erhebungszeitraumes betraten oder verlie-
ßen.  
Werte des Ein- bzw. Ausstroms (Abb.2) machen deutlich, dass nur etwa 22 bzw. 31 Prozent 
der am Zählort „Lange Straße“ ermittelten Passanten am westlichsten Zählort „Kapau-
nenstraße“ ermittelt wurden. Das mag zunächst daran liegen, dass ein Großteil der Innen-
stadtbesucher auf Höhe der Dompassage kehrt machte und anschließend wieder am Zähl-
punkt „Lange Straße“ vorbei in Richtung Markt lief. Gleichzeitig kann davon ausgegangen 
werden, dass die Besucher, die an Führungen durch das Universitätshauptgebäude teilnah-
men, den dazu gehörigen Treffpunkt am Rubenow-Denkmal über die Lange Straße und die 
in südliche Richtung abgehende Rotgerberstraße erreichten. Über diesen Weg betraten bzw. 
verließen eventuell auch all diejenigen Passanten die Fußgängerzone, die in diesem Zu-
sammenhang die PKW-Parkflächen des Universitätsgeländes, der Gerichte und der angren-
zenden Seitenstraßen nutzten. Beobachtungen zufolge waren diese Stellflächen nahezu 
ausgelastet. 
 
Mögliche Ursachen für die verhältnismäßig geringe Frequentierung des westlichen Ab-
schnitts der „Langen Straße“ sind folgende: 
- Nebenlage von wenigen Handels- und Gastronomieeinrichtungen 
- attraktivitätsmindernde Brachfläche an der Ecke Lange Straße/Kapaunenstraße 
- Ende der Fußgängerzone an der Dompassage (mit wechselndem Straßenbelag) 
Auch 45 Prozent der befragten Einzelhändler gaben im Rahmen der Erhebung an, dass die 
Aufwertung der westlichen Langen Straße eine wichtige, unbedingt umzusetzende Maßnah-
me im fortschreitenden Vitalisierungsprozess der Greifswalder Innenstadt darstellt.  

                                                           
9 Zählort „Kapaunenstraße“ konnte für Vergleichsangaben nicht berücksichtigt werden, da dort 2006 nicht gezählt 
wurde.  
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Es war insgesamt festzustellen, dass der Zählstandort „Kapaunenstraße“ im Vergleich von 
Referenzzählung (5.12.09) und Hauptzählung (12.12.09)10 den höchsten Anstieg der erfass-
ten Personen erfuhr (mögliche Gründe in der Vorweihnachtszeit: einziger „reiner“ Spielzeug-
laden in Nähe der Kapaunenstraße und zeitweilige Bühnenprogramme während des M-
Sh’s). 
Erwartungsgemäß hoch war auch der Anstieg der Passantenstromwerte am Zählpunkt „Lan-
ge Straße/Nähe Dompassage“. Durch die Veranstaltungen im Dom, im Kulturzentrum „Sankt 
Spiritus“, im Universitätshauptgebäude und in der Dompassage selbst wurden die Besucher 
des M-Sh‘s beispielsweise aus Richtung (Weihnachts-)Markt in die westlichen Bereiche der 
Innenstadt geleitet.  
Für die Veranstalter des M-Sh‘s – zugleich Untersuchungsauftraggeber – war von besonde-
rem Interesse zu erfahren, welche Anlässe/Gründe es gab, an diesem Abend die Innenstadt 
aufzusuchen. Deshalb wurden Passanten – nach Zufall und Entgegenkommen ausgewählt – 
anhand eines vorbereiteten Problemkatalogs (vgl. ZIMMERMANN 2011, Anlage 2) befragt. 
Neben allgemeinen Angaben zur Person wurden folgende Inhalte erfragt (tlw. besprochen): 
- Anlass des Innenstadtbesuchs, da das M-Sh nur ein Angebot unter vielen war 
- Häufigkeit bisheriger Teilnahme am M-Sh 
- Verkehrsmittelwahl für Innenstadtbesuch und Zufriedenheit bezüglich Parkmöglichkeiten 
und ÖPNV-Anbindung 
- Motive für M-Sh 
- Kaufabsichten; geplante Ausgabenhöhe 
- Art der (voraussichtlich) gekauften Waren. 
Zusätzlich wurde ermittelt, wo die Befragten normalerweise ihre Waren des nichttäglichen 
Bedarfs kaufen und wie häufig sowie für welche Waren Onlineshopping genutzt wird. Zwei 
spezielle Fragen bezogen sich auf die Geschäfts-„Kernöffnungszeiten“-Problematik.  
 
Am Abend des 12.12.09 wurden 206 Passanten befragt. Da Mehrfachnennungen möglich 
waren, ergab sich, dass 51 Prozent der Befragten Weihnachtsmarkt- und 67 Prozent „reine“ 
Mitternachts-Shopping-Besucher waren. 
40 Prozent der Befragten wohnten nicht in Greifswald; unter den befragten Greifswaldern 
dominierten Einwohner der Innenstadt und der Fleischervorstadt. Nach Tätigkeit der Befrag-
ten überwogen die Angestellten (41 Prozent) und Studenten (24 Prozent); nach Alter domi-
nierten die 21- bis 35-jährigen (38 Prozent), gefolgt von den 36- bis 50- und 51- bis 65-
Jährigen (25 bzw. 21 Prozent) 
Die Nicht-Greifswalder kamen zu 72 Prozent aus der zielgerichtet beworbenen Region Vor-
pommern.  
Von den befragten 206 Passanten reiste etwa die Hälfte mit dem PKW an; nur 4 Prozent 
nutzten (trotz Sonderfahrplans) den Bus, 12 Prozent das Fahrrad, kaum 33 Prozent kamen 
zu Fuß. Unter den PKW-Nutzern, darunter ein Drittel aus Greifswald, äußerten sich 44 Pro-
zent graduell unzufrieden über die Parkplatzsituation. Vor allem die Greifswalder lagen mit 
60 Prozent noch über diesem Durchschnitt – vermutlich wohl dadurch, da sie öfter als aus-
wärtige Gäste mit fehlenden Stellplätzen und nervigem Suchverkehr konfrontiert sind.  

 
10 Für die Vergleichbarkeit wurden die Werte der Hauptzählung halbiert, da sie sich über sechs Stunden, die 
Referenzzählung aber nur über drei Stunden erstreckte.  
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36 Prozent der Befragten nahmen zum ersten Mal an diesem „Shoppingevent“ teil, darunter 
vor allem Studenten, Auszubildende und Angestellte, bei denen man aufgrund ihres Alters 
(überwiegend unter 25 Jahren) darauf schließen kann, dass sie noch nicht sehr lang in 
Greifswald leben und aus diesem Grund noch keine oder nur sehr wenige Möglichkeiten zur 
Teilnahme am Mitternachts-Shopping hatten. Doch auch von den befragten Rentnern, die 
entweder mit ihrem Partner oder der Familie in die Innenstadt gekommen waren, gab über 
die Hälfte an, zum ersten Mal diesem Event beizuwohnen. Folglich kann festgehalten wer-
den, dass ebenso bei den Älteren durchaus der Wunsch vorhanden ist, dieses Ereignis zu 
erleben. 
Von den befragten Personen waren, wie auch in der Vergleichsstudie von 2006, ungefähr je 
ein Drittel mit dem Partner, mit der Familie oder in der Gruppe in der Innenstadt unterwegs. 
Dass insgesamt 62 Prozent der befragten Personen angaben, ins Stadtzentrum gekommen 
zu sein, um Spaß zu haben und 39 Prozent (11 Prozentpunkte? mehr als 2006), um sich mit 
Freunden zu treffen, unterstreicht den gemeinschaftsfördernden Charakter des M-Sh‘s.  
Gut ein Drittel – unter Berücksichtigung von Mehrfachnennungen – wollte sich vorrangig über 
das Angebot informieren und ungefähr 50 Prozent waren explizit wegen des Einkaufens in 
die Innenstadt gekommen; ein Viertel hatte geplant, sowohl etwas zu kaufen als auch sich zu 
informieren und 20 Prozent hatten die Absicht, gezielt etwas zu kaufen.  
Dieser Trend deutet an, dass das M-Sh von den Besuchern zunehmend als Gelegenheit 
genutzt wird, sich mit der Familie, dem Partner oder Freunden ein paar schöne Stunden zu 
machen, durch die Geschäfte zu bummeln, noch ein paar Kleinigkeiten für Weihnachten zu 
erhaschen und sich etwas Leckeres auf dem Weihnachtsmarkt zu gönnen.  
61 Prozent der Befragten äußerten, an diesem Abend nicht mehr als 50 € ausgeben zu wol-
len; das sind 18 Prozent mehr als bei der Befragung im Dezember 2006. 
Da nur jeder Vierte vermutete, sich bei seinen Ausgaben während des M-Sh‘s im Bereich 
von 51 bis 200 € „zu bewegen“, kann angenommen werden, dass viele Besucher ihre weih-
nachtlichen Großeinkäufe auf die Tage verlagerten, wo weniger Menschen in den Geschäf-
ten unterwegs sind.  
Bei den vorgegebenen Antwortkategorien zur Geldausgabe wurden mit 41 Prozent „Klei-
dung“, mit 20 Prozent „Bücher/Antiquarisches“ und mit 14 Prozent „Kosmetik/Parfüm“ am 
häufigsten benannt. Diese drei Warengruppen waren auch in der Untersuchung 2006 domi-
nierend.  
10 Prozent der Befragten gaben an, dass am Abend vor allem Lebensmittel konsumiert wur-
den oder werden; konkret waren damit vor allem Glühwein, Bratwurst sowie andere Speisen 
und Getränke gemeint, die an vielen verschiedenen Ständen gekauft werden konnten. Be-
sonders Glühwein war 2009 von besonderem Interesse, da das Motto des M-Sh‘s in diesem 
Jahr „Greifswald feiert Glühwei(h)nachten“ lautete und die Greifswalder Gastronomen und 
Einzelhändler dazu aufgerufen waren, mit ihrem individuellen Rezept am Wettbewerb „Wer 
macht Greifswalds besten Glühwein?“ teilzunehmen. So bestand für die Besucher die Mög-
lichkeit, ca. alle 50 Meter an einem anderen Stand einen speziellen Glühwein zu probieren. 
Vereinzelt klang aber diesbezüglich vonseiten der Einzelhändler Kritik an: „Falsches Motto, 
denn es heißt Mitternachts-Shopping und nicht Mitternachts-Glühweihnacht, Händler wollen 
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verkaufen und nicht Glühwein rausgeben“ oder „zu viele Glühweinstände, es war nur noch 
Volksbelustigung“. 
 
Weiterhin sollte ermittelt werden, wo die Befragten im Allgemeinen Waren des nichttäglichen 
Bedarfs (Kleidung, Schuhe, Schmuck, Bücher etc.) kauften. Die Umfrageergebnisse waren 
hierbei nahezu identisch mit jenen von 2006. 63 Prozent der Befragten gaben an, diese Wa-
ren in der Greifswalder Innenstadt zu kaufen. An zweiter Stelle wurde (bei Möglichkeit der 
Mehrfachnennung) mit 54 Prozent der Elisenpark am Stadtrand genannt. 15 Prozent kaufen 
diese Waren nicht in Greifswald, sondern vor allem in Rostock, Berlin, Stralsund oder 
Schwerin (besonders Personen im Alter unter 30 Jahren). Der Einkaufskomplex Marktkauf in 
Neuenkirchen ist mit 12 Prozent (7 Prozent Rückgang zu 2006) diesbezüglich die vierthäu-
figste Anlaufstelle.  
Jeder dritte befragte Besucher gab an, die Möglichkeit des Onlineshoppings für Waren des 
mittel- bzw. langfristigen Bedarfs nicht zu nutzen. Dem steht ein Drittel von Befragten gegen-
über, das diese Güter bis zu sechsmal pro Jahr über das Internet bezieht und jeweils ca. 15 
Prozent, die jährlich zwölfmal und mehr Waren dieser Art online erwerben. Erwartungsge-
mäß sind es die 21- bis 35-Jährigen, die das Internet für derartigen Warenbezug häufig nut-
zen.  
Über Onlineshopping werden von den Befragten besonders Bücher/Antiquarisches, Klei-
dung, elektrische Geräte und CD/DVD etc. bezogen, weniger Sportartikel, Schu-
he/Lederwaren, Spielzeug, Kosmetik/Parfüm oder Schmuck/Uhren.  
 
Um zu erfahren, in welchem Maße dieser Entwicklung ein Stück weit entgegengewirkt wer-
den könnte, sollte u. a. der Frage nachgegangen werden, was sich die potenzielle Kund-
schaft konkret für die Greifswalder Innenstadt wünschen würde. Zu diesem Zweck hatte 
BLEISS (2006) unter dem Schwerpunkt Stärkung der „Vitalität und Zentralität der Greifswal-
der Innenstadt“11 Passanten befragt, was denn getan werden müsste, um das Stadtzentrum 
attraktiver zu gestalten. Neben einer Erweiterung der Sortimentsbreite wünschten sich 70 
Prozent der Befragten eine Vereinheitlichung der Öffnungszeiten.  
 
Um diesen Wunsch etwas konkreter zu erfassen, wurden deshalb 2009 zwei zusätzliche 
Fragen zu diesem Problem gestellt. Zunächst erfragte man bei den Besuchern des M-Sh‘s, 
wie sie der Einführung von Kernöffnungszeiten in der Innenstadt, d.h. montags bis freitags 
10 bis 18 Uhr und samstags 9 bis 16 Uhr, gegenüberstehen würden. Insgesamt sprachen 
sich 62 Prozent dafür aus, 17 Prozent standen diesen Kernöffnungszeiten neutral gegenüber 
bzw. enthielten sich und 21 Prozent bezogen eine ablehnende bis sehr ablehnende Position 
zu dieser Thematik. Es sind vor allem Berufstätige, die der Einführung dieser Kernöffnungs-
zeiten ablehnend gegenüberstehen. Ihnen geht es dabei aber weniger um die Einführung an 
sich, sondern vielmehr um die vorgeschlagenen Zeitspannen. Bei der daran anschließenden 
Frage, welche Ladenöffnungszeiten sie sich wünschen würden, forderten sie eine Ausdeh-
nung in die Abendstunden, d.h. eine Öffnung der Geschäfte bis mindestens 20 Uhr, z.T. 
auch 22 Uhr. Vermutlich besteht bei dieser Gruppe das Bedürfnis, nach eigenem Dienst-

                                                           
11 BLEISS, 2007 S. 52ff. 
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schluss oder am Samstagabend in der Greifswalder Innenstadt Besorgungen machen zu 
können.  
 
2.3  Einschätzung des Mitternachts-Shoppings 2009 aus Sicht der Einzelhändler 
Bei der Darlegung der Untersuchungsmethodik (vgl. 2.1.) wurde u. a. auf die dreigeteilte Be-
fragung der Greifswalder Innenstadthändler hingewiesen. Handelsgeographisch sind die 
Antwortinhalte der Teile zwei und drei interessant, eventbezogen vor allem Teil drei, weil 
nach Kunden- und Umsatzsteigerung und besonders zur Einschätzung des M-Sh‘s gefragt 
wurde.  
Der zweite Teil diente der Ermittlung eines Stimmungsbildes über den Greifswalder Einzel-
handel, vorzugsweise auf die Innenstadt bezogen. Das heißt, dass 18 Fragen darauf abziel-
ten, den Grad der Zufriedenheit bspw. hinsichtlich Mietkosten, ÖPNV, Parkplatzsituation 
u. Ä. zu erfassen und ein Meinungsbild zu den Problembereichen Ladenschluss, Kernöff-
nungszeiten, Konkurrenzstandorte, Onlineshopping und Vitalisierung der Innenstadt bzw. 
des Innenstadthandels zu erstellen. Letzteres zielte vor allem auf die zukünftige Gestaltung 
des westlichen Teils der Einkaufsachse „Lange Straße“ und die Entwicklung der Dompassa-
ge ab. (Die Antworten zu den relativ vielen Fragen des Teils 2 werden später größtenteils nur 
summarisch aufgelistet oder überblicksmäßig beschrieben.) 
 
Eine umfangreichere und gezieltere Vorbereitungsphase als 2006 ermöglichte, dass 2009 
von 115 angesprochenen Einzelhändlern 82 die Fragebögen – wenngleich oft erst aufgrund 
hartnäckiger Nachfrage – ausfüllten, sodass die Rücklaufquote 71 Prozent betrug.12 Die 
Gründe für eine Nichtbeteiligung an der Befragung reichten von (vermutlich) reinem Desinte-
resse, über den unterschiedlichen Grad der „Verankerung“ in Greifswald bis zur fehlenden 
Zuständigkeit örtlicher Filialleiter von regional, national oder international agierenden Han-
delsunternehmen.  
 
Die Befragungsergebnisse sind bei ZIMMERMANN (2011) detailliert beschrieben und gra-
phisch in zwölf Abbildungen (Anhang 7) festgehalten worden; hier soll daraus eine ange-
messen gedrängte Darstellung folgen. 
Die 82 befragten Einzelhändler untergliederten sich in 65 inhabergeführte Einzelunterneh-
men und 33 Prozent Filialisten (2 Prozent ohne Angabe). Folglich waren unter den Befragten 
vorzugsweise Verkaufsstellen kleiner Größe/relativ geringer Verkaufsfläche (VFL) zu finden: 
71 Prozent der Geschäfte bis zu 150 m² VFL, 15 Prozent mit 150 bis 500 m² VFL, 5 Prozent 
über 750 m² VFL. 
 
Nach Voll- oder Teilzeitbeschäftigtenanzahl, einschließlich Aushilfen, überwiegen zu 75 Pro-
zent die Geschäfte mit bis zu fünf Personen; in 13 Prozent der Handelseinrichtungen arbei-
ten 6 bis 20 Beschäftigte; nur 4 Prozent überschreiten die 20-Beschäftigten-Marke. Der Zeit-
punkt der Geschäftseröffnung widerspiegelt den jüngeren gesellschaftlichen und damit auch 
den Einzelhandel betreffenden Umbruch: Nur 4 Prozent der befragten Händler hatten vor 
1989 ihr Geschäft am jetzigen Standort. 33 Prozent eröffneten das Geschäft zwischen 1990 
und 2000 und 58 Prozent erst ab 2001 (darunter die Hälfte ab 2006).  

 
12 2006 wurden 251 Einzelhändler und Gastronomen befragt, nur 78 beteiligten sich an der Untersuchung. 



 
 
Das Warenangebot der betreffenden Einzelhändler gliederte sich prozentual wie folgt: 
 

 
Abbildung 3: Warenangebot der befragten Einzelhändler 2009; „Sonstiges“ bedeutet überwiegend 
„Keramik/Kunstgegenstände“, „Papier/Schreibwaren“, „Floristik“. Quelle: ZIMMERMANN 2011, S. 56.  
 
Generell standen, wie bereits 2006, rund drei Viertel der befragten Einzelhändler dem Event 
„Mitternachts-Shopping“ positiv gegenüber, 17 Prozent waren dezidiert dagegen und 9 Pro-
zent enthielten sich der Meinung. Diese allgemeine Einstellung spiegelt sich auch im Teil-
nahmeverhalten der Einzelhändler wider, wo nahezu die gleiche prozentuale Verteilung auf-
trat.  
Bei der Begründung von ablehnender Haltung bzw. Nichtteilnahme am M-Sh waren tlw. ähn-
liche Antworten wie 2006 zu registrieren: 
- hoher Arbeitszeitaufwand 
- hohe Personalkosten 
- enorme Kosten für Werbung 
- erhöhte Nebenkosten 
- geringe Nachfrage in Spezialgeschäften 
- geringe Frequentierung der Nebenstraßen 
- „allgemeine negative“ Erfahrungen. 
 
Auch 2009 gaben einzelne Händler an, aus diesen Gründen sich nicht wieder an dieser Ver-
anstaltung beteiligt zu haben bzw. beteiligen zu wollen.  
Dennoch war die Erwartungshaltung der meisten/positiv gestimmten Einzelhändler an deutli-
che Umsatzsteigerung geknüpft (mehr als 2006), vor allem im Rahmen des sogenannten 
Weihnachtsgeschäftes. Das lässt sich auch dadurch belegen, dass ca. 40 Prozent der be-
fragten Einzelhändler während des M-Sh‘s besondere Angebote unterbreiteten (Rabatt- und 
Gutscheinaktionen, Modenschauen etc.). So versprach sich – allerdings anteilig weniger als 
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2006 – etwa die Hälfte der Einzelhändler einen zusätzlichen Werbeeffekt für das Unterneh-
men bzw. für die Innenstadt. 
 
Wie wurden die Erwartungen erfüllt? 
Fast die Hälfte der Befragten fühlten sich in ihren Erwartungen bestätigt, für 23 Prozent gin-
gen die Erwartungen nicht in Erfüllung (28 Prozent ohne Antworten). Einige Einzelhändler, 
deren Erwartungen unerfüllt blieben, gaben an, dass sowohl die Umsätze als auch die Kun-
den im Vergleich zum Vorjahr (2008) tlw. beträchtlich zurückgegangen waren bzw. der Auf-
wand (Mehrkosten aufgrund der längeren Öffnungszeiten) durch entsprechende Umsätze 
nicht aufgewogen wurde. Gerade Einzelhändler in den 1-B- bzw. Nebenlagen hatten gehofft, 
dass die Lenkung der Kundenströme in die Seitenstraßen bzw. in den westlichen Teil der 
Langen Straße erfolgreicher sein würde. (vgl. Ergebnis der Passantenstromzählung!) 
Konträr war die Meinung der Händler zum ergänzenden Bühnenprogramm und zur Standort-
verteilung dieser Attraktionen: 
Lobenswert wurde einerseits hervorgehoben, dass derartige Kultur im gesamten Bereich der 
Langen Straße angeboten wurde, andererseits bedauerte man (wie in den Jahren zuvor) 
deren Konzentration auf dem Markt (u. a. regionaler Radiosender) und die Vernachlässigung 
von Neben- bzw. Seitenlagen (z. B. der Mühlenstraße). Hinweise der Einzelhändler auf Er-
halt des adventszeitlichen/weihnachtlichen Charakters des M-Sh‘s (statt „lauter Party“) und 
Stärkung der Familien-, d. h. auch Kinderfreundlichkeit mit einem breit gefächerten Veran-
staltungsprogramm sollten in Vorbereitung wohlabgewogener M-Sh‘s ernst genommen wer-
den. 
Ein ähnlich konträres Bild wie bei der Bewertung des Rahmenprogrammes entstand bei der 
Einschätzung der Marketingmaßnahmen. Hier gab es sowohl Lob (Radiowerbung) als auch 
Kritik (Werbeplakate, Gebühren). Dass sich die Werbemaßnahmen nach Angaben des In-
nenstadtvereines mittlerweile auf ganz Vorpommern erstrecken, zeigte der Besucherein-
zugsbereich (vgl. Abschnitt 2.2).  
Die Zusammenarbeit des VGI‘s mit den verschiedenen Akteuren (Kirchen, Universität, Ra-
diosender, ÖPNV etc.) wurde oft als sehr positiv herausgestellt. Auch Absprachen mit ande-
ren Städten, wie Stralsund oder Neubrandenburg, z. B. über Event-Zeitpunkte (Tag des M-
Sh’s) fanden statt, sodass bspw. nicht wie 2006 die Mitternachts-Shopping-Veranstaltungen 
in Greifswald und Stralsund am gleichen Adventsamstag stattfanden.  
Verbesserungswünsche einzelner Händler betrafen Gebührensätze, v. a. für die kleinen Un-
ternehmen, um wohl unverhältnismäßig hohe finanzielle Belastungen zu vermeiden.  
Die noch 2006 häufig geäußerte Kritik der Händler an Parkplatznutzungsmöglichkeiten sowie 
an der Müllentsorgung fand 2009 kaum noch Erwähnung.  
 
Die Rückkopplungen zu den Erwartungen der Einzelhändler und ihren Einschätzungen der 
Veranstaltungen können durch Umsatzergebnisse des M-Sh‘s in Form der prozentualen Ta-
gesumsatzsteigerung im Vergleich zu einem normalen Verkaufssamstag ergänzt werden: 
49 Einzelhändler (gleich 60 Prozent der Befragten) reagierten auf die betreffende Frage. 16 
Prozent von ihnen gab an, dass sie keine Steigerung erreichen konnten. Allerdings kam es 
bei einem Drittel zu einem Anstieg von bis zu 50 Prozent und bei rund 22 Prozent lag die 
Steigerung zwischen 51 und 100 Prozent. 29 Prozent der auskunftswilligen Händler erwirt-
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schafteten an diesem Abend Umsatzzuwächse von 300 bis 500 Prozent, wobei es sich hier-
bei vorrangig um Händler mit den Sortimenten „Oberbekleidung“, „Uhren und Schmuck“ so-
wie „Kosmetik, Drogerieartikel und Parfüm“ handelte, deren Kunden also vermutlich Weih-
nachtsgeschenke kauften. (Es muss aber beim Vergleich der genannten prozentualen Um-
satzwerte berücksichtigt werden, dass die jeweiligen Einzelhändler möglicherweise unter-
schiedliche Referenzwerte gewählt haben! Im Erhebungsbogen wurde nach der Steigerung 
des Tagesumsatzes im Vergleich zu einem normalen Samstag gefragt. Diese Formulierung 
lässt aber verschiedene Auslegungen zu. Es wäre denkbar, dass für die Ermittlung des Ta-
gesumsatzes eines „normalen“ Samstags zum einen der Durchschnitt bezogen auf das ge-
samte Geschäftsjahr oder zum anderen nur der der Adventssamstage als Vergleichsgröße 
herangezogen wurde. Gleichzeitig ist hierbei nicht ersichtlich, ob die Einzelhändler die länge-
ren Öffnungszeiten und zusätzlichen Kosten in ihrer Angabe berücksichtigt haben oder 
nicht.) 
Letztlich gaben 40 Prozent (16 Prozent mehr als 2006) aller befragten Einzelhändler an, 
dass sie während des M-Sh‘s die Kaufkraft der Kunden abschöpfen konnten. Der Anteil de-
rer, die eher von einer Kaufkraftverlagerung, also von Umsatzeinbußen in den darauffolgen-
den Tagen ausgingen, war ein wenig von 22 auf 19 Prozent gesunken.  
Zusammenfassend kann festgehalten werden (eingedenk aller Unsicherheiten bei derartigen 
Erhebungen), dass sich bei knapp der Hälfte der befragten Händler die Erwartungen erfüll-
ten.  
Zum Teil deutliche Umsatzsteigerungen und insgesamt eine positive Einstellung zu diesem 
(Teil-) Event sind eine gute Grundlage für gleichartige Veranstaltungen in den Folgejahren.  
 
Doch einzelhandelsbezogen geht es Greifswald und seiner Innenstadt logischerweise um 
größere Zusammenhänge und Probleme; als es das jährlich wiederkehrende und zuneh-
mend besser organisierte M-Sh darstellt. Einige Diskussions- und Reibungspunkte sollen 
aus Händlersicht – als Kontrapunkt zur Kundenmeinung (siehe oben) – in knapper und ver-
einfachter Form vorgestellt werden, da sie tlw. weit über rein betriebswirtschaftliche Inhalte 
hinausgehen, aber deutliche geographische Bezüge aufweisen.  
Zunächst ist festzuhalten, dass die Standortwahl der befragten Einzelhändler – größtenteils 
in 1-A-Lagen und häufig in der Fußgängerzone – fast durchweg als richtige Entscheidung 
empfunden wird: ein hohes Maß an Laufkundschaft, dazu viele Studierende und Touristen 
kommen der Vorstellung von reger Handelstätigkeit mit entsprechenden Umsatzergebnissen 
sehr nah. Insbesondere die Studierenden spielen für einige Händler eine bedeutende Rolle; 
sie werden von ihnen als dynamisch und offen für Neues eingeschätzt. 
Nicht zuletzt waren für viele Händler (ca. 60 Prozent) die bezahlbaren Mieten Anlass für eine 
Geschäftseröffnung in der Innenstadt (84 Prozent waren Mieter!). Auch das Fehlen von gro-
ßen Einkaufszentren in unmittelbarer Umgebung wurde von einzelnen Händlern als Vorteil 
benannt. Persönliche Verbundenheit mit Greifswald oder Weiterführung des Familienunter-
nehmens waren weitere Motive für die Gründung oder Fortführung von Geschäften in der 
Innenstadt.  
Problematisch wird von den Innenstadthändlern erwartungsgemäß die Konkurrenz zum 
Handel auf der „Grünen Wiese“, d. h. in Greifswald insbesondere zum Elisenpark und zum 
nahräumlich gelegenen Einkaufskomplex in Neuenkirchen, gesehen. Zwei Drittel der Befrag-
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ten schätzen die Konkurrenzsituation als mäßig bis sehr hoch ein, allein 38 Prozent - ähnlich 
wie 2006 – beurteilen sie als hoch und sehr hoch. Begründet wurde dieser Zustand mit den 
üblicherweise bekannten Argumenten zu derartigen Einkaufszentren: ausreichend vorhan-
dene und kostenlose Parkplätze, gute Erreichbarkeit mit dem ÖPNV, Wetterunabhängigkeit 
beim Einkauf, Branchenmix und kurze Einkaufswege vor Ort – auch zu ergänzenden Dis-
countgeschäften und Fachmärkten („One-Stop-Shopping“). 
Die Standortvorteile der „Grünen Wiese“ werden den Innenstadthändlern um so stärker be-
wusst, je mehr sie an Belieferungsprobleme während der Hauptgeschäftszeiten oder an die 
„Parkplatzsituation“ denken.  
Bei der Addition von graduell unterschiedlichen Antwortmöglichkeiten zur Zufriedenheit und 
Unzufriedenheit ergibt sich bezüglich der generellen Parkplatzsituation in der Innenstadt ein 
Verhältnis von 43 zu 53 Prozent und zur Parkraumsituation in Bezug auf ihr eigenes Unter-
nehmen ein Verhältnis von 37 zu 51 Prozent. Im Vergleich zur Erhebung von 2006 ist zwar 
jeweils ein leichter Anstieg der Zufriedenheit zu verzeichnen, aber die Unzufriedenheit über-
wiegt immer noch. Hier ist Handlungsbedarf nicht zu leugnen. Vor allem mangele es nach 
Meinung der Einzelhändler sowohl generell als auch mit Blick auf ihr eigenes Geschäft an 
kostenlosen oder zumindest kostengünstigen Kurzzeitparkplätzen und an entsprechenden 
Parkstellflächen für Inhaber und Angestellte. 
Kernöffnungszeiten- und Ladenschlussprobleme berühren Kunden (siehe 2.2) und Händler 
gleichermaßen. Zu den Kernöffnungszeiten äußerten sich 2009 die befragten Händler etwa 
im Verhältnis 60 zu 40 zustimmend bzw. ablehnend – mit Änderungsvorschlägen und Be-
gründung von beiden Seiten (vgl. ZIMMERMANN 2011, S.52). Die Bestätigung und Nicht-
bestätigung der vielfältigen Argumente lässt sich – zumindest ansatzweise – nur durch eine 
Testphase aufzeigen.  
Zur Aufhebung des Ladenschlusses ist die Haltung der befragten Greifswalder Innenstadt-
händler eindeutig: Im Vergleich zu 2006 zunehmend, lehnen etwa zwei Drittel diesen Eingriff 
ins Handelsgeschehen ab. Die meist kleinen, inhabergeführten Unternehmen fürchten vor 
allem den zeitlichen, personellen und finanziellen Mehraufwand in Relation zum Geschäfts-
ergebnis.  
Seit Jahren wurde ein fehlender Lebensmittelmarkt als Nachteil im Einzelhandelsgefüge der 
Innenstadt benannt, auch noch zum Zeitpunkt der Befragung 2009 (z. B. von 40 Prozent der 
Händler). Im November 2010 wurde dieses Problem ansatzweise gelöst mit der Eröffnung 
eines derartigen Marktes in der „Dompassage“. Dieser Entwicklung ist Erfolg zu gönnen, weil 
einerseits geplante Standorte in der nordöstlichen Altstadt aus diversen Gründen scheiterten 
und weil andererseits ein Beitrag zur Vitalisierung dieses Einkaufzentrums und eigentlichen 
Kundenmagneten „Dompassage“ im sogenannten Westend der Innenstadt geleistet wird. Die 
Aufwertung der Dompassage selbst ist für die Belebung der westlichen Altstadt dringend 
geboten, ist jedoch ein komplexer und schwieriger (für Außenstehende auch undurchsichti-
ger) Prozess. Einige relevante Umgestaltungsergebnisse und Planungsvorhaben bezüglich 
dieses Einkaufszentrums sind bei ZIMMERMANN (2011, S. 62) nachzulesen; sie resultieren 
aus einem Interview mit dem derzeitigen Centermanager R. MÜLLER. 
 



Zur Abrundung, tlw. in Ergänzung der bisherigen Ausführungen, verdeutlicht die Zusammen-
stellung in der nachfolgenden Tabelle, welcherart Maßnahmen die befragten Händler mehr 
oder weniger für die Vitalisierung der Greifswalder Innenstadt befürworten. 
 

 
Abbildung 4: Von den Einzelhändlern befürwortete Maßnahmen zur weiteren Vitalisierung der 
Greifswalder Innenstadt (2009); Quelle: ZIMMERMANN 2011, S. 59 
 
 
3  Fazit 
 
Die Untersuchung von Einzelhandel und Mitternachts-Shopping in der Greifswalder Innen-
stadt hat gezeigt, dass sich dieser Stadtteil in einem dynamischen Vitalisierungsprozess be-
findet. Sanierungsmaßnahmen, z. B. im Schuhhagen, oder die Verbesserung der Zusam-
menarbeit einzelner Interessengruppen erhöhten die Attraktivität und Funktionalität der In-
nenstadt. 
Die Passantenbefragung während des M-Sh‘s hat u. a. deutlich gemacht, dass die Innen-
stadt ihrer zentralen Funktion  für das nahe Umland und die gesamte Region Vorpommern 
gerecht wird. Der bemerkenswert hohe Anteil von Besuchern, die nicht in Greifswald woh-
nen, kann als Beleg für die Beliebtheit und Anziehungskraft dieser Veranstaltung und für den 
Erfolg umfangreicher Werbekampagnen gesehen werden. Zugleich wurde sichtbar, welchen 
Defiziten bereits erfolgreich entgegengewirkt werden konnte und wo noch Handlungsbedarf 
besteht. 
Die Befragung von Besuchern des M-Sh‘s konnte ansatzweise klären, welche Personen-
gruppen sich an diesem Event beteiligen und welche Interessen und Bedürfnisse sie mit die-
ser Veranstaltung und mit dem innerstädtischen Einzelhandel in Greifswald verbinden. Unter 
den befragten Passanten waren hauptsächlich Besucher mittleren Alters und Studenten, 
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denen es vorrangig darum ging, gemeinsam mit Partnern, mit der Familie oder in der Gruppe 
Spaß zu haben, sich in den Geschäften einen Überblick über das vorweihnachtliche Waren-
angebot zu verschaffen, aber auch zu kaufen. Welche Kausalzusammenhänge sich daraus 
für den Einzelhandel ergeben, wurde ebenso thematisiert.  
Die Fragebogenerhebung bei Passanten und Einzelhändlern hat neben eventspezifischen 
Ergebnissen u. a. ergeben, dass die Parkplatzsituation im innerstädtischen Bereich während 
des M-Sh‘s und im Allgemeinen verbesserungswürdig ist.  
Sowohl in den Interviews als auch in den schriftlichen Antworten der Einzelhändler kam zum 
Ausdruck, dass vor allem die Dompassage und der Bereich „westliche Lange Straße“ im 
Zentrum zukünftiger Vitalisierungsmaßnahmen stehen sollten. Jüngste Informationen aus 
dem Stadtplanungsamt zur Entwicklung der „Marke Westend“ (vgl. OSTSEE-ZEITUNG vom 
8. 4. 2011) – auch in Verbindung mit der mittelfristigen Umgestaltung des alten Klinikkomple-
xes in der F.-Loeffler-Straße (vgl. OSTSEE-ZEITUNG vom 12. 4. 2011) – lassen eine Funk-
tions- und Attraktivitätssteigerung in diesem Stadtteil erwarten.  
Die Untersuchungen haben letztlich auch gezeigt, dass es aufgrund der Zusammenarbeit 
unterschiedlichster Akteure (Verein Greifswalder Innenstadt e. V., Einzelhändler, Kirchen, 
städtische Einrichtungen, Medien etc.) erneut gelungen war, zehntausende Besucher (ca. 
35.000 laut Ostsee-Zeitung vom 14.12.2009) für das M-Sh bzw. den Besuch der Innenstadt 
am 12.12.2009 zu begeistern. Der VGI, namentlich sein Vorstandsvorsitzender M. 
WITTKOPF, wies daraufhin, dass das M-Sh ein voller Erfolg war, Besucheranstieg verzeich-
nete und als Event-„Flagschiff“ (zusammen mit weiteren Kultur- und Handelshöhepunkten) 
sowie als „Motor“ der Innenstadtbelebung weiter und zunehmend besser gestaltet werden 
wird.  
Eine Stadtmarketinggesellschaft, deren Gründung derzeit im Gespräch ist, könnte dieser 
Entwicklung sicher fördernde Impulse verleihen.  
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Kommunale Infrastruktur im demographischen Kontext: das Spannungs-
feld zwischen Daseinsvorsorge und touristischem Angebot 
 
  
Jochen CORTHIER, Michael MACH und Monika RULLE 
 
 
 
1 Einleitung 
 
Der Demographische Wandel führt in der Bundesrepublik Deutschland seit Jahrzehnten zu 
einer deutlichen natürlichen Verringerung der Bevölkerung bei einer gleichzeitigen Alterung 
der Gesellschaft. Dieser Prozess zeigt sich im Bundesland Mecklenburg-Vorpommern be-
sonders ausgeprägt. Da in vielen touristischen Regionen des Landes der Anteil der Gäste 
aus dem eigenen Bundesland einen hohen Prozentsatz ausmacht, müssen sich Destinatio-
nen daneben auf eine zunehmend alternde Gästegruppe einstellen. Daraus ergeben sich für 
die Destinationen neue Anforderungen an ihr gesamtes Angebot. Wenn sich jedoch Anbieter 
an die veränderten Bedürfnisse anpassen, kommen diese Anpassungen auch der eigenen 
Bevölkerung zugute. Diese profitierenden Bevölkerungsgruppen stellen vordergründig die 
älteren Generationen. In der Konsequenz der alternden Gesellschaft müssen jedoch Präven-
tivmaßnahmen ergriffen werden, die diesen Prozess umsteuern helfen. Hierbei greifen An-
gebote, die sich speziell an Familien mit Kindern richten, um gerade für diese prospektiv 
wichtige Bevölkerungsgruppe einer Gemeinde eine auch zukünftig lebenswerte Umgebung 
zu sichern.  
Im Folgenden sollen die potenziellen demographischen Veränderungen sowohl auf Bundes- 
als auch auf Landesebene vorgestellt und betrachtet werden. Anschließend wird am Beispiel 
der Gemeinde Feldberger Seenlandschaft die touristisch bedeutsame Infrastruktur analy-
siert. Schließlich werden die aus der sich möglicherweise verändernden demographischen 
Situation resultierenden infrastrukturellen Maßnahmen vorgestellt. 
 
 
2  Methodik 
 
2.1  Organisation und Ziel des Projektes 
Die notwendige Entwicklungsstrategie für das zukunftsweisende Segment des Tourismus für 
junge Familien mit Kindern und ältere Gäste lässt sich nur auf Grundlage einer methodisch 
abgesicherten Informationsbasis erarbeiten. Da diese grundlegenden Informationen vor al-
lem auf kommunaler Ebene bisher fehlten, wurde im Rahmen der Studie „Konkreter Anpas-
sungsbedarf von Kur- und Erholungsorten an den Demographischen Wandel unter Berück-
sichtigung des ganzjährigen Mehrgenerationentourismus“ durch das Projektteam eine Da-
tenbasis geschaffen, die einen Grundstein für die späteren Projektteile legte, in dem eine 
zielgruppenorientierte Bedarfsplanung und Produktentwicklung derzeit stattfindet.  
Der Bereich des Seniorentourismus wird sich in den kommenden Jahrzehnten aufgrund der 
Zweiten Demographischen Transition auf natürliche Weise zu einem der größten, und für die 
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Anbieterseite, lukrativsten Segmente im Tourismus entwickeln. Städte und Gemeinden wer-
den sich aufgrund tendenziell sinkender Bevölkerungszahlen als für Familien attraktive 
Wohnstandorte positionieren müssen. Auch wenn aufgrund aktuell hoher Arbeitslosenzahlen 
ein Arbeitskräftemangel schwer vorstellbar scheint, ist dieser bereits in einigen Branchen als 
Fachkräftemangel sichtbar.  
In der Untersuchung für den Bäderverband Mecklenburg-Vorpommern e.V. wurde im ersten 
Schritt ein standardisierter Fragebogen entwickelt, welcher den Projektgemeinden zur 
selbstständigen Beantwortung vorgelegt wurde. Ziel der vollstandardisierten Befragung war 
es, die demographische Situation der Gäste sowie der Einwohner in den Gemeinden zu er-
fassen. Aus datenschutzrechtlichen Gründen konnten jedoch Gästedaten nicht analysiert 
werden. Weiter wurden Faktoren zur touristischen sowie dem sozialen Bereich zuzurech-
nenden Infrastruktur abgefragt, wobei eine besondere Berücksichtigung der vielfältigen Fak-
toren der Barrierefreiheit stattfand. Der Fragebogen wurde in einer generalisierten, standar-
disierten und einfach auszufüllenden Form erstellt, um ihn in einem späteren Schritt auf wei-
tere, nicht im Projekt involvierte Gemeinden übertragen zu können.  
Nach der Erhebungsphase wurden die Basisdaten ausgewertet. Hierbei wurden die demo-
graphischen Daten der Bewohner analysiert und interpretiert. Weiter wurden die Ergebnisse 
zur touristischen und dem sozialen Bereich zuzurechnenden Infrastruktur analysiert und be-
wertet. Durch die Analyse ergab sich ein gutes Bild über den „Ist-Zustand“ der Gemeinden in 
Bezug auf die touristische Infrastruktur und ihre Ausrichtung auf den Senioren- und Mehrge-
nerationentourismus. Mit dem „Ist-Zustand“ als Grundlage konnte herausgefiltert werden, wo 
es einen möglichen Entwicklungsbedarf hinsichtlich der Infrastruktur gibt. Ebenfalls konnte 
ein Ausblick auf die Potenziale der einzelnen Gemeinden in den speziellen Bereichen des 
Senioren- und Mehrgenerationentourismus erstellt werden.  
Die drei Projektgemeinden Feldberger Seenlandschaft, Heringsdorf und Graal-Müritz wurden 
vom Bäderverband Mecklenburg-Vorpommern e.V. für die Teilnahme an diesem Projekt 
ausgewählt. Sie unterscheiden sich in ihrer Größe, geographischen Lage und touristischen 
Gesamtsituation.  
Im Folgenden werden die Ergebnisse der Gemeinde Feldberger Seenlandschaft beispielhaft 
dargestellt. 
 
2.2 Die Gemeinde Feldberger Seenlandschaft 
Die Gemeinde Feldberger Seenlandschaft liegt im Süden des Landkreises Mecklenburg-
Strelitz. Die Gemeinde grenzt im Süden und Osten unmittelbar an das Nachbarbundesland 
Brandenburg, wird im Westen vom Müritz-Nationalpark und im Norden von der kreisfreien 
Stadt Neubrandenburg umgeben. Die Gesamtfläche der Gemeinde betrug im Jahr 2008 
199,56 km² (STATISTISCHES AMT MECKLENBURG-VORPOMMERN a).  
Erste Spuren menschlicher Besiedlung im heutigen Bereich Feldbergs lassen sich bis in die 
Bronzezeit zurückverfolgen. Von 1701 bis 1919 gehörte Feldberg zum Herzogtum Mecklen-
burg-Strelitz. Im Anschluss daran wurde es bis zur Verwaltungsreform im Jahr 1952 Meck-
lenburg zugesprochen. Im Zuge dieser Reform kam Feldberg zum Kreis Neustrelitz im Bezirk 
Neubrandenburg. 
Nach der Kreisgebietsreform im Jahr 1994 ist Feldberg Teil des Landkreises Mecklenburg-
Strelitz. Seit 1999 besteht die Gemeinde Feldberger Seenlandschaft als Zusammenschluss 



der Gemeinden Conow, Dolgen, Lichtenberg, Lüttenhagen und der ehemaligen Stadt Feld-
berg. (Gemeinde Feldberger Seenlandschaft, a) 
 

 
Abbildung 1: Gemeinde Feldberger Seenlandschaft (Kartographie: P. Wiese) 
 
1855 kam es in Feldberg zum Bau einer Wasserheilanstalt mit etwa 200 Plätzen. Um die 
Jahrhundertwende wurde die Wasserheilanstalt in „Sanatorium Feldberg“ umbenannt. 1972 
wurde der Ort Feldberg zu einem staatlich anerkannten Erholungsort erklärt. Zu dieser Zeit 
besuchten ca. 25.000 Urlauber und 45.000 Tagestouristen pro Jahr den Ort, gegenüber 
1937 (ca. 4.000 Urlauber pro Jahr) eine beträchtliche Steigerung. Nach der politischen Wen-
de kam es zu einem starken Gästerückgang und zur Schließung zahlreicher Einrichtungen. 
Mit der Renovierung und Instandsetzung der touristischen Infrastruktur sowie dem Neubau 
zweier Kurkliniken (1998) stiegen die Gästezahlen in Feldberg (vgl. LANDESAMT FÜR 
UMWELT).  
 
 
3 Die demographische Ausgangslage 
 
Der Demographische Wandel bestimmt seit Beginn des 21. Jahrhunderts zunehmend die 
öffentliche und wissenschaftliche Diskussion, obwohl dieser Prozess in Deutschland schon 
seit über 100 Jahren stattfindet.  
Die Ursache des Demographischen Wandels liegt primär in der zurückgehenden Fertilität 
und wird durch eine anhaltende Erhöhung der Lebenserwartung und einem sich reduzieren-
den positiven Wanderungssaldo junger Menschen über die Bundesgrenzen hinweg weiter 
verstärkt. Im Ergebnis vergrößert sich der Anteil älterer Menschen gegenüber dem Anteil 
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junger Personen. Dieses Phänomen bleibt aller Voraussicht nach auch zukünftig bestehen, 
trotz einer gleich bleibenden oder sogar aktuell leicht ansteigenden, zusammengefassten 
Geburtenziffer. Da sich immer weniger Frauen im gebärfähigen Alter befinden, sinkt auch die 
Zahl derer, die potenziell Kinder bekommen können. Als eine Folge davon schrumpft die 
Bevölkerungszahl und wird gleichzeitig im Durchschnitt älter (vgl. WIESNER 2001, S. 57, 
DEUTSCHER BUNDESTAG – 14. Wahlperiode 2002, S. 15). 
 
3.1 Die demographische Situation der Bundesrepublik Deutschland  
In der Bundesrepublik Deutschland lebten im Jahr 2008 rund 82 Mio. Einwohner, die sich in 
40,2 Mio. (49 %) Männer und 41,8 Mio. Frauen (51 %) aufteilen. Seit dem Jahr 2002 sinkt 
die Einwohnerzahl kontinuierlich, da die Zahl der Sterbefälle (2008: 844.000) die der Gebur-
ten (2008: 683.000) deutlich übertraf. Weil auch der Wanderungsgewinn Deutschlands 
(2007: 44.000 Personen) dieses Defizit nicht mehr ausgleichen kann, verringert sich die 
deutsche Bevölkerung stetig (vgl. STATISTISCHES BUNDESAMT a).  
Der Sterbeüberschuss ist einerseits das Resultat einer geringen Geburtenzahl, da der Anteil 
gebärfähiger Frauen in den letzten Jahrzehnten kontinuierlich zurückging. Andererseits be-
gründete der steigende Anteil Älterer auch eine wachsende Zahl von Todesfällen, die seit 
1972 die Geburtenzahl ohne Unterbrechung übertraf (vgl. STATISTISCHES BUNDESAMT 
a). 
Die Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland altert deshalb schon seit Jahren. So sank 
der Anteil der unter 18-Jährigen von 19,2 % (1990) auf 16,7 % (2008), wogegen der Anteil 
der 65-Jährigen und Älteren von 14,9 % (1990) auf 20,4 % im Jahr 2008 anstieg. Diese al-
tersstrukturellen Veränderungen sind auch im Durchschnittsalter der Bevölkerung erkennbar, 
welches sich ebenso konstant erhöht hat (1990: Frauen: 41,4 Jahre, Männer: 37,1 Jahre; 
2008: Frauen: 44,6 Jahre, Männer: 41,7 Jahre). Dieser Trend wird weiter anhalten, so dass 
die Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland im Durchschnitt weiter altern wird (vgl. 
STATISTISCHES BUNDESAMT a).  
Für das Jahr 2030 nimmt das Statistische Bundesamt mit der 12. koordinierten Bevölke-
rungsvorausberechnung (Variante „Mittlere Bevölkerung Untergrenze“) an, dass die Bevölke-
rung der Bundesrepublik Deutschland bis zum Jahr 2030 auf 77,4 Millionen Einwohner zu-
rückgehen wird. Das entspricht gegenüber 2008 einem Rückgang von knapp 4,6 Millionen 
Personen (-4,6 %). Der Bevölkerungsrückgang Deutschlands ist abermals dem bis dahin 
weiter steigenden Sterbeüberschuss (2030: -410.000 Personen) geschuldet, der vom ange-
nommenen Wanderungsgewinn (2030: 100.000 Personen) nicht ausgeglichen werden kann. 
Der hohe Sterbeüberschuss ist ein Resultat sinkender Geburten (2030: 580.000) und stei-
gender Sterbefallzahlen (2030: 990.000). Diese Veränderungen spiegeln sich auch in der 
Altersstruktur wider. So steigt der Anteil der 65-Jährigen und Älteren von 20,4 % im Jahr 
2008 auf 28,8 % im Jahr 2030. Im gleichen Zeitraum sinkt der Anteil der unter 18-Jährigen 
von 16,7 % (2008) auf 15,0 % (2030). Im Ergebnis steigt auch das Durchschnittsalter: Bei 
Frauen von 44,6 Jahre (2008) auf 49,4 Jahre (2030) und bei Männern von 41,7 Jahre (2008) 
auf 47,0 Jahre (2030) (vgl. STATISTISCHES BUNDESAMT 2009, S. 7-11).  
Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass sich die deutsche Bevölkerung in ihrer Zahl und 
ihrer Struktur auch zukünftig weiter verändern wird. Während der Anteil junger Menschen 
weiter schrumpft und der Anteil der Älteren weiter steigt, verringert sich die Gesamtzahl der 
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Menschen. Die damit einhergehende Alterung der Bevölkerung wird für den sozialen Zu-
sammenhalt unserer Gesellschaft eine weitere Herausforderung darstellen. 
 
3.2 Die demographische Situation Mecklenburg-Vorpommerns 
Im Bundesland Mecklenburg-Vorpommern lebten im Jahr 2008 ca. 1,66 Mio. Einwohner, 
wovon 50,4 % (ca. 839.000) Frauen und 49,6 % (ca. 825.000) Männer waren. Die Bevölke-
rungsentwicklung des Bundeslandes seit der politischen Wende gestaltete sich sehr einsei-
tig. Im Zeitraum von 1990 bis 2008 verzeichnete Mecklenburg-Vorpommern eine Verringe-
rung der Gesamtbevölkerungszahl von knapp 14 % (Deutschland: ca. +3 %). Der Bevölke-
rungsrückgang resultiert dabei zu ca. 40 % aus Sterbeüberschüssen und knapp 60 % aus 
Wanderungsverlusten. Das Bundesland hatte im Jahr 2008 knapp 13.100 Geburten gegen-
über 17.800 Sterbefällen. Daraus folgt ein Sterbeüberschuss von ca. 4.700 Personen (vgl. 
STATISTISCHES BUNDESAMT a).  
Bei der räumlichen Bevölkerungsbewegung ergab sich für Mecklenburg-Vorpommern im 
gleichen Jahr eine Zuwanderung von knapp 30.900 Personen, der eine Abwanderung von 
ca. 41.500 Personen gegenüberstand. Der daraus entstandene Wanderungsverlust von rund 
10.600 liegt deutlich über dem Sterbeüberschuss. Die Altersstruktur des Landes kann sich 
diesen Entwicklungen nicht entziehen. Lag der Anteil der unter 18-Jährigen 1991 noch bei 
25,1 % (Deutschland: 19,3 %), so reduzierte sich dieser auf 12,9 % im Jahr 2008 (Deutsch-
land: 16,7 %). Im gleichen Zeitraum stieg der Anteil der 65-Jährigen und Älteren von 11,1 % 
(Deutschland: 15 %) auf 21,7 % (Deutschland: 20,4 %). Das Durchschnittsalter dokumentiert 
dies anschaulich, stieg dieses doch im Zeitraum 1990 bis 2008 deutlich von 35,6 auf 44,5 
Jahre (vgl. STATISTISCHES AMT M-V 2009a, S. 4).  
Für das Jahr 2030 ergab die 4. Landesprognose des Statistischen Amtes Mecklenburg-
Vorpommern (Variante 2) eine Bevölkerungszahl von 1.452.000 Personen. Im Vergleich zum 
Jahr 2008 entspricht das einem Rückgang von ca. 212.500 Personen (-12,8 %) (vgl. 
STATISTISCHES AMT M-V 2009b, S. 36).  
Der Bevölkerungsrückgang resultiert aus einem deutlich angestiegenen Sterbeüberschuss 
von 14.200 Personen (8.400 Geburten gegenüber 22.600 Sterbefällen). Zwar wird für das 
Jahr 2030 ein Wanderungsgewinn von knapp 5.000 Personen (2008: -10.600) erwartet, je-
doch kann dieser den hohen Sterbeüberschuss nicht ausgleichen. Die Folge ist eine weitere 
zukünftige Schrumpfung der Bevölkerungszahl Mecklenburg-Vorpommerns. Aber auch die 
Altersstruktur weist einige Veränderungen zum Basisjahr 2008 auf. Zwar sinkt der Anteil der 
unter 18-Jährigen an der Gesamtbevölkerung nur vergleichsweise moderat auf 12,1 % 
(2008: 12,9 %), jedoch erhöht sich im Gegenzug der Anteil der 65-Jährigen und Älteren deut-
lich von 21,7 % (2008) auf 36,2 %. Im Ergebnis steigt auch damit das Durchschnittsalter von 
44,5 Jahre (2008) auf 52,2 Jahre im Jahr 2030 (vgl. STATISTISCHES AMT M-V 2009b, 
S. 36-37).  
Zusammenfassend ergibt sich aus dem vorhandenen Sterbeüberschuss und dem ange-
nommenen Wanderungsgewinn für Mecklenburg-Vorpommern eine weitere, anhaltende Be-
völkerungsabnahme.  
 
 
 



3.3 Die demographische Situation der Gemeinde Feldberger Seenlandschaft 
Die im Folgenden verwendete Datengrundlage wurde von der Gemeindeverwaltung der 
Feldberger Seenlandschaft erstellt und zur Verfügung gestellt.  
Die Einwohnerzahl der Feldberger Seenlandschaft betrug im Jahr 2008 4.712 Personen, von 
denen 2.360 Männer (50,1 %) und 2.352 Frauen (49,9 %) waren. Im Verlauf zwischen 1990 
und 2008 konnte die Gemeinde ihre Einwohnerzahl insgesamt um etwa 13,2 % erhöhen. 
Aus der Betrachtung der natürlichen Bevölkerungsentwicklung der Feldberger Seenland-
schaft im Jahr 2008 folgt, dass 72 Sterbefälle einer Geburtenzahl von 32 gegenüberstehen. 
Es ergibt sich ein Sterbeüberschuss von 40 Personen. Hinzu kam ein Wanderungsverlust 
von 50 Personen, der die Bevölkerungsabnahme auf 90 Personen im Jahr 2008 erhöhte. 

Abbildung 2: Altersstruktur der Gemeinde Feldberger Seenlandschaft im Jahr 2008  
(eigene Darstellung) 
 

 25



Die hohe Zahl von Sterbefällen ist vor allem dem überdurchschnittlich hohen Anteil der 65-
Jährigen und Älteren (25,7%) geschuldet. Gegenüber dem Anteil Mecklenburg-
Vorpommerns (21,7 %) lag dieser deutlich darüber, was unter anderem auch auf das örtliche 
Alten- und Pflegeheim zurückgeführt werden kann. Der Anteil der unter 18-Jährigen in der 
Gemeinde (12,2 %) lag dagegen unter dem Schnitt Mecklenburg-Vorpommerns (12,9 %). Im 
Ergebnis führte diese Altersstruktur zu einem überproportional hohen Durchschnittsalter von 
47,7 Jahren (M-V: 44,5). 
 

 
Abbildung 3: Altersstruktur der Gemeinde Feldberger Seenlandschaft im Jahr 2030  
(eigene Darstellung) 
 
Für das Jahr 2030 wurde für die Feldberger Seenlandschaft eine Bevölkerungszahl von 
2.791 Personen prognostiziert. Dies entspricht einer Reduzierung der Einwohnerzahl im 
Vergleich zum Jahr 2008 in Höhe von 1.921 Personen (-40,8 %). Im gleichen Jahr stehen 5 
Geburten gegenüber 87 Sterbefällen, was einen Sterbeüberschuss von 82 Personen (2008: -
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40) ergibt. Bei der räumlichen Bevölkerungsentwicklung wird für die Gemeinde ein Wande-
rungsverlust von 11 Personen erwartet (2008: -50), da vor allem die Zahl junger Menschen, 
die derzeit besonders abwandern, zukünftig sehr gering sein wird. Der Anteil der Menschen 
unter 18 Jahren wird im Jahr 2030 in der Feldberger Seenlandschaft demnach voraussicht-
lich 5,3 % betragen (2008: 12,2 %). Demgegenüber wird der Anteil der 65-Jährigen und Älte-
ren von 25,7 % (2008) auf 53,1 % (2030) ansteigen. Im Ergebnis erhöht sich dadurch das 
Durchschnittsalter von 47,7 Jahre (2008) auf 62,3 Jahre (2030) (eigene Berechnung).  
Im Ergebnis wird die Gemeinde Feldberger Seenlandschaft im Jahr 2030 durch Sterbeüber-
schuss und Wanderungsverlust aller Voraussicht nach weitere Bevölkerungsverluste ver-
zeichnen. Die Erhöhung der jährlichen Bevölkerungsabnahme wird zudem durch einen An-
stieg des Anteils älterer Einwohner innerhalb der Gemeinde verstärkt, da sich so die Sterb-
lichkeit weiter erhöht. 
 
 
4  Die Infrastruktur der Gemeinde Feldberger Seenlandschaft 
 
Im Folgenden wird die Gemeinde Feldberger Seenlandschaft in den Bereichen Wirtschafts-/ 
Sozial-/ Bildungs- und Gesundheitsinfrastruktur sowie ausführlich in dem Bereich touristische 
Infrastruktur betrachtet. Nur unter Berücksichtigung der aktuellen sozio-ökonomischen Kenn-
ziffern ist es, bei gleichzeitiger Betrachtung der demographischen Entwicklung, möglich, 
Schlüsse für eine zukunftsorientierte Entwicklung der Gemeinde aufzuzeigen. Die Daten-
grundlage des folgenden Unterkapitels für die Gemeinde Feldberger Seenlandschaft wurde 
von der Gemeindeverwaltung der Feldberger Seenlandschaft erstellt und zur Verfügung ge-
stellt.  
 
4.1  Wirtschafts- /  Sozial- / Bildungs- / Gesundheitsinfrastruktur 
Wirtschaft 
Die Wirtschaftsstruktur der Gemeinde Feldberger Seenlandschaft ist im Vergleich zum Bun-
desland Mecklenburg-Vorpommern (71,5 %) nicht ganz so stark auf den tertiären Sektor 
ausgerichtet, obgleich er mit 68,2 % dominant ist. Der Sekundärsektor ist mit 23,6 % vertre-
ten (M-V: 24,7 %), 8,2 % entfallen auf den primären Sektor (M-V 3,8%) (vgl. 
BUNDESAGENTUR FÜR ARBEIT a). Für das Umland hat die Feldberger Seenlandschaft 
als Arbeitsort eine geringe Bedeutung. Der Wert von 0,76 (sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigte am Arbeitsort / sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Wohnort) zeigt, dass 
weniger Menschen in die Gemeinde einpendeln, um dort zu arbeiten, als Erwerbstätige dort 
wohnen und arbeiten. Eine ähnliche Tendenz ist für ganz Mecklenburg-Vorpommern zu er-
kennen. Der Anteil der Hochqualifizierten am Arbeitsort liegt in der Gemeinde mit 5,2 % weit 
unter dem Landesdurchschnitt von 8,9 % (vgl. BUNDESAGENTUR FÜR ARBEIT b). Dies ist 
ein Indiz, dass für die überwiegenden Betätigungen kein Hochschulabschluss notwendig ist.  
Soziale Lage 
Die Kinderarmut war 2008 in der Feldberger Seenlandschaft mit 22,9 % ähnlich stark ausge-
prägt wie die Jugendarmut mit 29,4 %. Dies ist ein im Bundesvergleich hoher Wert (Deutsch-
land 2008: Kinderarmut: 15,6 %, Mecklenburg-Vorpommern: 28,3 % (vgl. BERTELSMANN 
STIFTUNG 2011)). Auch die SGBII Quote ist mit 18,0 % sehr hoch und reicht an den Lan-
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desdurchschnitt von 18,1 % (vgl. STATISTISCHES BUNDESAMT b) heran. Mit 21,2 % liegt 
der Arbeitslosenanteil an allen erwerbsfähigen Personen über dem Landesmittel von 15,5 % 
(vgl. STATISTISCHES AMT MECKLENBURG-VORPOMMERN b). 
Bildung  
In der Feldberger Seenlandschaft gab es 2008 drei Kindergärten / Kinderkrippen mit insge-
samt 207 Plätzen, welche mit 169 besuchenden Kindern nicht voll ausgelastet sind. Weiter 
sind in der Gemeinde eine Grundschule mit 123 Kindern sowie eine Realschule mit 116 Kin-
dern und Jugendlichen vorhanden. 
Gesundheit 
2008 gab es drei niedergelassene Ärzte in der Gemeinde, von denen alle Allgemeinärzte 
sind. Hinzu kommen drei Zahnärzte. Neben der medizinischen Betreuung gibt es zwei Phy-
siotherapeuten und drei Pflegedienste.  
Weiter sind Fachärzte in der Klinik am Haussee tätig. Da sie jedoch keine in der Feldberger 
Seenlandschaft niedergelassenen Ärzte sind und der Allgemeinheit nicht zur Verfügung ste-
hen, können sie hier keine Berücksichtigung finden. 
 
4.2  Die touristische Infrastruktur 
Die Gemeinde Feldberger Seenlandschaft liegt in einem peripheren Raum, der verkehrs-
technisch nicht optimal angebunden ist. Durch die B 96 und die A 20 sowie den Bahnhof in 
Neustrelitz und angepassten Schienenersatzverkehr kann die Gemeinde trotzdem durch 
Fernreisende erreicht werden.  
Touristisch verfügt die Gemeinde über ein großes naturräumliches Angebot. Der Erholungs-
ort liegt zwischen Seen und Wäldern und bietet dem Touristen eine große Vielfalt an Natur-
erlebnissen. Die innerörtliche Fahrradfreundlichkeit, das Wanderangebot (180 km Wander-
weg, welche zu 95 % einheitlich beschildert sind), das Angebot an natürlichen Bademöglich-
keiten sowie Aktivmöglichkeiten und der 2008 neu gestaltete und erweiterte 24.000 m² große 
Kurpark sind sehr positiv zu bewerten. Auch die Parkanlage an der Klinik am Haussee bietet 
eine hohe Erlebnisvielfalt mit einer Kneippanlage, einem Barfußpfad sowie einem Kräuter-
garten. Im Bereich der Gesundheitseinrichtungen kann die Gemeinde auch ohne eigenes 
Kurmittelhaus dank der Klinik am Haussee bedingt punkten.  
Dort werden neben Angeboten für hauseigene Kur- und Rehabilitationsgäste ebenfalls Erho-
lungsinfrastruktur und Dienstleistungen für Selbstzahler angeboten. Hierbei handelt es sich 
unter anderem um die Saunalandschaft, die Kneipptretbecken, die Badelandschaft, die Mas-
sageangebote, die Sport- und Fitnessräume sowie dazugehörige Angebote und Präventiv-
kurse zur Gesunderhaltung. 
Potenziale gibt es in den Bereichen der speziellen Angebote für Familien / Kinder sowie der 
kindergerechten Infrastruktur. Eine Betreuung von Kindern ist nur bedingt möglich. Weiter 
fehlen überdachte Kinderspielmöglichkeiten in der Gemeinde. Die Ausstattung mit Spielplät-
zen ist ebenfalls nicht optimal. Auch die Informationsqualität via Internet, im Besonderen 
beim Reiseservice im Bereich Buchen und Reservieren könnte verbessert werden, wie auch 
die Darstellung barrierefreier Unterkünfte sowie Angebote in den Print- und Onlinemedien 
(vgl. EUROPÄISCHES TOURISMUS INSTITUT AN DER UNIVERSITÄT TRIER GmbH 
2007b, S. 6-22). 
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Die Beherbergungsstruktur ist wenig ausdifferenziert. Nach Angaben der Gemeinde gab es 
2008 8 Hotels, von denen 2 vom Deutschen Hotel- und Gaststättenverband e.V. (DEHOGA) 
zertifiziert waren. Weiter gab es 112 Ferienwohnungen / Ferienhäuser, von denen 38 vom 
Deutschen Tourismusverband e.V. (DTV) zertifiziert waren. Außerdem gab es 2 Camping-
plätze sowie 30 Pensionen und zwei Kurkliniken.  
Nach Erhebungen der Gemeinde lag die Hauptreisezeit der Touristen für die Feldberger 
Seenlandschaft ebenso wie für das Land zwischen Mai und August. Die meisten Gäste ka-
men aus Mecklenburg-Vorpommern, Berlin, Brandenburg sowie Sachsen. Der Anteil der 
Rehabilitationsgäste lag je Monat zwischen 8 und 9 % der Rehabilitationspatienten im ge-
samten Jahr und war somit über das Jahr sehr gleichmäßig verteilt. Besonders in den Win-
termonaten stellen die Gäste der Rehabilitationskliniken den Hauptteil der örtlichen Gäste-
struktur. Über 58 % der Gäste verbringen bis zu 3 Tage in der Gemeinde. Hier unterscheidet 
sich die Feldberger Seenlandschaft deutlich von den ebenfalls untersuchten Gemeinden 
Heringsdorf und Graal-Müritz. Dort blieben die meisten Gäste im Schnitt bis zu 7 Tage. Es ist 
davon auszugehen, dass die Gemeinde Feldberger Seenlandschaft, neben ihrer Bedeutung 
als Kur- und Rehabilitationsort, überwiegendes Ziel von Kurz- und Wochenendurlaubern ist.  
Fazit 
Die Gemeinde Feldberger Seenlandschaft ist in ihrer naturräumlichen Ausstattung gut auf 
den Tourismus eingestellt. Die Seen-, Fluss- und Waldlandschaft sowie die Parkanlagen mit 
ihren umfangreichen Rad- und Wanderwegen bilden ein hohes touristisches Potenzial. Di-
verse Entwicklungsmöglichkeiten konnten aufgedeckt werden. So gibt es zum Beispiel Defi-
zite im Bereich des unzureichenden Reiseservices für Individualreisende, welcher maßgeb-
lich auf das fehlende Reservierungs- und Buchungssystem der Touristeninformation zurück-
zuführen ist. Auch die Einkaufsmöglichkeiten sind, bedingt durch die geringe Größe des Or-
tes, nicht optimal. Ein größeres Manko stellt die verhältnismäßig geringe Kinder- und Famili-
enfreundlichkeit dar (wenige Spielplätze, keine überdachten Spielmöglichkeiten, keine 
durchgehende Kinderbetreuung, etc.). Mit Blick auf die älter werdende Gesellschaft muss 
sich die touristische Infrastruktur auch neuen Herausforderungen und Anforderungen stellen 
und die noch vorhandenen Barrieren für Menschen mit Handicap, welche überwiegend in der 
Beherbergungsinfrastruktur vorhanden sind, beseitigen. Innovative Ansätze für die Behe-
bung von Barrieren durch die Gemeinde und die Touristeninformation sind in Ansätzen zu 
erkennen. So wurde ein barrierefreier Rundweg um den lokalen Haussee eingerichtet. Zu-
sätzlich gibt es einen Audioguide (auszuleihen in der Touristeninformation), der wissenswer-
te Informationen auf der „Hausseerunde“ bereit hält. Somit können beispielsweise auch seh-
beeinträchtigte Menschen Informationen zum Umfeld erhalten. 
  
 
5 Entwicklungspotenziale der Gemeinde 
 
Die Feldberger Seenlandschaft wird zukünftig eine Verringerung der Einwohnerzahl und eine 
Alterung der Bevölkerung bewältigen müssen. Dabei liegt der Schwerpunkt auf einem sehr 
starken Bevölkerungsrückgang und einer deutlichen Alterung der Einwohner bis zum Jahr 
2030. 
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Daraus resultierend steht die Gemeinde vor zwei zwingend zu lösenden Problemen. Erstens 
stellt sich die Frage, wie die Infrastruktur der Gemeinde bei sinkenden Einwohnerzahlen auf-
recht erhalten werden kann, und zweitens, wie die Gemeinde auf die Bedürfnisse der älter 
werdenden Einwohner sowie Touristen eingehen kann.  
Bildung 
Einen wichtigen Punkt nimmt die Erhaltung von infrastrukturellen Grundlagen, insbesondere 
für die jüngeren Bevölkerungsgruppen, ein. Für zukünftige Kindergenerationen ist es unab-
dingbar, dass entsprechende Einrichtungen wie Kindergärten / -krippen, Grundschulen und 
weiterführende Schulen erhalten bleiben. Ohne solche Basisstrukturen wird die Abwande-
rung von Familien aus der Region bestärkt oder ein möglicher Kinderwunsch in eine spätere 
Lebensphase verschoben. Daher muss die Gemeinde alles daran setzen, ihre zurzeit gute 
Bildungsinfrastruktur mit einer Grundschule, einer Realschule und drei Kindergärten, auch 
trotz schrumpfenden Kinderzahlen in ihrer Vielfalt beizubehalten. Bildung wird in Zukunft ein 
immer wichtigeres und entscheidendes Standortkriterium sein.  
Touristische Infrastruktur 
Ähnlich wie die älter werdende Gesellschaft in der Feldberger Seenlandschaft und in 
Deutschland wird voraussichtlich auch das Alter der Touristen in der Feldberger Seenland-
schaft steigen. Grundlegend besitzt die Feldberger Seenlandschaft in ihrer natürlichen Aus-
stattung mit gemäßigtem Klima (Bioklima ohne belastende Einflüsse sowie überdurchschnitt-
lichen 1.650 Sonnenstunden im Jahr) und der ausgedehnten Seenlandschaft mit angeneh-
mer Ruhe gute Basisvoraussetzungen, um den Ansprüchen der älteren Touristen („gesun-
des Klima“ genießen, die „Natur erleben“ „etwas für die Gesundheit tun“ vgl. LOHMANN et 
al. 2007) gerecht zu werden. Große Potenziale sind zurzeit noch in der Ausgestaltung der 
touristischen Infrastruktur zu erkennen. Die Zertifizierungen und Klassifizierungen der Unter-
künfte, z.B. mit Sternen oder nach Barrierefrei-Kriterien müssen vorangetrieben werden. 
Dem Tourismus angepasste Taktzeiten und Haltestellen des ÖPNV sowie eine barrierefreie 
Nutzung können, mit Blick auf älter und immobiler werdende Menschen, die Infrastrukturqua-
lität deutlich verbessern (vgl. EUROPÄISCHES TOURISMUS INSTITUT AN DER 
UNIVERSITÄT TRIER GmbH 2007b). Hierbei kommen die barrierefreien Einrichtungen 
abermals nicht nur den Touristen, sondern auch der einheimischen Bevölkerung zugute. Die 
Einrichtung eines Gesundheitszentrums (im Sinne eines Kurmittelhauses) wäre eine ideale 
Ergänzung des bisherigen touristischen Angebotes, welches jedoch nur bei sicherer Finanz-
lage errichtet werden sollte. Kostengünstiger und von geringerem Risiko wäre der Ausbau 
von Kooperationen mit der Klinik am Haussee, welche ein außergewöhnlich gutes Angebot 
in den Bereichen Medical Wellness und Rehabilitation bietet, um das allgemein zugängliche 
(gesundheits-) touristische Angebot zu verbessern.  
Weitere Potenziale sind in der Ausgestaltung des Innen- sowie Außenmarketings zu erken-
nen. Die Bewerbung der touristischen Angebote im Internet sowie im Gästeverzeichnis könn-
te ausgebaut werden. Ein besonderes Augenmerk sollte auf das Innenmarketing sowie die 
Kooperation mit den Beherbergungsanbietern gelegt werden, z.B. durch die Bereitstellung 
von aktuellen Informationsmaterialien sowie informativen Gesprächsrunden (vgl. 
EUROPÄISCHES TOURISMUS INSTITUT AN DER UNIVERSITÄT TRIER GmbH 2007a). 
Die Einrichtung eines modernen Informations- und Reservierungssystems muss realisiert 
werden, damit es dem interessierten Touristen möglich ist, unkompliziert und mit geringem 
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zeitlichen Aufwand die auf seine Bedürfnisse abgestimmten Informationen einzusehen und 
direkt über das Internet zu buchen. Weiter sollten kulturelle Sehenswürdigkeiten und Veran-
staltungen offensiver vermarktet werden. Dies kann unter Anderem auch mit Hilfe von Web 
2.0 Applikationen wie Twitter, Flickr, Facebook oder Youtube geschehen. 
Mit dem Nature-Fitness-Park, der Kneipp-Wassertretanlage, den Nordic-Walking-Routen 
sowie dem Ausbau des Kurparks positioniert sich die Feldberger Seenlandschaft im Bereich 
des aktiven Gesundheitstourismus (vgl. GEMEINDE FELDBERGER SEENLANDSCHAFT 
b). Dies könnte mit der Zertifizierung zum Kneippkurort noch stärker verdeutlicht werden. 
Weiter würde die Zertifizierung ein überregionales Alleinstellungsmerkmal generieren, wel-
ches die touristische Ausgangslage verbessern würde. Auch die dafür notwendige, noch zu 
installierende Infrastruktur würde zur Aufwertung des Ortes beitragen. Fraglich ist, ob die 
Gemeinde dazu finanziell in der Lage ist. Die Organisation von Veranstaltungen für alle Al-
tersgruppen (mit Schwerpunkt auf Familien mit Kindern, aber auch Ältere) ist ein weiterer, 
wichtiger Maßnahmenpunkt, um Gäste, aber auch Einheimische, themen- und altersspezi-
fisch anzusprechen. Dabei erscheint es angebracht, sich als Gemeinde auf mehrere ziel-
gruppenspezifische Schwerpunkte (z.B. Kinderfestwoche, Konzertwoche, Tanzspektakel 
usw.) einzustellen, um so auch eine größere Zahl von Menschen zu erreichen. 
Kinder- und Jugendfreundlichkeit 
Neben der infrastrukturellen und touristischen Anpassung an die älteren Generationen muss 
ein Augenmerk auf die Kinder- und Jugendfreundlichkeit auch im Hinblick auf Gäste gelegt 
werden. Hier gibt es Potenziale im Bereich der Gästekinderbetreuung sowie bei Kinderspiel-
räumlichkeiten. Weiter kann das Angebot an Spielplätzen verbessert werden. Themenspezi-
fische Veranstaltungen für Familien wären ebenfalls möglich. Eine Verbesserung in diesen 
Bereichen würde gleichermaßen Touristen und Einheimische ansprechen.  
Barriere reduzierte Infrastruktur 
Aufgrund der generellen demographischen Entwicklung Deutschlands und Europas wird 
auch im Bereich des Tourismus mit einer weiteren Alterung der Besucher gerechnet. Da ein 
höheres Alter in der Regel einen Anstieg der gesundheitlichen Beeinträchtigungen der Men-
schen verursacht, muss die Feldberger Seenlandschaft den künftigen Bedürfnissen mit infra-
strukturellen und serviceorientierten Angeboten gerecht werden. Dies bedeutet beispielswei-
se den Auf- bzw. Ausbau von Fahrdiensten für bewegungseingeschränkte Personen sowie 
dem Tourismus angepasste Taktzeiten und Haltestellen des ÖPNV, das Anzeigen solcher 
Angebote im Internet, aber auch die Benennung von barrierefreien Unterkünften oder eines 
vielfältigen Ausflugsprogramms gerade für Menschen mit Beeinträchtigungen. 
 
 
6  Fazit  
 
Der Demographische Wandel ist ein in Deutschland seit rund einhundert Jahren voranschrei-
tender Prozess. Infolgedessen sinken die Geburtenzahlen bei einem gleichzeitigen Anstieg 
der Sterbeziffern. Dies führt zu einer Reduktion und Alterung der Bevölkerung. Besonders 
Mecklenburg-Vorpommern und hier speziell die peripheren Regionen sind von diesem bun-
desweiten Prozess betroffen.  



 32

Mecklenburg-Vorpommern als Bundesland mit der höchsten Tourismusintensität im bundes-
deutschen Vergleich muss diese Bevölkerungsprozesse entsprechend in seinen touristi-
schen Angeboten widerspiegeln. So werden zukünftig zum einen eine barrierefreie Infra-
struktur und Angebote notwendig. Zum anderen müssen alle Gemeinden durch entspre-
chende Maßnahmen einer weiteren Alterung und Reduktion ihrer Bevölkerung aktiv entge-
genwirken. Zu diesen Maßnahmen gehört auf der einen Seite die Attraktivitätssteigerung der 
touristischen Angebote durch die Schaffung von kinderfreundlichen Angeboten wie Spiel-
möglichkeiten. Auf der anderen Seite muss auch ein Augenmerk auf den Erhalt der Infra-
struktur für Kinder der Gemeinde wie Kindertagesstätten und schulische Einrichtungen ge-
legt werden.  
Es sollte immer bedacht werden, dass Investitionen in altersspezifische Angebote in den 
Gemeinden sowohl Besuchern als auch Einheimischen entgegenkommen. Durch die da-
durch sichergestellte höhere Nutzungsintensität profitieren Gemeinde und Besucher glei-
chermaßen. Gleichsam erhöht die Gemeinde ihre Attraktivität für die in ihr lebenden Bürger, 
was die drastische Bevölkerungsabwanderung zwar nicht stoppen, jedoch eventuell ab-
schwächen kann.  
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Sozialverträglichkeit flexibler Arbeitszeiten in der Hotellerie 
  
 
Jekaterina RUDOLPH 
 
 
 
1  Einführung 
 
In der aktuellen Debatte um flexible Arbeitszeiten wird vielfach der Aspekt der „Sozialverträg-
lichkeit“ diskutiert. Sozialverträglichkeit beschreibt in diesem Zusammenhang unter anderem, 
wie die Erwerbsarbeit gestaltet werden kann, damit den Beschäftigten genügend Zeit für 
persönliche und familiäre Belange bleibt. Anders formuliert bedeutet „Sozialverträglichkeit“ 
die Herstellung einer zeitlichen Vereinbarkeit zwischen dem Erwerbs-, Privat- und Familien-
leben der Beschäftigten. 
Diese Vereinbarkeit erweist sich in Anbetracht der gegenwärtigen Flexibilisierungs- und De-
synchronisierungstrends in der Arbeitswelt und in der Familiensphäre als schwer umsetzbar, 
denn beide Lebensbereiche sind zugleich von vielfältigen „Entgrenzungsprozessen“ gekenn-
zeichnet. Der Prozess der „Entgrenzung“ beschreibt die „Brüchigkeit, Ausdünnung und zum 
Teil [die] Auflösung bis dahin sicherer […] struktureller Abgrenzung von Sphären der Gesell-
schaft und des persönlichen Lebens“ (GOTTSCHALL & VOSS 2005, S. 11). Diese Auflö-
sungserscheinungen führen vermehrt dazu, dass „normalisierte Grenzen“ und Ordnungen „in 
Bewegung geraten“ sind und es folglich zunehmend komplizierter wird, eine eindeutige „so-
ziale Zuordnung“ von Menschen und ihren Tätigkeiten zu finden (ebd.). 
Im Kontext dieser Arbeit bedeutet „Entgrenzung“ demzufolge, dass die jeweiligen Interessen 
der beiden Lebensbereiche in die jeweils andere Sphäre hinübergreifen und dort umfassen-
de Geltung beanspruchen. Das Verschwinden der starren Strukturen der Normalarbeitszeit 
zugunsten flexibler Arbeitszeiten ermöglicht zwar partiell eine bessere Vereinbarkeit von Er-
werbs- und Familienleben. Allerdings lösen sich damit die klaren „institutionellen Grenzzie-
hungen zwischen den arbeitsweltlichen und lebensweltlichen Zeitstrukturen auf“ (KRATZER 
& SAUER 2007, S. 178). Mit dieser Auflösung der Grenzen zwischen Arbeits- und Privatle-
ben erfolgt die „Rückkehr des Subjektes in die Ökonomie“ (ebd.) und damit einher geht die 
Rückkehr der arbeitnehmerseitigen Interessen in den Betrieb. Das spiegelt sich in den zu-
nehmenden Forderungen der Beschäftigten nach mehr Beachtung und Berücksichtigung 
ihrer individuellen und familiären Umstände in der Berufssphäre wieder (ebd.). 
 
Mit Hilfe flexibler Arbeitszeiten sollte diesen Forderungen − insbesondere mit Blick auf die 
Vereinbarkeit von „Familie und Beruf“ – nachgekommen werden. Schließlich werden variable 
Arbeitszeitmodelle prima facie als eine Möglichkeit für eine bessere Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf und damit als besonders sozialverträglich angesehen. Indes erweisen sich fle-
xible Arbeitszeitmuster nicht immer als vereinbarkeitsfreundlich. Wird die Flexibilisierung der 
Arbeitszeiten als eine reale Abbildung der „Entgrenzung der Arbeitszeiten“ verstanden, kann 
sie vor allem als die arbeitgeberseitige „Durchsetzung ökonomischer Sachzwänge“ (LANGE 
& HEITKÖTTER 2007, S. 189) aufgefasst werden. Zudem erfassen variable Arbeitszeiten in 
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einer „grenzenlosen“ Arbeitszeitkultur immer mehr auch jene Zeitareale, die ursprünglich für 
private und familiäre Interessen reserviert waren. Fragmentierte und atypische Arbeitszeiten 
belasten als sogenannte „Spillover“ die zeitliche Organisation des Familienlebens (ebd.). 
Damit wird die Vereinbarkeit von Familie und Beruf nicht erleichtert, sondern oftmals deutlich 
erschwert. Aus diesem Blickwinkel korrigiert sich das euphemistische Bild von der „Sozial-
verträglichkeit flexibler Arbeitszeiten“. Daraus erwächst gegenwärtig die Forderung nach 
Lösungswegen, die aufzeigen, wie unter entgrenzten Rahmenbedingungen die Vereinbarkeit 
von Erwerb und Familie gelingen kann. 
 
Mit Hilfe der vorliegenden Arbeit soll dieser Forderung ein Stück weit nachgekommen wer-
den. Aufgrund der Heterogenität des Themas „Vereinbarkeit“, ihrer Abhängigkeit von indivi-
duellen Rahmenbedingungen der Beschäftigten sowie den branchenspezifischen Gegeben-
heiten ist eine allumfassende Lösungsfindung kaum möglich. Aus diesen Gründen erweisen 
sich induktive, d.h. kleinräumige, branchen- und zielgruppenspezifische Betrachtungen als 
zielführender. Daher konzentrieren sich die nachstehenden Ausführungen auf die „Verein-
barkeit von Familie und Beruf“ in der Hotelbranche Ostvorpommerns. Hier wurde die Qualität 
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf bei weiblichen Beschäftigten in Hotelbetrieben un-
tersucht. 
 
 
2  Ausgangslage 
 
In Ostvorpommern finden sich besondere demographische, infrastrukturelle und wirtschaftli-
che Rahmenbedingungen, die im Kontext des hier vorgestellten Themas nicht außer Acht 
gelassen werden dürfen.  
Die Region ist von einer selektiven Abwanderung junger, qualifizierter und vermehrt weibli-
cher Bevölkerung betroffen. Die Bevölkerungsentwicklung hat seit den 1990er Jahren nicht 
nur an Dynamik, sondern insgesamt an jungen und innovativen Menschen verloren, die für 
die demographische und wirtschaftliche Tragfähigkeit des Landes wichtig sind. Der massive 
Bevölkerungsrückgang begünstigt seinerseits weitere negative Prozesse, die sich u.a. in 
einem partiellen Rückzug der Infrastruktur aus den ländlichen Siedlungen widerspiegelt 
(REICHERT-SCHICK 2008, S. 36 f.). Hinzu tritt die kritische Wirtschaftssituation des Bun-
deslandes Mecklenburg-Vorpommern. Sie offenbart sich besonders auf dem Arbeitsmarkt. 
Im Februar 2010 gingen in Mecklenburg-Vorpommern 133.400 Personen keiner Erwerbstä-
tigkeit nach. Damit betrug die Arbeitslosenquote 15,3 %, während der Wert für die gesamte 
Bundesrepublik bei 8,7 % lag (www.genesis.destatis.de). 
Um die akute Arbeitsmarktsituation zu entspannen, sollen die wichtigsten Wirtschaftszweige 
des Landes auch in Zukunft gefördert werden. Dazu gehört vor allem der Tourismus 
(www.mecklenburg-vorpommern.eu). Darin inbegriffen ist auch die personalintensive Hotel-
branche, die vielen Menschen eine Beschäftigungsmöglichkeit bieten kann. Allerdings sieht 
sich die Hotelbranche Ostvorpommerns derzeit mit einem wachsenden Mangel an geeigne-
ten Fach- und Ausbildungskräften konfrontiert. Deshalb wird aktuell und in Zukunft im Wett-
bewerb um qualifizierte Mitarbeiter dem Thema „Vereinbarkeit von Familie und Beruf“ in den 
Hotelbetrieben in Ostvorpommern ein besonders hoher Stellenwert beigemessen. Obwohl 
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sich die Hotellerie aufgrund der hohen Anzahl von weiblichen Beschäftigten (IHA 2099, 
S. 97 f.) sowie flexiblen Arbeitszeiten mit dem Thema „Vereinbarkeit von Familie und Beruf“ 
stets konfrontiert sah, ist die Notwendigkeit einer Lösungsfindung vor dem Hintergrund des 
Mangels an Fachpersonal und Nachwuchskräften dringender denn je – insbesondere des-
halb, weil für viele (weibliche) Beschäftigte die Frage der Vereinbarkeit ein entscheidender 
Faktor für die Wahl des Arbeitsplatzes ist (EICHHORST & THODE 2010, S. 6). Viele Hote-
liers stellen sich deshalb die Frage, wie die Vereinbarkeit von Privat- und Erwerbsleben ins-
besondere unter den gegebenen Arbeitszeitbedingungen, die ihrerseits u. a. von externen 
Stellgrößen (z. B. Nachfrage) und der Saisonalität bestimmt werden, verbessert werden 
kann. 
 
 
3  Empirische Untersuchung 
 
Die empirische Untersuchung erfolgte unter drei Zielsetzungen: Erstens galt es zu ermitteln, 
welche möglichen Hindernisse die Beschäftigten in der Hotellerie bei der Vereinbarkeit von 
Familien- und Erwerbsleben verspüren. Zweitens sollten daraus Rückschlüsse auf die 
Merkmale der Sozialverträglichkeit von Arbeitszeiten in der Hotellerie geschlossen werden. 
Drittens sollte aus diesen Ergebnissen die primäre Fragestellung, wie die Arbeitszeiten in der 
Hotellerie sozialverträglich(er) gestaltet werden können, beantwortet werden. 
Die empirische Untersuchung fand in ausgewählten Regionen Mecklenburg-Vorpommerns 
statt. Mit Hilfe eines standardisierten Fragebogens wurden weibliche Beschäftigte vor allem 
auf der Insel Usedom sowie in den kreisfreien Städten Greifswald, Rostock, Stralsund und 
Neubrandenburg befragt. Insgesamt haben 12 Hotels an der Befragung teilgenommen. Die 
Hotels waren mit drei bis fünf Sternen in den gehobenen Kategorien positioniert. Während 
des Befragungszeitraums zwischen Dezember 2009 und Januar 2010 waren 728 Personen 
in den Hotels beschäftigt.  
Für die Primärerhebung wurden ausschließlich Frauen ausgewählt, unabhängig davon, ob 
sie Kinder hatten oder nicht. Diese selektive Befragung wurde aus zwei Gründen gewählt: 
Zum einen sind in der Hotellerie überwiegend Frauen tätig. Zum anderen sind bis heute vor 
allem Frauen für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und/oder Pflege von Familienange-
hörigen verantwortlich. Demzufolge eignen sich weibliche Beschäftigte als Informationsgeber 
in besonderer Weise, um die Schwierigkeiten bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu 
ermitteln. 
Zum Zeitpunkt der Befragung waren 380 Frauen – einschließlich Fachkräfte, Auszubildende, 
Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigte – in den teilnehmenden Hotels beschäftigt. Insgesamt ha-
ben 100 Frauen an der Befragung teilgenommen. Die Rücklaufquote betrug 60%. Um die 
Inhalte des Themas tiefer durchdringen zu können, wurden neben telefonischen auch per-
sönliche Tiefen- und Experteninterviews durchgeführt. 
Die Ergebnisse der Untersuchung werden im nachfolgenden Kapitel zusammengefasst prä-
sentiert.  
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4  Merkmale sozialverträglicher Arbeitszeiten in der Hotellerie 
 
Die Ergebnisse der Untersuchung haben gezeigt, dass sich die Dimensionen der Arbeits-
zeit – Dauer, Lage und Verteilung –   wesentlich auf das Ausmaß der Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf auswirken. Es gibt deutliche Hinweise darauf, dass die Gleichzeitigkeit von 
Familie und Beruf partiell unter erschwerten Bedingungen stattfindet. 
Im Einzelnen geht es dabei um die Häufigkeit und das Volumen der geleisteten Überstun-
den, um die Vielfalt der Schichtsysteme und die Arbeit in den „social hours“, d. h. am Abend, 
am Wochenende oder an Feiertagen. Dabei hat sich gezeigt, dass sowohl der „externe Fak-
tor“, d. h. die Nachfrage rund um die Uhr, als auch die betriebsinterne Zeitgestaltungen und -
kultur den Arbeitszeiten einen labilen und diskontinuierlichen Charakter geben. Beides hat 
zur Folge, dass die Vereinbarkeit zwischen der Erwerbs- und Familiensphäre von den be-
fragten Frauen mit 56,3 % überwiegend als „teils/teils“ beschrieben wird. Dieses Ergebnis 
deutet darauf hin, dass es zu manchen Zeiten sehr kompliziert und zu anderen Zeiten einfa-
cher ist, die Familie mit dem Beruf zu vereinbaren. Die Schwankungen der Arbeits- und 
Nachfragezeiten wirken sich entsprechend eindeutig auf die Organisation der Kinderbetreu-
ung und des Familienlebens aus. 
Diese Ergebnisse werfen die Frage auf, wie man diese Diskontinuitäten umfassend nivellie-
ren kann, so dass sich insgesamt ein gleichmäßiger Vereinbarkeitsablauf und eine positive 
Bewertung der Vereinbarkeit einstellen. Die Beeinflussung der Nachfrageseite im Sinne ei-
nes verminderten Konsums am Abend, an den Wochenenden oder gar an Feiertagen ist in 
Zeiten der „Rund-um-die-Uhr-Nachfrage“ und der „Rund-um-die-Uhr-Dienstleistung“ kaum 
realistisch. Deshalb scheint die betriebliche Arbeitszeitkultur die geeignetere Stellschraube 
zu sein. Das zeigen auch die Antworten der Befragten. Zunächst verweisen diese auf die 
erschwerte Vereinbarkeit bei oft geleisteten Überstunden. Bereits die Einhaltung der vertrag-
lichen Arbeitszeiten ist also ein Schritt auf dem Weg zu mehr Sozialverträglichkeit. Dabei ist 
die Alternative, Überstunden kurzfristig auf einem Arbeitszeitkonto anzusammeln und zeitnah 
„abzubummeln“, keine Lösung, da sie den Vereinbarungsdruck während der geleisteten 
Überstunden nicht abmildert. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob - über meh-
rere Jahre oder sogar als „Lebenskonten“ angelegt - Arbeitszeitkonten nicht dennoch eine 
Möglichkeit darstellen, um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf während der gesamten 
Erwerbsphase oder speziell während der Familienphase zu erleichtern. So zeigen Erfahrun-
gen aus den Niederlanden, dass Arbeitszeitkonten mit verschiedenen Laufzeiten, aber auch 
im Sinne einer Lebenslauf- oder Lebensphasenpolitik, eine „entscheidende Rolle für stabile 
Erwerbsbiographien, eine lebensphasenorientierte Zeit- und Einkommensverteilung oder 
fortlaufende Qualifizierung im Erwerbsverlauf“ ermöglichen können (WOTSCHACK 2007, 
S. 241). 
 
Unter der Annahme, dass sich große Arbeitszeitvolumen und die Arbeit in den „social hours“ 
nicht umgehen lassen, sehen viele der befragten Frauen einen betriebseigenen Kindergarten 
als eine weitere große Unterstützung bei der Kinderbetreuung an. An dieser Stelle wird deut-
lich, dass Sozialverträglichkeit über die Gestaltung der Arbeitszeiten hinausgehen muss. 
Sind Arbeitszeiten, wie zum Beispiel in der Hotelbranche, schwer in festen Grenzen zu pla-
nen und haben die Beschäftigten diesbezüglich wenig Gestaltungsfreiraum, sind externe 
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Maßnahmen, die die Vereinbarkeit von Familie und Beruf unterstützen, ergänzend hinzuzu-
ziehen. Solch eine Maßnahme kann u. a. ein Betriebskindergarten sein. Dieser deckt nicht 
nur die tägliche Betreuung und Versorgung der Kinder ab, sondern bietet auch in den „social 
hours“ und den Randzeiten − am frühen Morgen, späten Abend, Wochenende, Ferien − eine 
gesicherte Unterbringung.  
Im Wesentlichen geht es bei der Gestaltung sozialverträglicher Arbeitszeiten in der Hotellerie 
darum, die nötige Stabilität von Familienzeiten und die sichere Betreuung des Nachwuchses 
gegen die „Entgrenzung“ der Arbeitszeiten und den „long arm of the job“ (LANGE & 
HEITKÖTTER 2007, S. 190) durch die doppelseitige Flexibilität, die sowohl von der Nachfra-
ge wie auch von der Arbeitgeberseite gleichermaßen gefordert wird, abzuschirmen. Ziel soll-
te es sein, den „Durchgriff“ der beruflichen Variabilität auf die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf zu verhindern. Dort, wo flexible Arbeitszeiten die Vereinbarkeit aus dem Gleichgewicht 
bringen können, muss der Arbeitgeber − quasi als „Gegenleistung“ für die von ihm geforderte 
Flexibilität − einen „Ruhepunkt“ schaffen. Die Ergebnisse der Befragung haben gezeigt, dass 
die stabile Betreuung der Kinder erheblich unter variablen Arbeitszeiten leidet. Eine „Rund-
um-die-Uhr-Versorgung“ wäre so ein „Ruhepunkt“, der gegenüber variablen Arbeitszeiten 
geschützt ist, weil er von diesen abgekoppelt existiert. Damit kann neben der arbeitszeitli-
chen Flexibilität auch ein Mindestmaß an Stabilität und Verlässlichkeit gewährleistet werden. 
Allerdings reicht diese Maßnahme für eine Sozialverträglichkeit nicht aus, zumal sie auch als 
Begründung für eine weitere Ausweitung der Arbeitszeiten missbraucht werden könnte. Die 
Arbeitszeiten sollten - so die Befragten -  im gesetzlichen Rahmen derart gestaltet sein, dass 
auch ein Familienleben möglich bleibt (z. B. seltener am Wochenende arbeiten, Einhaltung 
der Vertragsarbeitszeit). 
Die Befragungsergebnisse zeigen weiter, dass die Beschäftigten mehr Rücksichtnahme auf 
familiäre Belange bei der Planung des Arbeits- oder Dienstplanes fordern. Diese Forderung 
kann als eindeutiger Hinweis auf eine geringe Arbeitszeitsouveränität der Beschäftigten ge-
deutet werden. Zwar dürfen die Beschäftigten ihre Arbeitszeitwünsche im Voraus äußern, 
aber eine spontan notwendige Anpassung an familiäre Ereignisse ist in den meisten Fällen 
kaum möglich. Die Anpassung der Arbeitszeit an außerberufliche Erfordernisse wird von den 
Befragten zu 50,9 % mit „befriedigend“ bis „schlecht“ bewertet. Dabei spielt die Arbeitszeit-
souveränität bei der Vereinbarkeit der Arbeits- und Erwerbssphäre eine sehr wichtige Rolle. 
Je mehr Souveränität den Beschäftigten zugesprochen wird, desto besser fällt die Bewer-
tung der Vereinbarkeit aus. 
Der Weg zu mehr Sozialverträglichkeit könnte in einer „planbaren Flexibilität“ bestehen, die 
es den Beschäftigten erlaubt, auf unvorhersehbare Vorfälle souverän im Sinne von „flexibel“ 
reagieren zu können (vgl. RÜRUP & GRUESCU 2005, S. 6). Arbeitszeitkonten, die es erlau-
ben, kurzfristig sowohl Plus- als auch Minusstunden aufzubauen, können auch hier nützlich 
sein. So gewinnen die Beschäftigten mehr Autonomie und damit Souveränität bei der Ar-
beitszeitgestaltung. Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf kann so besonders in unvermit-
telten Situationen besser gelingen.  
 
Ein besonders hervorzuhebender Hinweis ist, dass alle arbeitszeitlichen oder akzessori-
schen Maßnahmen des Betriebes bezüglich „Vereinbarkeit von Familie und Beruf“ ins Leere 
laufen, wenn sie nicht in eine familienfreundliche Atmosphäre integriert werden. Viele der 
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befragten Frauen verweisen darauf, dass in einer Umgebung, in der familiären Bedürfnissen 
mit Ehrlichkeit, Verständnis und Transparenz begegnet wird, die Vereinbarkeit der Familien- 
und Erwerbssphäre besser gelingt. Das Verständnis sollte nicht nur von Müttern für Mütter, 
sondern gegenseitig von allen und für alle Kollegen und Kolleginnen entgegengebracht wer-
den. Im Berufsalltag wird jede(r) Beschäftigte(r) einmal in eine Situation geraten, in der die 
Vereinbarkeit des Privatlebens mit dem Beruf schwer und problembehaftet ist. Aus der Ein-
stellung heraus: „jeder könnte als Nächster betroffen sein“ (Dr. Bertram Thieme im Inter-
view), resultiert schließlich eine Unternehmenskultur, die die Vereinbarkeit offensiv fördert. 
Das fassen auch CLEVELAND u. a. (2007, S. 289) in ihren Ausführungen zusammen: „In 
supportive hotels, people are encouraged to talk about their families; there is a belief that 
employees need to know their families are happy and are well taken care of for them to be 
productive at work“. 
Dass ein familienfreundliches Betriebsklima und die Rücksichtnahme auf familiäre Belange 
bei der Planung der Arbeitszeiten von herausragender Bedeutung für Eltern sind, zeigen 
auch KLENNER und SCHMIDT (2007, S. 500): „Wenn sie [Mütter und Väter] […] bestimmte 
Arbeitszeiten nicht übernehmen können oder wegen der Kinder fehlen müssen, wollen sie 
[Mütter und Väter], dass Vorgesetzte und Kollegen die Inanspruchnahme von familienfreund-
lichen Maßnahmen vollständig akzeptieren und es ohne negative Konsequenzen für die be-
rufliche Karriere bleibt […]“. 
 
In erster Linie drückt dieses Zitat aus, dass es neben der Schaffung einer familiengerechten 
Infrastruktur auch auf einen ehrlichen, verständnis- und rücksichtsvollen Umgang mit Eltern 
bzw. mit Erwachsenen, die einen Fürsorgeauftrag erfüllen, ankommt (ebd. S. 501). Damit 
wird das Merkmal „familienfreundliches Betriebsklima“ als conditio sine qua non zu einem 
sehr wichtigen Bestandteil der Sozialverträglichkeit der Beschäftigung in der Hotellerie. Die-
ses wird auch in den Antworten der Befragten auf die Frage: „Was kann der Arbeitgeber tun, 
um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu vereinfachen?“ deutlich. Tabelle 1 gibt einen 
Überblick über die möglichen Maßnahmen des Arbeitgebers. Neben flexiblen Arbeitszeiten 
wird auch mehr Rücksicht auf familiäre Belange gewünscht. 
 
Tabelle 1: Angaben der Befragten zu den gewünschten Maßnahmen, absolute und relative Häufigkeit 
 

Maßnahmen des Arbeitgebers Häufigkeit absolut (relativ) 

 Flexible Arbeitszeiten (z. B. Arbeitszeitkonto, Gleitzeit) 14 (14,7) 

 Mehr Rücksicht auf familiäre Belange 11 (11,6) 

 Betriebseigene Kinderbetreuung 11 (11,6) 

 Absprache der Arbeitszeiten im Team 10 (10,5) 

 Finanzielle Unterstützung bei Betreuungskosten 10 (10,5) 

 Sonderurlaub in Notfällen   9 (9,5) 

 Werbung für positives Verständnis unter den Mitarbeitern   7 (7,4) 

 Angebot individueller Lösungen    5 (5,3) 

 Mehr Selbstbestimmung bei der Arbeitszeitgestaltung   5 (5,3) 
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 Wiedereinstieg in den Betrieb erleichtern   4 (4,2) 

 Angebot von mehr Teilzeitplätze   3 (3,2) 

 Einführung von Vertrauensarbeitszeit    3 (3,2) 

 Betrieb kann nichts machen   3 (3,2) 

Quelle: eigene Erhebung, n = 39 
 
Darüber hinaus gehört, wie es bereits im Zusammenhang mit der betrieblichen Kinder-
betreuung angedeutet wurde, zur sozialen Verträglichkeit der Arbeitszeiten die Berücksichti-
gung der betriebsexternen, konkret der räumlichen, Faktoren. Hierbei geht es darum, zu ver-
stehen, dass das zeitliche und räumliche Handeln (vor allem) von Müttern eine Abbildung 
von verschiedenen und vorgegebenen Zeitstrukturen ist. In ihrem Agieren sind sie gezwun-
gen, u. a. die Lokalitäten von Gegebenheiten und die Zeiten der Kinder, der öffentlichen Ein-
richtungen, der Verkehrsangebote, der Einkaufsmöglichkeiten und nicht zuletzt ihre eigenen 
Arbeitszeiten miteinander in Einklang zu bringen. Da in den ländlichen Räumen Mecklen-
burg-Vorpommerns zum Teil lange Verkehrswege überwunden werden müssen, um die nöti-
gen Einrichtungen zu verschiedenen Zeiten erreichen zu können, sollten diese Umstände bei 
der Arbeitszeitplanung entsprechend Beachtung finden. Gerade Alleinerziehende und Kern-
familien ohne soziale Netzwerke in der Nähe können unter einen großen Vereinbarkeitsdruck 
geraten, wenn sich ungünstige Dimensionen der Arbeitszeit, lange Wegezeiten und ver-
schiedene Öffnungszeiten von Gelegenheiten überlagern. 
 
In diesem Kontext spielen nicht nur die Öffnungszeiten, sondern auch die Lokalitäten örtli-
cher Gegebenheiten eine wichtige Rolle. LÄPPLE und STOHR berichten darüber, dass 
„die Möglichkeit […] Beruf und Elternschaft zu vereinbaren, sich häufig nur durch den Rück-
griff auf ein dichtes Netz alltagserleichternder Betreuungs- und Versorgungs-infrastruktur in 
funktionsgemischten […] Quartieren bietet. Die Dichte an Gelegenheiten meint dabei nicht 
allein die materiell verfügbare Infrastruktur an Betreuungseinrichtungen oder haushaltsnahen 
Dienstleistungen. Sie umfasst vielmehr auch die Dichte sozialer Netzwerke, innerhalb derer 
bei Bedarf kurzfristige oder dauerhafte informell organisierte Betreuungslösungen entwickelt 
und in Anspruch genommen werden können […]“ (LÄPPLE & STOHR 2006, S. 183). 
Im Kern geht es darum, eine räumliche und zeitsparende Verbindung zwischen den Funktio-
nen Arbeit, Betreuung, Versorgung und Leben zu schaffen. Werden Eltern mehrere „Gele-
genheiten“ wie Kinderbetreuung, Schule, Hort, Freizeitmöglichkeiten, Besorgung von Gütern 
des täglichen Bedarfs u.v.m. am Arbeitsort angeboten oder werden ihnen diese Wege durch 
einen Service abgenommen − Stichwort: flexible Fahrdienste (Frau Sandra Warden im Inter-
view) − können Eltern (Wege-)Zeiten einsparen. Das hat besonders dann positive Folgen, 
wenn die Arbeitszeit unerwartet verlängert wird. Durch eingesparte Wegezeiten können die 
negativen Folgen volatiler Arbeitszeiten auf das Familienleben abgemildert werden (ebd.). 
 
Abschließend kann aus dem zuvor Gesagten folgendes Resümee gezogen werden: Die Be-
deutung der „Sozialverträglichkeit flexibler Arbeitszeiten“ setzt sich aus verschiedenen 
Merkmale zusammen. Nicht nur die reine Gestaltung der Arbeitszeitdimensionen, sondern 
auch ideelle Normen und Werte wie z. B. die Unternehmenskultur spielen bei der Vereinbar-
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keit von Erwerbs- und Privatleben eine entscheidende Rolle. Daneben müssen auch be-
triebsfremde Umstände in einen ganzheitlichen Verträglichkeits- und Vereinbarkeitsbegriff 
eingebettet werden. Beschäftigte in der Hotellerie wissen genau, dass es unter den charakte-
ristischen Eigenschaften der Arbeitszeiten in der Hotelbranche schwer ist, spontan, variabel 
und individuell die Arbeitszeiten nach Bedarf zu gestalten. Sie passen sich aber in ihren Ar-
beitszeiten so weit wie möglich diesen Gegebenheiten an. Dafür, so zeigen die Befragungs-
ergebnisse, wünschen sich die Betroffenen auch ein Entgegenkommen vom Arbeitgeber. 
Diesem stehen vielfältige Alternativen zur Auswahl, die die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf erleichtern können. Im Ergebnis führt das zu zufriedeneren Mitarbeitern, die mehr Mo-
tivation, Produktivität und Einsatzbereitschaft zeigen, wovon nicht nur die Arbeitgeber, son-
dern auch die Gäste profitieren (vgl. BMFSFJ 2009b, S. 7). 
 
 
5  Zusammenfassung und Ausblick  
 
Die Ausführungen dieser Arbeit zeigen in einem theoretischen und empirischen Rahmen, 
dass die Arbeitszeit einen wichtigen strukturierenden Einflussfaktor für ökonomische, ar-
beitspolitische und gesellschaftliche Prozesse darstellt. Der Alltag im Arbeits- und Familien-
leben folgt unterschiedlichen Zeitmustern. Die Abstimmung zwischen diesen Lebensberei-
chen ist vielfach komplex und Auslöser von zeitlichen Konkurrenzlagen. Insbesondere die 
Arbeitszeit ist von vielfältigen Zeitstrukturen geprägt und befindet sich in einem Spannungs-
feld, in dem Arbeitgeber, Arbeitnehmer und externe Faktoren ihre Ansprüche an die Zeit for-
mulieren. Mit zunehmender Deregulierung, Desynchronisierung und der damit einhergehen-
den Verbreitung flexibler Arbeitszeiten haben sich die Ansprüche an die Arbeitszeiten ver-
vielfältigt. Im Zeichen wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Wertewandel werden Arbeitszei-
ten zu einem entscheidenden Faktor, der speziell die Familiensphäre maßgeblich beein-
flusst. 
Die Eigenschaft des Beschäftigten als „Produktivitätsressource“ und die vom Arbeitgeber 
einseitig bestimmte Gestaltung der Arbeitszeitdimensionen führen bei vielen Familien mit 
betreuungspflichtigen Kindern zu erheblichen Vereinbarkeitsproblemen. Diese Probleme 
werden durch eine unzureichende Anpassung von Institutionen an die variablen Arbeitszei-
ten der Eltern verschärft. Des Weiteren kann der Prozess der zeitlichen „Entgrenzung“ von 
Arbeits- und Privatleben als Grund für die Schwierigkeiten der Vereinbarkeit identifiziert wer-
den. Die arbeitszeitlichen Anforderungen greifen immer tiefer in die „social hours“ hinein und 
beanspruchen so zunehmend auch die Zeiten, die ursprünglich für die Familie reserviert wa-
ren. Deshalb geraten flexible Arbeitszeiten in eine kritische Diskussion über ihre „Sozialver-
träglichkeit“. 
Im Rahmen dieser Arbeit wurden die Auswirkungen flexibler Arbeitszeiten auf die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf untersucht. Dabei wurde erörtert, wie variable Arbeitszeiten „sozi-
alverträglicher“ gestaltet werden können, damit die Vereinbarkeit von Erwerbs- und Privat-
sphäre besser gelingen kann.  
Die Ergebnisse verdeutlichen, dass die „Sozialverträglichkeit“ mehrere Facetten hat. In den 
Ausführungen konnte gezeigt werden, dass nicht das Arbeitszeitmodell allein, sondern auch 
der verständnisvolle Umgang mit Eltern und ihren familiären Verpflichtungen für ein gelunge-
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nes Familien- und Erwerbsleben essentiell ist. Damit werden sowohl die Notwendigkeit einer 
bewussten „Integration des Subjektes in das Unternehmen“ als auch die damit verbundene 
Familienfreundlichkeit untermauert. Die Bedeutung der Arbeitszeitdimensionen als Einfluss-
faktoren auf das Familienleben soll durch diese Feststellung nicht in den Hintergrund ge-
drängt werden. Schließlich gestalten Dauer, Lage und Verteilung der Erwerbsarbeit die zeitli-
che Verteilung und das zeitliche Potential für das Familienleben. Die Inhalte dieser For-
schungsarbeit zeigen aber, dass gegenwärtig weder unter den Bedingungen der traditionel-
len Normalarbeitszeit – charakterisiert als „Golden[er] Käfig“ (SEIFERT 2005a, S. 59) – noch 
mit Hilfe flexibler Arbeitszeiten die Vereinbarkeit beider Lebenssphären optimal ermöglicht 
werden kann.  
Da die Befragungsergebnisse darauf hinweisen, dass die Qualität der Vereinbarkeit nicht 
konstant bleibt, sondern Schwankungen unterworfen ist, lässt sich der Rückschluss ziehen, 
dass die Arbeitszeiten in der Hotellerie sozialverträglicher gestaltet werden könnten, wenn es 
dem Arbeitgeber gelänge, das Familienleben der Beschäftigten gegen die Ungewissheit der 
Arbeitszeiten abzuschirmen. In diesem Zusammenhang ist auch die Substitution eines feh-
lenden sozialen Netzwerkes durch betriebliche Maßnahmen wichtig und zielführend. 
Zur Sozialverträglichkeit flexibler Arbeitszeiten gehört außerdem die Vereinbarkeit einer Voll-
zeitbeschäftigung mit dem Familienleben. Gerade in der Hotellerie, in der überwiegend 
Frauen beschäftigt werden, sollten sich Familie, Vollzeitbeschäftigung und auch die Karriere 
nicht gegenseitig ausschließen. Im Gegenzug sind auch neue Arbeitszeitkonzepte für eine 
qualifizierte, d. h. vollzeitnahe Teilzeit im Topmanagement zu entwickeln.  
 
Die Synthese der Ergebnisse im Hinblick auf das Forschungsziel verdeutlicht, dass neue 
Erkenntnisse bezüglich der Sozialverträglichkeit flexibler Arbeitszeiten in der Hotellerie ge-
wonnen werden konnten. Diese Erkenntnisse können in die Entwicklung eines Konzeptes, 
welches die Sozialverträglichkeit variabler Arbeitszeiten in der Hotellerie fördert, eingebracht 
werden. Das Konzept ist als ein Konglomerat zu verstehen, das sich u. a. aus variablen Ar-
beitszeitmodellen sowie der souveränen Arbeitszeitgestaltung durch die Beschäftigten und 
der Familienfreundlichkeit des Betriebes zusammensetzt. Neben diesen Inhalten der Sozial-
verträglichkeit treten ergänzend regionale Umstände hinzu. Erst aus einem bewussten und 
integrativen „Dreiklang“ aus Arbeitszeit, Familienfreundlichkeit und Infrastrukturpolitik können 
Arbeitszeiten in der Hotellerie sozialverträglich(er) gestaltet werden (vgl. ähnlich LANGE & 
HEITKÖTTER 2007, S. 192). 
 
Dieses Fazit lässt sich im Ausblick auf die aktuellen Entwicklungstendenzen des Themas 
„Vereinbarkeit von Familie und Beruf“ in der Hotelbranche insgesamt und insbesondere in 
Ostvorpommern einreihen. 
Die Fülle an Flexibilität und Variabilität der Arbeitszeiten wird gegenwärtig nicht mehr als 
Belastung, sondern als Chance angesehen, aus der sich viele Gestaltungsmöglichkeiten für 
die Dimensionen der Arbeitszeit ergeben. Im Wettbewerb um qualifizierte Fachkräfte mit 
Fürsorgeverpflichtung ist dennoch ein umfassender Maßnahmenkatalog betrieblicher Ange-
bote für die Vereinbarung von Familie und Beruf vonnöten. Die Chancen zukünftiger Wett-
bewerbsvorteile liegen für die Hotellerie nicht in der bloßen Orientierung an den Bedürfnis-
sen des Gastes. Attraktive Arbeitsbedingungen für Eltern, die eine hohe Dienstleistungsqua-
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lität in einem familienfreundlichen Arbeitsklima bieten, müssen erarbeitet werden und dürfen 
offensiv nach außen − an den Gast und die potenziellen Beschäftigten − kommuniziert wer-
den. Unternehmen in der Region Ostvorpommern können auf diesem Wege weiter positive 
Imagepotentiale erschließen.  
Aus diesen Gründen und nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Folgen des demographischen 
Wandels für die Tourismusbranche in MV wurden durch die Ministerin für Soziales und Ge-
sundheit und die Parlamentarische Staatssekretärin für Frauen und Gleichstellung 2010 ein 
Programm zur besseren Vereinbarkeit von Erwerbs- und Privatleben ins Leben gerufen. 
Dieses Programm fördert verschiedene Projekte zum Thema Vereinbarkeit von Erwerbs- und 
Privatleben. Ein Projekt, dass sich in diesem Rahmen der Vereinbarkeit von Erwerbs- und 
Privatleben in der Hotellerie widmet, wird vom DEHOGA, dem Deutschen Hotel- und Gast-
stättenverband, in Kooperation mit der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald auf der Insel 
Usedom in Ostvorpommern durchgeführt. Durch diese Zusammenarbeit werden die Bran-
chenkenntnisse des DEHOGA mit wissenschaftlichen und theoretischen Hintergründen syn-
ergetisch zusammen- und in die Umsetzung des Projektes eingebracht. 
Das Projekt verfolgt zwei Ziele: Erstens sollen mit Hilfe der Unternehmen, der Beschäftigten 
und der kommunalen Leistungsträger konkrete Betreuungsangebote für die Kinder der Ar-
beitnehmer in der Projektregion organisiert und umgesetzt werden. 
Zweitens versuchen die Projektträger in gemeinsamen Arbeitsschritten mit den Hoteliers und 
den Beschäftigten nach und nach einen Umdenkprozess einzuleiten. Dabei sollen insbeson-
dere die Unternehmer verstehen, dass Vereinbarkeit nicht die bloße Organisation und Be-
reitstellung von materieller Infrastruktur bedeutet, sondern darüber hinausgeht. Vor allem 
kommt es darauf, ein familienfreundliches Betriebsklima zu schaffen, in dem „Vereinbarkeit“ 
von allen Beschäftigten tatsächlich gelebt wird und die Vereinbarkeitsprobleme ernst ge-
nommen werden und ihre Lösungen aus Überzeugung angegangen werden.  
Methodisch sollen diese Ziele durch standardisierte Fragebögen, mit Hilfe von Tiefen- und 
Experteninterviews sowie Workshops erreicht werden. Daneben werden auch kommunale 
Leistungsträger (z. B. Kindergärten, Ämter) in die Lösungsfindungen einbezogen, um ge-
meinsame, langfristige und nachhaltige Lösungen für die Region Ostvorpommern zu finden. 
Gelungene Lösungsansätze sollen dann in ganz Mecklenburg-Vorpommern umgesetzt wer-
den. 
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Alkohol im Sportbootverkehr – Ergebnisse aus 40 Jahren Forschung mit 
immer noch aktuellem Bezug 
 
 
Ralf SCHEIBE und Ernst SCHEIBE 
 
 
 
1  Einleitung 
 
„Rasmus, altes Rübenschwein, bring uns Wind und Sonnenschein!“ So oder ähnlich lauten 
die Beschwörungsformeln, mit denen die Yachtskipper am Anfang der Wassersportsaison 
die Naturgewalten milde stimmen möchten und um das entsprechende Wetter bitten. Es ist 
natürlich bekannt, dass Rasmus (oder Neptun oder Poseidon, je nach Sichtweise) dem nur 
Folge leistet, wenn er mit einem ordentlichen Schluck Hochprozentigem als Opfer milde ge-
stimmt wurde. Schiff und Kapitän sind davon  nicht ausgeschlossen, und im günstigsten Fall 
darf sich dann auch die Mannschaft (bis auf anwesende Kinder) nicht nur mit dem Zuschau-
en begnügen.  
In der Tat scheint Alkohol an Bord von Sportbooten bei allen möglichen Riten eine Rolle zu 
spielen. Üblich sind auch „Manöverschlucks“ nach erfolgten Segelmanövern oder beim Re-
gattastart und das „Anlege-Bier“ oder der „Festmacherschnaps“ nach dem Einlaufen in den 
Hafen oder andere Varianten (vgl. dazu ESSIG 2011, S. 46ff.). Die Wurzeln lassen sich dazu 
bis in die Segelschiffszeit (oder noch viel weiter in die Antike) zurückverfolgen. Wie an Land 
auch, galten niedrigprozentige alkoholische Getränke an Bord immer noch als gesünder als 
minderwertiges Trinkwasser. Allerdings erfreuten sich auch die zu besonderen Anlässen (s. 
o.) ausgegebenen Spirituosen (natürlich Rum!) immer noch der größten Beliebtheit (vgl. da-
zu HANKE 2005, S. 285ff.).  
In der modernen Zeit hat die Getränkeindustrie (neben anderen Freizeitbereichen) den Was-
sertourismus als Werbeträger auserkoren: Die Lübzer Brauerei nutzt mit dem Leuchtturm 
Bukspitze bei Bastorf eine der bekanntesten nautischen Landmarken Mecklenburg-
Vorpommerns als Werbeträger und lässt im Vordergrund Angler oder Bootsfahrer agieren 
(die natürlich auch das entsprechende Bier trinken). Ein Boot der Rostocker Firma speedsai-
ling ist gar nach einem Bier benannt (da von der Rostocker Brauerei gesponsert; das 
Schwesternschiff allerdings vom führenden Anbieter alkoholfreier Getränke im Land – Glas-
häger). Auch die Traditionsschifffahrt ist nicht davon befreit – eine große Bremer Brauerei 
sponserte den Wiederaufbau des Traditionsseglers „Alexander von Humboldt“, der aus die-
sem Grund zu seinen berühmten, nicht unumstrittenen grünen Segeln kam.  
Sind Segler und andere Wassersportler besonders empfänglich für die Versuchungen der 
„prozentigen“ Getränke? Nach subjektiven Einschätzungen der kontrollierenden Wasser-
schutzpolizei-Beamten müssen die Alkotest-Geräte jedenfalls immer häufiger zum Einsatz 
kommen, auch wenn von den betroffenen Wassersportlern die „Kontrollwut“ und Sanktionen 
in Form von Strafanzeigen, Entzug von Sportbootführerscheinen durch die Wasser- und 
Schifffahrtsdirektionen und Ähnliches. heftig kritisiert werden (vgl. dazu BIELEFELD 2010, S. 
36ff.). Darüber hinaus scheint die Zahl der alkoholbedingten Sportbootunfälle nicht gerade-
rückläufig zu sein. Wenn diese Sachverhalte zutreffen sollten, wäre das Image des Wasser-
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sports als Sektor des Wassertourismus in Form der „gesundheitsfördernden Bewegung an 
der frischen Luft in einer intakten Natur“, wie in entsprechenden Marketingbroschüren immer 
wieder beschworen wird, ad absurdum geführt und Handlungsbedarf dringend notwendig.  
Im Institut für Rechtsmedizin (früher: Institut für Gerichtliche Medizin und Kriminalistik) an der 
Greifswalder Universität sind Sportbootunfälle seit langer Zeit immer wieder Gegenstand von 
Untersuchungen gewesen. Statistisches Material zu einer möglichen Verbindung von Alko-
holgenuss und Unfällen bei Sportbootfahrern ist bislang zwar gesammelt worden, jedoch 
nicht sachorientiert ausgewertet und publiziert worden. Dieses Material soll im folgenden 
Artikel in Bezug zum aktuellen Forschungsstand und Diskussionsprozess um  

 die Alkoholwirkung auf Schiffsbesatzungen (insbesondere die Problematik Fahrun-
tüchtigkeit),  

 das Gefährdungspotenzial von Alkoholgenuss in der Sportschifffahrt (Anteil alkohol-
bedingter Unfälle am Gesamtunfallgeschehen), sowie 

 die Wirksamkeit von Kontrollen, Analyseverfahren und Sanktionsmöglichkeiten  
gesetzt werden. Ziel ist, zu einer realistischen und wissenschaftlich fundierten Einschätzung 
der Thematik zu kommen und den Beteiligten (Sportler, Ermittlungsorgane der Polizei und 
Schifffahrtsbehörden) Handlungsempfehlungen geben zu können. Dazu gehört auch die 
Frage, inwiefern Werbung für alkoholische Getränke im Wassertourismus – also nicht nur im 
Wassersport, sondern auch in den anderen beiden Säulen des Wassertourismus (touristi-
sche Schifffahrt, maritime Großveranstaltungen) – mit dem Image von Mecklenburg-
Vorpommern als „Gesundheitsland“ konform gehen können.  
 
 
2  Alkoholwirkung, Nachweisverfahren und rechtliche Situation  
 
Alkoholmissbrauch unter Verkehrsteilnehmern auf Straßen, zu Wasser und in der Luft ein-
schließlich der Folgen ist ein komplexes gesamtgesellschaftliches Phänomen (besser: Prob-
lem), das sich demzufolge auch in vielen Wissenschaftsdisziplinen in der aktuellen For-
schung wiederfindet. Wenn es um Präventivmaßnahmen geht, sind immer noch Medizin, 
Toxikologie und Rechtswissenschaft, zunehmend aber auch Soziologie und Verkehrswis-
senschaften, gefragt.   
Im Folgenden sollen aus wirtschaftsgeographischer Sicht zumindest die relevanten Entwick-
lungen in den Themenfeldern Wirkmechanismen von Alkohol im Sportbootverkehr, die Ent-
wicklung und Nutzung von Nachweisverfahren sowie Maßnahmen zur Reduzierung von 
Trunkenheitsdelikten in der Sportschifffahrt kurz umrissen werden.  
 
2.1   Die Wirkung des Alkohols auf nautisches Personal  
Während wegen der nach dem Zweiten Weltkrieg dramatisch ansteigenden Unfallzahlen im 
Straßenverkehr auch unter Beteiligung alkoholisierter Verkehrsteilnehmer sich rasch For-
schung mit einem durchaus schon interdisziplinären Ansatz etablierte, um Ursache-Wirkung-
Mechanismen alkoholbedingter Fehlleistungen zu analysieren und Regelungen herbeizufüh-
ren, wurde das Thema Alkohol im Seeverkehr – besonders auch im Sportbootverkehr – eher 
stiefmütterlich behandelt. Dabei hat lange die Meinung geherrscht, dass eine sichere Schiffs-
führung im Gegensatz zur Teilnahme im Straßenverkehr auch unter höheren Blutalkohol-



 49

gehalten möglich sein. Das Resultat war eine tatsächliche Ahndung von Verstößen erst bei 
einer wesentlich höheren Blutalkoholkonzentration (BAK) und oft erst nach Unfällen. Bis da-
hin nahm man in Kauf, dass Schifffahrt insgesamt als ein relativ riskantes Arbeitsfeld galt.  
Zwar war schon seit Anfang der 1960er Jahre bekannt, dass durch die Alkoholaufnahme 
Pupillenreaktionen und Augenbewegungen erheblich beeinflusst wurden (vgl. dazu 
LOSCHER 1961; NIEDERGESÄß 1961), aber erst die systematischen Forschungen ab En-
de der 1990er Jahre unter Nutzung der damals aufkommenden Schiffssimulationsanlagen 
machten eine realistische Einschätzung und Neuorientierung der Blutalkoholgrenzwerte 
möglich.  
HOWLAND et al. (2001) wiesen bereits nach, dass bei 0,4 bis 0,5 ‰ BAK eine erhebliche 
Verschlechterung der Leistungsfähigkeit einsetzte. Weitere Untersuchungen (GRÜTTERS et 
al. 2003; REICHELT et al. 2003; RITZ-TIMME et al. 2005) belegten deutliche Einschränkun-
gen in wichtigen Handlungsfeldern wie Sorgfalt, Risikobereitschaft, Konzentration oder Situa-
tionsanalyse. Konkret auf die nautische Umgebung bezogen – wohlgemerkt der Berufsschiff-
fahrt –, betraf das fehlerhafte Ausweich- und Überholmanöver oder regelwidriges Verhalten 
bei Kursänderungen oder die Nichtbeachtung oder Fehlinterpretation von Schifffahrtsvor-
schriften oder seemännischen Situationen. Auf unvorhergesehene Situationen waren die 
Probanden kaum noch vorbereitet und reagierten kaum oder nicht adäquat. Aus den Unter-
suchungen kann abgeleitet werden, dass bei 0,5 ‰ BAK bei den verantwortlichen Nautikern 
und Maschinisten infolge von Fehlhandlungen eine relative Gefährdung des Seeverkehrs 
einsetzt und bei mehr als 1,0 ‰ BAK von einer Fahruntüchtigkeit auszugehen ist (RITZ-
TIMME 2007, S. 637).  
Diese Untersuchungen betreffen allerdings ein eher einfaches Modell (Ursache-Wirkungs-
Modell), was aus Gründen der Standardisierung und Reproduzierbarkeit immer wieder he-
rangezogen wird. Die Erfahrungen aus dem Straßenverkehr besagen aber, dass auch die 
emotionale Gestimmtheit sowie die situativ-soziale Gegebenheit unbedingt zu berücksichti-
gen sind, wenn die Alkoholwirkung auf den Verkehrsteilnehmer und ein mögliches Unfallrisi-
ko analysiert werden sollen. Während das Moderatoren-Modell Alter sowie individuelle Risi-
kobereitschaft und Lebensstil als steuernde Faktoren für die Rauschwirkung von Alkohol 
(und anderen Suchtmitteln) herausstellt, betont das Mediator-Modell eine eher langfristig 
orientierte suchtmittelbedingte Persönlichkeitsveränderung (vgl. BRENNER-HARTMANN 
2007, S. 156f.). 
Übersetzt und für die Sportschifffahrt präzisiert heißt das: emotionaler und körperlicher 
Stress durch zu geringe Besatzungsstärke und resultierende Überforderung und Schlafman-
gel, direkteres Wirken ungünstiger Umweltfaktoren sowie ein gewohnheitsmäßiger Alkohol-
konsum („Trinker-Karriere“) beeinflussen das Unfallrisiko zusätzlich, in der Regel erhöhen sie 
es.  
 
2.2  Juristische Aspekte und Sanktionen bei Trunkenheitsfahrten 
Von der Beweiskraft der verschiedenen Nachweisverfahren und der Kritik daran abgesehen, 
ist der Weg zu einer strafrechtlichen Würdigung oder zu einem Ordnungswidrigkeitsverfah-
ren allerdings lang und beinhaltet sowohl für die Legislative und Behörden, als auch für die 
Tatbeteiligten etliche Hürden, angefangen bei formaljuristischen Fehlern (z.B. in der Be-
schuldigtenvernehmung etwa durch nicht erfolgte Belehrung), Ungenauigkeiten in der eigent-
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lichen Untersuchung (s. u.) bis zu den für eine endgültige Interpretation notwendigen Be-
rechnungsverfahren – eine umfangreiche Aufstellung dazu ist bei FERNER & XANKE (2006 
S.19ff.) enthalten. Diese Probleme sind grundsätzlich auch auf den Seeverkehr anwendbar. 
Auf der anderen Seite hat sich der Gesetzgeber lange schwergetan, insbesondere im See-
verkehr, aber auch im Straßenverkehr, nachvollziehbare BAK-Grenzwerte zu definieren, die 
auch dem Vergleich zu den Regelungen der europäischen Nachbarländer standhalten. Für 
den Seeverkehr galten lange nur höchstrichterliche Entscheidungen als Richtwerte bzw. gel-
ten nach wie vor. Erst 2004/2005 wurde eine politische Diskussion angestoßen, um zweck-
mäßige Promillegrenzen in der Schifffahrt festzulegen und darüber hinaus auch spezielle 
Sicherheit für Gefahrguttransporte zu geben oder bei der Untersuchung der Seetauglichkeit 
bei Schiffspersonal eine mögliche Alkoholabhängigkeit mit zu untersuchen und auszuschlie-
ßen. Zumindest für das Führen von Sportbooten – die anderen Sachverhalte sind für den 
Wassersport nicht relevant – gelten  analoge Regelungen, die sich aus den Schifffahrtsver-
ordnungen ergeben (zusammengestellt nach http://www.blutalkohol-
homepage.de/ba_grenz.shtml; http://www.elwis.de/Schifffahrtsrecht/index.html): 
 
BAK-Wert in ‰ Straßenverkehr   Seeverkehr 
0,0   Grenzwert für Fahranfänger 
0,3   Verlust des Versicherungsschutzes 
0,5   Ordnungswidrigkeit, relative  Verbot, ein Wasserfahrzeug zu  

Fahruntüchtigkeit   führen 
1,1   absolute Fahruntüchtigkeit,  absolute Fahruntüchtigkeit, straf- 
   strafbare Handlung   bare Handlung 
1,6   Grenzwert der absoluten Fahr- 
   untüchtigkeit bei Radfahrern; bei 
   Kraftfahrern MPU erforderlich 
 
Die Regelung über die absolute Fahruntüchtigkeit im Seeverkehr hat bislang noch nicht in 
die Binnenschifffahrtsstraßen-Ordnung bzw. Seeschifffahrtsstraßen-Ordnung Eingang ge-
funden, wird aber von verschiedenen höchstrichterlichen Entscheidungen immer wieder be-
tont (z.B. OLG Brandenburg 1 Ss 33/08 unter http://www.gerichtsentscheidungen.berlin-
brandenburg.de) und entspricht auch den Forderungen des 44. Verkehrsgerichtstages (vgl. 
RITZ-TIMME 2007, S. 638).  
Grundsätzlich droht also auf See oder auf Binnengewässern alkoholisierten Schiffsführern – 
egal, ob mit Sportboot oder Berufsschiff – in schweren Fällen ein Strafverfahren, in minder-
schweren Fällen ein Ordnungswidrigkeitsverfahren. Zuständige Stellen sind hierfür die See-
ämter bzw. ihre Untersuchungsausschüsse, die nach dem 4. Abschnitt des Seesicherheits-
Untersuchungs-Gesetzes tätig werden. Neben Bußgeldern werden weitere Sanktionen vor-
genommen wie Fahrverbote bis zu 30 Monaten oder Auflagen zur Aufhebung des Fahrver-
botes. Insbesondere Alkoholdelikte werden regelmäßig mit einem Fahrverbot belegt (vgl. 
http://www.wsv.de/wsd-n/Schiff-WaStr/Schifffahrt/Seeamt/index.html).   
Umstritten ist allerdings noch, wo auch – z.B. für den Ausschluss eines Versicherungsschut-
zes – ein Grenzwert für Mitsegler anzusetzen ist, z.B. bei dem für die absolute Fahruntüch-
tigkeit von Radfahrern von 1,6 ‰.  

http://www.wsv.de/wsd-n/Schiff-WaStr/Schifffahrt/Seeamt/index.html
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Angemerkt sei hier noch, dass die Sportbootanordnung der DDR analog zu den Regeln im 
Straßenverkehr die Null-Promille-Regelung vorsah, d. h. der Bootsführer nicht alkoholisiert 
sein durfte. 
 
2.3  Zur Entwicklung der Alkohol-Nachweisverfahren 
Grundsätzlich werden Messverfahren für die Atemalkoholkonzentration (AAK; früher eine Art 
Vor-Test, heute anerkanntes Verfahren) und der BAK unterschieden.  
Bei der Atemalkoholbestimmung waren für Jahrzehnte die Alcotest®-Prüfröhrchen der Fa. 
Dräger bzw. Lizenzprodukte in verschiedenen Ländern Mittel der Wahl1. Prinzip dieser quan-
titativen Bestimmung war eine Farbreaktion der Substanz im Inneren des Röhrchens, aus 
deren Fortschreiten ein Ablesen der Alkoholmenge in der Ausatemluft möglich war. Um das 
Jahr 1995 wurden die Röhrchen durch ein elektronisches Gerät abgelöst, das auf dem Prin-
zip der Brennstoffzelle arbeitet (Dräger Alcotest® 7410 Plus) und eine direkte Anzeige von 
AAK oder BAK ermöglicht. Beide Verfahren gelten für sich allein jedoch nicht als „gerichts-
fest“, da die Begleitumstände der Messung nicht reproduzierbar einkalkuliert werden können 
(vgl. dazu auch FERNER & XANKE 2006, S. 6ff.).  
Erst das Kombinationsgerät mit zwei Messungen nach unterschiedlichen Verfahren (Brenn-
stoffzelle und Infrarot) Dräger Alcotest® 7110 Evidential erlaubt eine reproduzierbare AAK-
Bestimmung nach DIN-VDE 0405, die auch als alleiniger Beweis einer Trunkenheitsfahrt 
ohne zusätzliche BAK-Bestimmung anerkannt ist (vgl. dazu 
http://www.bads.de/Alkohol/atemalkohol.htm). Auch wenn Beeinflussungen des Messvor-
gangs durch den Probanden (Hyperventilation, Temperatur der Atemluft, Mundalkohol durch 
kurz zuvor aufgenommen Alkohol), durch das Messverfahren bzw. die Beobachtung durch 
die kontrollierenden Beamten ausgeschlossen werden können, ist das Messverfahren nicht 
unumstritten. Das betrifft sowohl die Zulassung nach DIN-VDE, an der die Herstellerfirma 
wesentlich mitgewirkt hat, als auch eine juristische Gleichstellung von AAK und BAK (vgl. 
dazu BECK & LÖHLE 2008, S. 239ff.). Die Autoren halten eine weitere Untersuchung des 
Verfahrens auch unter extremen Bedingungen (und dazu können Bedingungen auf See zäh-
len) für notwendig: Temperatur, Umgebungsluft, aber auch elektromagnetische Felder etwa 
durch Radar- oder Funkgeräte (ebenda, S. 250 bzw. 257).  
Für die Bestimmung der Blutalkoholkonzentration ist zu bemerken, dass analog zur  AAK-
Bestimmung eine Entwicklung von klassischen chemischen Farbreaktionen hin zu schnelle-
ren Verfahren (instrumentell-analytisch Trennung und Detektion bzw. enzymatische Reaktio-
nen) stattgefunden hat (vgl. dazu FORSTER & JOACHIM 1975): 

 Bei der Widmark-Methode erfolgte eine Farbreaktion von Chromsalzen je nach Vor-
handensein von Alkohol. Eine Variante stellte das Vidic-Verfahren dar, das mit Vana-
diumsalzen arbeitete. Bei beiden Verfahren erfolgte die Bestimmung durch photomet-
rische Messung im Bereich des sichtbaren Lichts. Beide Verfahren waren relativ zeit-

 
1 In diesem Zusammenhang sei daran erinnert, dass E. Scheibe Anfang der 1950er Jahre maßgeblich 
an dieser Entwicklung beteiligt war, durch die besondere politische Situation der deutsch-deutschen 
Teilung und einen wohl einmaligen Fall von krimineller Aneignung seines Wissens durch Fachkollegen 
jedoch um den wissenschaftlichen Erfolg gebracht wurde (vgl. dazu LIGNITZ & SCHMIEDEBACH 
2000).  
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aufwändig (nicht automatisierbar) und erforderten wegen der möglichen Fehlerquel-
len eine besondere Qualifikation der Bearbeiter.   

 Die ADH-Methode beruhte auf einer Imitation des Alkohol-Abbaus in der Leber durch 
das katalytisch wirkende Enzym Alkohol-Dehydrogenase (ADH). Bereits 1963 konnte 
das Verfahren mit dem Auto-Analyzer in hohem Maße automatisiert werden, sodass 
BAK-Bestimmungen in Vollblut und Serum in kurzer Zeit möglich waren.  

 Ebenfalls heute angewandt wird die Headspace-Gaschromatographie (GC), die so-
wohl eine Trennung von Substanzgemischen (neben Alkohol auch Begleitstoffe wie 
Aceton oder andere Rauschmittel) ermöglicht, als auch eine separate quantitative 
Bestimmung der einzelnen Substanzen.  

Für eine Verwertung vor Gericht ist notwendig, dass eine Doppelbestimmung nach zwei Ver-
fahren (üblich: ADH und GC) erfolgt. Nicht unproblematisch ist die Anordnung der Untersu-
chung mit Blutentnahme, die quasi eine Körperverletzung darstellt und ggf. durch die Polizei 
ohne vorherige richterliche Anordnung auch unter einfacher Gewalt zwangsweise erfolgen 
kann.  
Vor diesen juristischen Problemen abgesehen stellt für die besondere Situation im Seever-
kehr die BAK eine besondere Herausforderung dar, da zwischen der Voruntersuchung etwa 
an Bord eines Wasserschutzpolizei-Fahrzeugs auf dem Wasser und einer möglichen Blut-
entnahme durch einen Arzt an Land u. U. mehrere Stunden Zeitverzug liegen. Eben dieser 
Zeitverzug beeinträchtigt die Qualität der Untersuchung erheblich und war eben auch Grund, 
dass wegen „Gefahr in Verzug“ auf eine richterliche Anordnung, die ebenfalls Zeit benötigt 
hätte, verzichtet wurde.  
Seit einiger Zeit rückt immer mehr die Begleitstoffanalyse (z.B. von Methanol; Propanol-1; 
Isobutanol; Methylbutanol; Aceton) in den Vordergrund, da hierdurch auch bislang unbefrie-
digend geklärte Probleme wie die Nachtrunk-Frage angemessen berücksichtigt werden kön-
nen (vgl. dazu KOYUNCU 2000, S. 10ff.).   
 
2.4  Alkohol und Wassersport als rechtsmedizinisches Thema 
Am Institut für Rechtsmedizin (früher: für Gerichtliche Medizin und Kriminalistik) der Ernst-
Moritz-Arndt-Universität in Greifswald wurden seit 1960 bei sämtlichen Obduktionen von To-
desfällen auch BAK-Bestimmungen durchgeführt. Eine Auswertung erfolgte allerdings erst in 
der Dissertation von LUSTIG (2004), ohne jedoch die Ergebnisse der jetzt vorliegenden Ar-
beiten der Arbeitsgruppen um HOWLAND sowie RITZ-TIMME zu berücksichtigen. Mit der 
vorliegenden Arbeit soll eine Neubewertung dieser „Altfälle“ erfolgen.  
 
 
3  Methodik 
 
Als Datengrundlage diente die in der Dissertation von LUSTIG (2004) vorliegende Tabelle 
(Anhang 1) von Todesfällen im Küsten-, Bodden- und Haff- wie auch Binnengewässern mit 
einer Auflistung von Sektionsnummer, Unfalldatum, Unfallursache, BAK-Werten, Bootsart, 
Unfallhergang, Todesursache und weiteren, für die vorliegenden Untersuchung nicht weiter 
relevanten Angaben. Die Daten stammen aus den Jahren 1960 bis 1999; insgesamt wurden 
191 Fälle berücksichtigt.  



Bei der Durchsicht der Tabelle traten auch Widersprüchlichkeiten auf, z.B. zwischen Unfall-
ursache und Unfallhergang. Außerdem erschien es sinnvoll, die Auswertung den inzwischen 
einheitlichen akzeptierten Grenzwerten von 0,5 ‰ bzw. 1,1 ‰ BAK anzupassen und eine 
Neubewertung vorzunehmen. Weiterhin wurden zusätzlich zu den Häufigkeitsverteilungen 
die BAK-Werte in einen räumlichen und zeitlichen Kontext gestellt und die Alters- und Ge-
schlechterverteilung der Verunfallten berücksichtigt.  
 
 
4  Ergebnisse 
 
4.1  Zum Zusammenhang zwischen Unfallursache, Gewässern und BAK-Werten  
Unterschieden wurde hier zwischen Sturz ins Wasser (Mann-über-Bord), Kentern des Fahr-
zeugs und sonstigen Unfällen, z.B. Sinken, Grundberührung, Verlassen des Fahrzeugs u. ä. 
Darunter verbergen sich auch ungeklärte Unfälle, bei denen keine Zeugenaussagen zum 
Hergang vorliegen, bzw. Fälle, bei denen nicht zwingend ein Zusammenhang mit dem Boot 
hergestellt werden kann.  
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Abbildung 1: Gegenüberstellung von Unfallursachen, BAK-Wert und Gewässertyp (Datenquelle: 
LUSTIG 2004, Anhang 1; eigene Bearbeitung) 
 
Auffallend ist, dass beim Sturz ins Wasser BAK-Werte über 1,1 ‰ besonders häufig auftra-
ten, sowohl auf See als auch auf Binnengewässern. Stark eingeschränkte Handlungsfähig-
keit und Wahrnehmungsvermögen sind hier wohl ursächlich für den Unfall. Anders sieht die 
Situation beim Kenterunfall aus. Auch hier ist zwar ein gewisser Anteil an stärker alkoholi-
sierten Unfallopfern erkennbar, aber insbesondere bei Unfällen auf See ist der Anteil an nicht 
alkoholisierten Unfallopfern wesentlich höher (darunter verbergen sich allerdings auch Kinder 
und Jugendliche oder ganze Familien, die bei Republikfluchtversuchen ums Leben kamen). 
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Das dürfte wesentlich auf das Befahren der Gewässer mit untauglichen Booten (z.B. Pad-
delbooten) unter ungünstigen hydrometeorologischen Bedingungen zurückzuführen sein. 
Daneben darf generelles Unvermögen unterstellt werden, auf derartige Situationen adäquat 
zu reagieren. Bei den sonstigen Unfällen scheinen mittlere oder starke Alkoholeinwirkung 
zwar einen Einfluss auf das Unfallgeschehen zu haben, die Anteile nicht alkoholisierter Un-
fallopfer insbesondere auf Seewasserstraßen lassen aber auch den Schluss zu, dass hier 
die hydrometeorologischen Bedingungen stärker wirksam sind.  
 
4.2  Zum Zusammenhang zwischen Bootstyp, BAK-Wert und Gewässern 
Unterschieden wurde hier nach Segelboot, Motorboot, Angelboot (in der Regel muskelkraft-
betrieben), Paddelboot (Faltboot); unter „Sonstigem“ verbergen sich z.B. Luftmatratzen oder 
nicht näher beschriebene Wasserfahrzeuge.  
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Abbildung 2: Gegenüberstellung von Bootstyp, BAK-Wert und Gewässertyp (Datenquelle: LUSTIG 
2004, Anhang 1; eigene Bearbeitung) 
 
Auffällig ist, dass insbesondere auf den Seewasserstraßen (Ostsee und Boddengewässer) 
der Anteil nicht oder schwach alkoholisierter Unfallopfer höher ist als auf den Binnengewäs-
sern. Weiterhin wird deutlich, dass bei Seglern und Paddlern der Anteil mittelstark, aber ins-
besondere stark alkoholisierter Opfer (> 1,1 ‰) deutlich geringer ist als bei Motorbootfahrern 
und besonders Anglern – diese verbergen sich häufig auch unter „sonstigen Fällen“.   
 
4.3  Zusammenhang zwischen BAK-Wert und Alters- und Geschlechterverteilung 
Es fällt auf, dass männliche Unfallopfer in allen Altersgruppen deutlich überrepräsentiert 
sind. Das ist wohl damit zu erklären, dass die einzelnen Wassersportarten, aber insbesonde-
re das Angeln, eine typische Männerdomäne waren oder noch sind. In der Gruppe bis 20 
Jahre sind viele Kinder enthalten, die nicht alkoholisiert gewesen sein dürften und z.B. Opfer 
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missglückter Republikfluchtversuche waren. Doch bereits in dieser Altergruppe treten einzel-
ne Fälle von stark alkoholisierten männlichen Jugendlichen auf. In der Gruppe von 21-40 
Jahren dominieren gar BAK-Werte von >1,1 ‰. Die Fälle von nicht oder schwach alkoholi-
sierten Opfern sind eindeutig Seglern oder Paddlern zuzuordnen. Ähnlich – wenn auch in 
geringeren Häufigkeiten – sieht es in der höheren Altersgruppe bis 60 Jahre aus. Der Anteil 
von nicht alkoholisierten Verunfallten liegt hier etwas höher, auch hierunter verbergen sich 
vorwiegend Segler. Selbst in der letzten Altersgruppe traten einzelne Fälle von starker Alko-
holbeeinflussung auf; hier sind allerdings weibliche Opfer nicht mehr vertreten.   
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Abbildung 3: Gegenüberstellung von Alter, Geschlecht und BAK-Wert (Datenquelle: LUSTIG 2004, 
Anhang 1; eigene Bearbeitung) 
 
4.4  Zur regionalen Verteilung der Fälle in einzelnen Zeitabschnitten 
Der berücksichtigte Zeitraum wurde in Gruppen geteilt; weiterhin wurde eine nochmalige 
Unterteilung der Seegewässer in Ostsee und Boddengewässer vorgenommen, die sich von 
den nautischen Gegebenheiten unterscheiden, und bei den Binnenseen eine Unterteilung in 
Großseen (z.B. Müritz, Fleesensee, Kummerower See usw.), kleineren Binnenseen sowie 
Flüssen (hier nur Peene) vorgenommen.  
Insgesamt fällt auf, dass für den Zeitraum ab 1990 nach einem Maximum in den 1970er Jah-
ren die Fallzahlen scheinbar deutlich sinken, obwohl der Sportbootverkehr nach 1990 aber 
angestiegen ist. Doch hatte sich die Praxis, jede Fundleiche zu obduzieren, geändert: Nur 
noch bei Verdacht einer Straftat oder ausnahmsweise auch aus Versicherungsgründen wur-
de eine Leichenöffnung angeordnet, was die Zahl der registrierten Fälle deutlich senkte. 
Für die Ostsee ist auffällig, dass hier der Zeitraum zwischen 1971 und 1980 deutlich über-
repräsentiert ist. Das liegt vorwiegend an der Zahl der (missglückten) Republikfluchten, we-
niger an typischen Sportbootunfällen. Davor ist die Zahl der Sportboote auf der Ostsee oh-
nehin geringer gewesen; für den Zeitraum danach dürften die restriktiven Kontrollen der 
Grenzen Fluchtversuche vorab vereitelt haben. Das spätere Wiederansteigen der Fallzahlen 
für die Ostsee dürfte der freien Befahrbarkeit der Küstengewässer und dem Ansteigen des 
Sportbootverkehrs zugeordnet werden. Die Boddengewässer spielen insgesamt wegen der 
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vermeintlichen Geschütztheit (und der daraus resultierenden Risikobereitschaft) und des 
hohen Sportbootaufkommens die dominierende Rolle.  
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Abbildung 4: Gegenüberstellung von Fallzahlen und Gewässertyp (Datenquelle: LUSTIG 2004, An-
hang 1; eigene Bearbeitung) 
 
4.5 Zur Entwicklung der gemessenen BAK-Werte 
 

BAK-Werte der laufenden Untersuchungsnummern

0
0,5

1
1,5

2
2,5

3
3,5

4

1 10 19 28 37 46 55 64 73 82 91 100 109 118 127 136 145 154 163 172 181 190

lfd. Nummer der Untersuchung

BA
K-

W
er

t

BAK
 

Abbildung 5: Entwicklung der bestimmten BAK-Werte mit der laufenden Nummer der Untersuchung 
(beginnend 1960, bis 1999) (Datenquelle: Lustig 2004, Anhang 1; eigene Bearbeitung) 
 
Der Verlauf aller über den erfassten Zeitraum (laufende Nummerierung ab 1960) gemesse-
nen Werte lässt eine starke Streuung erkennen. Hinter größeren Lücken verbergen sich nicht 
etwa Jahre, in denen weniger Alkohol getrunken wurde, vielmehr sind hier Unfälle enthalten, 
bei denen z.B. ganze Familien bei Versuch, die DDR über die Ostsee zu verlassen, ums 
Leben kamen (und natürlich nicht alkoholisiert waren). Weitere Minima sind durch Sport-
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bootunfälle mit Familienbesatzungen und als Einzelfall des Sinkens eines mit Jugendlichen 
überbesetzten Bootes im Grabow zu erklären.  
Auffallend ist, dass BAK-Werte deutlich über 3 ‰ immer schon aufgetreten sind, aber in der 
Gruppe „männlich, 20 – 40 Jahre“ mit 6 Fällen und in der Altersgruppe darüber mit 4 Fällen 
präsent sind, in der Gruppe unter 20 auch schon mit einem Fall. Bemerkenswert ist dies in-
sofern, dass ein Überleben, oder gar ein mehr oder weniger aktives Handeln mit diesen 
BAK-Werten nur bei jahrelangem „Training“ möglich ist. 
Insgesamt sind die gemessenen BAK-Werte bei einem Regressionskoeffizienten von 0,15 
mit zunehmender Fallnummer (und damit bis zum Endzeitpunkt der Untersuchung) leicht 
ansteigend. Das deutet darauf hin, dass das Phänomen alkoholbedingter Sportbootunfälle 
sich in der Zukunft verschärft und damit auch repressivere Maßnahmen begründet werden.  
 
 
5  Diskussion der Ergebnisse und Fazit 
 
Das Datenmaterial bis 1990 zeichnete ein nahezu vollständiges Bild der Situation: Jeder 
(auch im Wasser aufgetretene) Leichenfund wurde einer Untersuchung unterzogen, bei der 
stets auch die BAK-Werte ermittelt wurden. Nach 1990 erfolgte nicht mehr in jedem Fall eine 
Untersuchung – das ergab sich aus den neuen rechtlichen Rahmenbedingungen und aus 
Kostengründen. Dadurch dürfte das Bild des tatsächlichen Unfallaufkommens durchaus an-
ders aussehen, als es die verschlechterte Datenlage darzustellen erlaubt.  
Durch die Bearbeitung der Daten wurden diese mehrfach „gefiltert“, woraus sich Unsicher-
heiten insbesondere für die Interpretation ergeben: 

 Qualität der Aufklärung des Unfallhergangs durch die ermittelnden Behörden, insbe-
sondere wenn keine Zeugen vernommen werden konnten und Spuren etwa an einem 
Boot nicht untersucht werden konnten, Dunkelziffer bei Republikfluchtsfällen 

 Aufnahme der Angaben in das Obduktionsregister (Generalisierung der Angaben 
notwendig) 

 Weiterbearbeitung für die erste Auswertung; notwendige Korrekturen, insbesondere 
zu Bootstyp und Unfallhergang 

 Zuordnung von Unfallort, insbesondere in Seegewässern und bei Opfern mit mitunter 
monatelangen Verweildauern und großen Entfernungen zwischen angenommenem 
Unfallort und Fundort. 

Insgesamt ist zu konstatieren, dass Alkohol im Wassersport in unterschiedlichem Maße ver-
treten war. Während sich die Aktiven in mehr sportorientierten Arten wie Paddeln und Segeln 
im Alkoholkonsum eher zurückhalten, waren Angler und Motorbootfahrer (auch die Opfer mit 
„sonstigen“ Wasserfahrzeugen dürften mit großer Wahrscheinlichkeit darunter zu zählen 
sein) überdurchschnittlich stark vertreten. Das bereits früher und oft auch heute noch vor-
herrschende Muster von Straßenverkehrsunfallopfern „männlich, 20-30, alkoholisiert“ ist 
auch in dieser Studie wiederzufinden.  
In der Regel handelte es sich – soweit zu rekonstruieren – um aus nautischer Sicht relativ 
simple Unfälle. Viele der Fälle „Sturz ins Wasser“ haben mit dem Sport nichts zu tun, son-
dern mit alkoholbedingten Koordinationsstörungen und/oder dem Unvermögen der Mitfahrer 
(sofern vorhanden und selbst noch handlungsfähig), den Verunfallten wieder an Bord zu 
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nehmen. Auch die Kenterunfälle sind keineswegs in allen Fällen auf alkoholbedingtes Fehl-
verhalten zurückzuführen, sondern häufig auf die Wahl von Fahrzeugen, die den natürlichen 
Gegebenheiten der Gewässer nicht angepasst waren. Daneben könnte allerdings im einen 
oder anderen Fall bei der Entscheidung, die Fahrt doch noch zu beginnen, Alkohol eine Rolle 
gespielt haben.  
Dennoch: Wenn man versucht, sich in die Situation, die an Bord zum Zeitpunkt des Unfalls 
geherrscht haben muss, hineinzuversetzen, so sind die Ergebnisse der Arbeitsgruppen um 
HOWLAND und RITZ-TIMME (vgl. Kapitel 2.1) nachvollziehbar, auch wenn es sich hierbei um 
Untersuchungen in der Berufsschifffahrt handelte. Als Schwerpunkte für die Sportschifffahrt 
sind vor allem zu sehen: 

 gesteigerte Risikobereitschaft (beginnend mit der Entscheidung, die Fahrt zu begin-
nen, und endend mit der Frage, diese vor Eintritt eines Unfalls abzubrechen) 

 mangelnde Sorgfalt (Sicherheitsaspekte, Notfallmanagement, Zustand des Bootes 
und der Mannschaft) 

 Situationsanalyse (falsches Einschätzen von Gefährdungspotenzial, z.B. von Gewit-
terfronten oder Wind und Wellen) 

 Unmöglichkeit, auf unvorhergesehene Situationen zu reagieren (Person-über-Bord-
Fall, Mastbruch, Motorschaden o. ä.) 

Allerdings ist aus den analysierten Fällen kaum erkennbar, dass das Problemfeld Missach-
tung von Schifffahrtsvorschriften – wenn man vom Ignorieren der Null-Promille-Reglung in 
der DDR einmal absieht – relevant war. Jedoch sollte hier beachtet werden, dass z.B. in den 
1960er Jahren die Verkehrsdichte durch die weitaus geringere Zahl von Sportbooten deutlich 
geringer war und damit – insbesondere auch auf kleinen Binnenseen – die Gefahr einer Kol-
lision von Sportbooten untereinander kaum bestand.  
Nicht vergessen werden darf, dass diese Punkte auch in Fragen emotionaler Grenzsituatio-
nen (und nicht etwa von alkoholbedingtem Fehlentscheiden) relevant gewesen sein könnten. 
Das betrifft (vielleicht wenig alkoholisierte) Mitfahrer, die bei Eintritt des Unfalls hilflos waren 
genau so wie den Familienvater, der aus purer Verzweiflung über die politische Situation in 
der DDR unbewusst oder vielleicht sogar bewusst das Wagnis einging, mit Familie und (völ-
lig ungeeignetem) Faltboot die Flucht über die Ostsee zu wagen.  
 
Nach Ansicht von STADLER (2011, S. 50) wird an Bord nicht mehr oder weniger Alkohol 
getrunken als in der gewohnten Wohnumgebung. Für die analysierten Fälle wurde deutlich 
sichtbar, dass die meisten Unfälle mit durch eine Alkoholisierung der Leute an Bord – und 
zwar deutlich über dem Grenzwert der absoluten Fahruntüchtigkeit von 1,1 ‰ BAK – verur-
sacht wurden oder in ihren Folgen durch alkoholbedingtes Fehlverhalten dramatisiert wur-
den. Dabei ist ein heute durchaus häufiger Unfalltyp (Kollision mit anderen Wasserfahrzeu-
gen oder Hindernissen) gar nicht vertreten gewesen.  
Auch die jüngeren Unfallstatistiken bzw. Sprüche der Seeämter (z.B. der Wasser- und Schiff-
fahrts-Direktion Nord in Kiel unter http://www.wsv.de/wsd-n/Schiff-
WaStr/Schifffahrt/Seeamt/Sprueche_der_Seeaemter.html) zeigen deutlich, dass einerseits 
der Alkohol als Unfallursache weiterhin eine wichtige Rolle spielt (das ist auch schon durch 
die positive Regression der BAK-Werte der analysierten Fälle angedeutet worden) und dar-
über hinaus die Folgen in Form der Unfälle oder Beinah-Unfälle weitaus vielgestaltiger sind, 

http://www.wsv.de/wsd-n/Schiff-WaStr/Schifffahrt/Seeamt/Sprueche_der_Seeaemter.html
http://www.wsv.de/wsd-n/Schiff-WaStr/Schifffahrt/Seeamt/Sprueche_der_Seeaemter.html
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da die Verkehrsdichte auf dem Wasser stark zugenommen hat und noch weiter zunehmen 
wird. Insofern ist verständlich und zu begrüßen, dass die aus medizinischer Sicht erwiese-
nermaßen sinnvollen Grenzwerte auch durchgesetzt werden. Die Arbeit der Kontrollbehör-
den – auch wenn sie für die Sportbootfahrer eine vermeintliche Plage darstellen – ist daher 
notwendig, zumal inzwischen auch verlässliche Analysemethoden zur Verfügung stehen.  
Allerdings scheint auch notwendig zu sein, die Prävention weiter auszudehnen, selbst wenn 
man dadurch nicht alle gesellschaftlichen Gruppen erreichen sollte. Als wichtige Partner sind 
die Sportverbände auszumachen, wohlweislich der Tatsache, dass die Zahl der unorgani-
sierten Wassersportler weiter zunimmt. Kampagnen wie gegen Doping und Drogen sollten 
auch auf das Thema Alkohol ausgedehnt und vor allem aus den Vorständen der Spitzenver-
bände bis in die einzelnen Vereine konkretisiert werden. Eine Zusammenarbeit mit der Was-
serschutzpolizei sollte hier selbstverständlich sein und kontinuierlich ausgebaut werden. Als 
ebenso notwendig ist ein Überdenken möglicher Hauptsponsoren zu sehen – ein Hersteller 
alkoholischer Getränke sollte dies nicht automatisch und ohne Nachfrage sein. 
Als weitere Zielgruppe sind die Tourismusverbände anzusprechen – durch sie erfolgen 
Imagekampagnen für Tourismusregionen. Natürlich sind dafür potente Sponsoren notwendig 
(wie auch im Sport), aber eine zielsichere Auswahl der Sponsoren, die mit den Grundsätzen 
des selbst gewählten Images bzw. Labels als Gesundheitsland vereinbar sind, sollte hier 
ebenfalls selbstverständlich sein.  
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Ostseestrategie und Tourismus 
 
  
Rainer KOSMIDER  
 
 
 
1  Der Tourismus in der Ostseestrategie 
 
Dass sich die EU mit der Ostsee befasst, ist nicht neu. Dass es dabei auch um Tourismus 
geht, ebenfalls nicht. Schon im Rahmen der 1996 als Reaktion auf die Übergangsprozesse 
in den Mittel- und Osteuropäischen Staaten entstandenen, sogenannten "Ostseeinitiative" 
der EU wurde die Entwicklung des Tourismus in den künftigen Beitrittsstaaten, insbesondere 
der Küstenländer, hervorgehoben1 (vgl. EUROPÄISCHE KOMISSION 1996). Auch in ande-
ren Gremien des Ostseeraumes und in auf diesen Raum bezogenen Aktionsplänen befasste 
man sich zu jener Zeit u. a. mit dem Tourismus, meist unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit 
(vgl. BALTIC 21 TOURISM GROUP 1998), mit Blick auf das „kulturelle Erbe“ sowie den Bau 
von Marinas (vgl. BREITZMANN 1998). Das touristische Potenzial des Ostseeraumes steht 
außer Frage. Nicht nur vor diesem Hintergrund, sondern auch infolge der Aufwertung des 
Tourismus durch den mit dem Lissabon-Vertrag neu eingefügten Art. 159 AEUV (Vertrag 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union) war die Aufnahme des Tourismus in den Ak-
tionsplan zur EU-Ostseestrategie naheliegend.  
Die Ostseestrategie (vgl. u. a. GD REGIO) selbst besteht aus einer Mitteilung 
(EUROPÄISCHE KOMMISSION 2009a), einem Aktionsplan (Stand Dez. 2010; 
EUROPÄISCHE KOMMISSION 2009b) sowie einem Arbeitspapier für Koordinatoren („Gui-
dance to the priority area coordinators“; EU o. J.). Der Aktionsplan ist das für die Umsetzung 
zentrale Dokument, er benennt insgesamt 15 Politikfelder als Handlungsebenen, die als 
Schwerpunkte (Priority Areas) bezeichnet werden, und etwa 75 strategische, kooperative 
und horizontale Aktionen. Natürlich stellt der Tourismus nur einen kleinen Ausschnitt des 
Aktionsplanes dar, der es zudem zu einer eigenen „Hausnummer“ nicht geschafft hat, son-
dern sich im Aktionsplan in der Priorität 12 den Platz mit den Themen Bildung und Gesund-
heit teilen muss. Das war nicht von Anfang an so, aber wohl der gewollten Straffung des Ak-
tionsplanes geschuldet und tut der Sache keinen Abbruch. So gesehen handelt es sich tat-
sächlich um 17 Schwerpunkte. Die strategischen Maßnahmen beschreiben als besonders 
wichtig angesehene Ziele. Die kooperativen Maßnahmen basieren auf Vorteilen, die sich aus 
einer verbesserten Zusammenarbeit ergeben sollen, zwei davon betreffen in der Priorität 
Tourismus, kurz gefasst, die Entwicklung einer nachhaltigen Tourismusstrategie für den Ost-
seeraum2 und die Netzwerkbildung3. Strategische und kooperative Maßnahmen beziehen 

                                                           
1 Ziff .3.2.4.: „The Commission will continue to support promotional activities for tourism which is an 
important source of foreign exchange, particularly on the eastern seaboard. The countries will wish to 
ensure that the natural environment is protected as tourism develops”. 
2 Text (Stand Dezember 2010): “Highlight and optimise the sustainable tourism potential” of the Baltic 
Sea Region by establishing an environmentally-friendly tourism strategy at the level of the Baltic Sea 
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sich auf fast alle Schwerpunkte und werden ihrerseits durch derzeit rund 93 Flagship-
Projekte konkretisiert, denen Beispielcharakter zukommt und von denen vier direkt dem Tou-
rismus zuzuordnen sind.  Die am Ende des Aktionsplanes aufgeführten horizontalen Aktio-
nen (zurzeit 14) betreffen Querschnittsthemen (zum Beispiel Raumplanung, Identitätsbil-
dung, Governancestrukturen). Hier gibt es auch Bezugspunkte und Wechselwirkungen zum 
Tourismus, da es im Bereich der horizontalen Aktion „Aufbau einer regionalen Identität“ der 
Sache nach u. a. um die Vermarktung der Region geht. 
 
Weil es sich bei der Ostseestrategie um ein EU-Dossier handelt, sind die Nicht-EU-Staaten 
des Ostseeraums wie insbesondere Russland formal nicht einbezogen. Diese Lücke soll 
nach den Vorstellungen des EUROPÄISCHEN RATES (2008, Punkt 59, S. 18) über die Poli-
tik der Nördlichen Dimension geschlossen werden4.  Für den Tourismus ist dabei die Nor-
thern Dimension Partnership on Culture von Bedeutung. Hier geht es vor allem um die För-
derung der Cultural and Creative Industries (Nähere Informationen auf der NDCP-Website), 
ein Bereich, der für den Tourismus mittelbar oder unmittelbar eine große Rolle spielt und auf 
den in der Priorität 12 des Aktionsplanes zur Ostseestrategie auch Bezug genommen wird 
(presentation of the issue). Im Memorandum of Understanding zur Gründung der Northern 
Dimension Partnership on Culture, das am 21.5. 2010 in St. Petersburg gezeichnet wurde, 
heißt es, dass im Rahmen der Partnerschaft maßgeschneiderte Angebote im Kulturtouris-
mus einschließlich zielgerichteter Marktstudien entwickelt werden sollen5. Die Politik der Nor-
thern Dimension, operationell im Rahmen der verschiedenen Partnerschaften, bietet somit 
theoretisch den Vorteil, auf dieser Strecke Russland als nicht EU-Ostseeanrainer einzube-
ziehen; inwieweit dies allerdings auch praktisch vor Ort funktioniert, bleibt abzuwarten.  
 
 
2  Ostseestrategie, Tourismus und Mecklenburg-Vorpommern 
 
Für Mecklenburg-Vorpommern war nicht nur die Entwicklung der Ostseestrategie als solche 
von großer Bedeutung, sondern in diesem Rahmen insbesondere auch der Tourismus. 
Mecklenburg-Vorpommern ist in Deutschland im maritimen Tourismus die führende Region.  
Es bedarf keiner besonderen Hervorhebung, dass der Ostseeraum für Mecklenburg-

 
Region (including Russia). This strategy could include the harmonisation of standards, the develop-
ment of similar projects in different regions, joint marketing of the region and cooperation on projects.  
3  Text (Stand Dezember 2010): “Network and cluster stakeholders of the tourism industry and tourism 
education bodies” based on the ongoing activities started with the first Baltic Sea Tourism Summit in 
October 2008. At the second Baltic Sea Tourism Forum in Vilnius in September 2009 it was decided to 
continue this process on an annual basis, with the next forum being hosted by Kaliningrad Region in 
autumn 2010. Six future fields of intensified cooperation, among them common promotional activities, 
the creation of a common internet platform and the development of Baltic Sea Region products and 
services have been agreed on.    
4 Schlußfolgerungen des Europäischen Rates vom 14.12.2007: "Without prejudice to the integrated 
maritime policy, the European Council invites the Commission to present an EU strategy for the Baltic 
Sea region at the latest by June 2009. This strategy should inter alia help to address the urgent envi-
ronmental challenges related to the Baltic Sea. The Northern Dimension framework provides the basis 
for the external aspects of cooperation in the Baltic Sea region". 
5 Zur Partnerschaft und zum Memorandum (Text) siehe weiterführende Links auf der Seite des Institu-
tes für Russland und Ost-Europa http://www.rusin.fi/en/northern_dimension_cultural_partnerships 
[letzter Zugriff 08.03.2011]. 
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Vorpommern allein auf Grund seiner geografischen Lage eine herausragende Rolle spielt. 
Die Zusammenarbeit im Ostseeraum besitzt Verfassungsrang (Art.11 der Landesverfas-
sung). Investitionen, Außenhandel, Verkehr, Umweltschutz, Technologie, Bildung und Wis-
senschaft sind nur einige Bereiche, in denen Mecklenburg-Vorpommern vom Ostseeraum 
profitiert bzw. sich dem Land Chancen bieten. Insofern bietet die Ostseestrategie dem Land 
viele Vorteile und Ansätze, die freilich genutzt werden müssen (Einzelheiten in KOSMIDER 
2010, S. 7ff.). Das rechtfertigt und erfordert, dass das Land sich aktiv in die Erarbeitung der 
Ostseestrategie eingebracht hat und ebenso engagiert an der Umsetzung des Aktionsplanes 
mitwirkt.  
 
Der politische Mehrwert der Ostseestrategie selbst ist darin zu sehen, dass sie neben ihrer 
bewusstseinsbildenden Funktion und der Schaffung einer politischen Agenda einen starken 
Impetus darstellt und dadurch eine gewisse Trägheit innerhalb der Region überwunden wird. 
Die Heterogenität der unübersehbaren Vielzahl der Akteure, deren unterschiedliche Kompe-
tenz und Transparenz, Interessenunterschiede und ein gelegentlich zu beobachtendes Kon-
kurrenzdenken und damit verbundene mangelnde Zusammenarbeit führen dazu, dass über-
greifende gemeinsame Ansätze aus dem Raum heraus mitunter schwierig, wenn nicht in 
Einzelfällen unmöglich sind (vgl. KOSMIDER 2011, S.154; ähnlich: JOENNIEMI 2010 und 
BENGTSSON 2009).  Eine alle Stakeholder integrierende Struktur im Ostseeraum, die ei-
nerseits ausreichend demokratisch legitimiert und andererseits operativ funktionsfähig ist, 
und durch die eine Strategie für die gesamte Makroregion hätte initiiert, entwickelt und imp-
lementiert werden können, ist nicht vorhanden.  Indem die Kommission das Heft des Han-
delns in die Hand genommen hat, hat sie der Ostseeregion aus europäischer Sicht eine Rol-
le sowie eine politische Agenda gegeben. Die Region hat in doppelter Hinsicht bekommen, 
was sie wollte: enge Abstimmung der Inhalte ihrer politischen Agenda und Übertragung von 
Umsetzungsverantwortung. Umso wichtiger ist, dass die damit verbundene Chance von den 
Stakeholdern erkannt und real umgesetzt wird. 
 
Die Erarbeitung der Ostseestrategie fand in einer engen Zusammenarbeit mit den Stakehol-
dern des Ostseeraumes statt, darunter auch Mecklenburg-Vorpommern (vgl. KOSMIDER 
2011, S.144ff). Für die Kommission dürfte in der Erarbeitungsphase zunächst ganz praktisch 
das Bedürfnis im Vordergrund gestanden haben, möglichst viel direkt aus der Region zu er-
fahren, um die Realitäten abbilden und einen an den tatsächlichen oder vermeintlichen Be-
dürfnissen orientierten Aktionsplan entwickeln zu können. Insofern konnte sich auch Meck-
lenburg-Vorpommern einbringen, u.a. über die Mitarbeit in der sog. Informal Baltic Sea 
Group in Brüssel. Die Kommission führte in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten und 
Regionen im Ostseeraum zu den sich abzeichnenden vier Eckpfeilern der Ostseestrategie 
sogenannte Round-Table-Konferenzen durch, ferner zwei sogenannte Stakeholder-
Konferenzen. Die erste dieser beiden Konferenzen fand in Stockholm, die zweite in Rostock-
Warnemünde Anfang Februar 2009 statt. Auch in Mecklenburg-Vorpommern gab es einen 
intensiven Prozess zur Erarbeitung einer Positionierung des Landes, die Grundlage dafür 
war, was das Land in Brüssel "einbringen" konnte. Dieser Prozess lässt sich vor allem an der 
Durchführung von zwei Workshops im Juni und Dezember 2008 in Rostock sowie darauf 
aufbauenden Positionspapieren vom 25.09.2008 und 30.12. 2008 festmachen (vgl. MV 
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REGIERUNG). Er trug dazu bei, dass sich einige der Vorschläge des Landes im Aktionsplan 
wiederfanden, so im Bereich des Tourismus die Aufnahme des vom Land 2008 initiierten 
Ostseetourismus-Forums (kooperative Aktion 2) oder das AGORA-Projekt des Instituts für 
Geographie und Geologie, Wirtschafts- und Sozialgeographie der Universität Greifswald 
(Flagship-Projekt Nr.12.10). Das konnte nur durch eine entsprechend gute Zusammenarbeit 
mit dem Tourismusverband Mecklenburg-Vorpommern sowie des Universitätsinstitutes  und 
zielführende Zuarbeiten der jeweiligen Akteure gelingen. Natürlich beinhaltet die Aufnahme 
in den Aktionsplan auch eine „Verpflichtung“ zur Umsetzung bzw. Mitwirkung an der Umset-
zung der Aktionen. 
 
Nachdem sich nach Vorlage der ersten Entwürfe des Aktionsplanes zur Ostseestrategie im 
Februar 2009 abzeichnete, dass auch der Tourismus ein Schwerpunkt im Rahmen des Akti-
onsplanes sein würde, begannen interne Überlegungen für eine Bewerbung als PAC, zumal 
diese Rolle nach anfänglichen Unklarheiten auch Regionen offenstand. Es muss ehrlicher-
weise gesagt werden, dass zum damaligen Zeitpunkt kaum konkrete Vorstellungen darüber 
bestanden, was mit der Aufgabe verbunden sein würde. Es war ein bislang noch ungedeck-
ter Scheck auf die Zukunft der Ostseestrategie im Bereich des Tourismus. Doch bot sich das 
Thema für Mecklenburg-Vorpommern an und unterstreicht die führende Rolle des Landes im 
Tourismus. Hinzu kam, dass die Tourismuswirtschaft im Land einen  hohen politischen Stel-
lenwert besitzt. Sofort nach der internen Entscheidung zur Bewerbung als Koordinator wurde 
mit den Vorbereitungen begonnen. Mit der Erarbeitung eines Positionspapieres (Mission 
Statement) (vgl. dieses und andere Dokumente EU-KOORDINATOR (a))  formulierten die 
zuständigen Akteure Aufgaben, Selbstverständnis, Grundsätze und praktisches Vorgehen 
und betraten damit, wie sich später herausstellte, auch auf EU-Ebene im Ostseeraum weit-
gehend Neuland. Mecklenburg-Vorpommern ist das einzige deutsche Land, das sich neben 
der Bildungsbehörde in Hamburg als Koordinator angeboten hatte. Auch im Übrigen blieb die 
Resonanz auf solche Tätigkeiten bei den Regionen und Organisationen im Ostseeraum eher 
verhalten (Übersicht zur regionalen Beteiligung bei KOSMIDER 2011, S.149). 
 
 
3  Ausgangssituation und Erwartungen 
 
Die Aufnahme des Tourismussektors in den  Aktionsplan und die damit verbundenen Ziele 
stellen eine gewisse Herausforderung dar, denn der Tourismussektor im Ostseeraum er-
scheint stark segmentiert und fragmentiert. Matthieu ROEST (2004, S.4) beschrieb bereits 
2004 im Tourismus-Report der IKED und des Baltic Development Forums die Situation 
zusammenfassend wie folgt: „The (tourism) industry is marked by a mixture of various institu-
tions and interventions on the one hand and the intensive, un-coordinated actions taken by a 
myriad of small players on the other. On both the public and the private side, there is a frag-
mentation of actions and a difficulty to identify and exploit opportunities for major strategic 
initiatives in the area”. Mit dieser Einschätzung der Situation steht Roest nicht allein (vgl. 
auch SUTELA/KOSKINEN 2010, LÄHTEENMÄKI/HEINONEN 2010 und NORDIC 
INNOVATION CENTER 2008) An ihr hat sich bis heute nicht viel geändert. So wurde in ei-
nem Workshop des Nordic Innovation Centers zur Situation des nordischen Tourismus im 
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Juni 2008 in Kopenhagen als eine Schlussfolgerung das Bedürfnis nach einer engeren Ko-
operation on the Nordic level zur Identifizierung gemeinsamer nordischer Möglichkeiten, 
Stärken und Werte gesehen (vgl. NORDIC INNOVATION CENTER 2008). Hier zeigten sich 
in der Analyse ähnliche Probleme wie andernorts, nämlich die Notwendigkeit ganzheitlicher 
Ansätze und abgestimmter Zusammenarbeit. Clusterbildung, höhere Professionalität sowie 
besserer und innovativer Service stehen dort ebenso auf der to do-Liste wie in der Analyse 
von ROEST. 2010 schrieb Marcus ANDERSSON (S.61) in einer lesenswerten Unter-
suchung, die im Rahmen des BaltMetPromo-Projektes erfolgt ist: „In the current situation, a 
multitude of actors are telling different and uncoordinated stories of the region, which is mak-
ing long-term reputation management very difficult – if not impossible – of an endeavour”. 
Wettbewerbliche und gemeinsame Interessen liegen dicht beieinander, öffentliche und priva-
te Finanzierungen sind häufig vermischt, es gibt eine große Zahl von Akteuren auf verschie-
denen Ebenen und in zahlreichen Organisationen. Der Ostseeraum stellt sich trotz einiger im 
Bereich des Tourismus anzutreffender Integrationsansätze als ein Raum mit unzähligen Teil- 
und Mikroregionen dar, die sich mit jeweils eigenen Konzepten und Marken als Tourismus-
destination bewerben. Wer in den einschlägigen Suchmaschinen „Baltic Sea Tourism“ oder 
ähnliches eingibt, wird dies schnell feststellen und erhält ein erheblich diversifiziertes Ge-
mischtwarenangebot. Zwar gibt es allerlei Ansätze zumindest einer Teilmenge von Stakehol-
dern und einzelne Netzwerke, sucht man zwischen diesen verschiedenen Ansätzen aber 
nach Querverbindungen oder gemeinsamen Slogans, ist das Ergebnis nahe Null. Jeder 
macht seins. 
Allerdings gibt es einzelne Netzwerke, die jeweils spezifischen Zwecken und Interessen die-
nen (Übersicht bei ANDERSSON 2010, S. 12ff.). Eine der im Ostseeraum am längsten be-
stehenden Initiativen (seit 1984) ist die Baltic Sea Tourism Commission (BTC) 
(http://www.balticsea.com/showpage.asp?pageID=2). Wer unter der Überschrift „Welcome to 
the Baltic Sea Region“ die Registerkarte „About the Baltic Sea region“ anklickt, gelangt auf 
eine Google-Karte, in der im wesentlichen Mitgliedsstädte und –tourismusorganisationen 
sowie einige Carrier hervorgehoben sind. Mecklenburg-Vorpommern ist nicht darunter. BTC 
veranstaltet u.a. Fachkonferenzen oder nimmt an solchen teil, vermittelt und organisiert Rei-
sen in die Ostseeregion für Journalisten sowie Reiseveranstalter und stellt diverses Informa-
tionsmaterial zur Verfügung; Zielmärkte sind u.a. Asien, die USA und Spanien. Die Organisa-
tion ist bei den Ergebnissen der einschlägigen Suchmaschinen häufig vertreten; insoweit ist 
ein relativ hoher Bekanntheitsgrad anzunehmen.  
Eine andere Initiative zum Tourismus im Ostseeraum ist „Cruise Baltic“. Dabei handelt es 
sich um ein Netzwerk von 27 verschiedenen Destinationen im Ostseeraum, darunter auch 
Rostock. Das Netzwerk wirbt unter dem Motto „10 Countries On A String“ mit dem Slogan 
“One Sea – Oceans of Adventures” und versteht sich als Ansprechpartner für Kreuzfahrtan-
bieter und –operatoren (http://www.cruisebaltic.com/composite-2.htm). Die Produktbroschüre 
enthält Informationen zu den einzelnen Destinationen, die unter verschiedenen thematischen 
Schwerpunkten im Rahmen einer Kreuzfahrt angesteuert werden. Auch die Hotelgruppe 
Scandic sowie SAS als internationaler Luftfahrtcarrier sind hier vertreten. U.a. werden ein 
Branding Film sowie Statistiken und Analysen zur Entwicklung des Kreuzfahrttourismus im 
Ostseeraum zur Verfügung gestellt. 
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In den skandinavischen Ländern scheint der Fokus weniger auf den Ostseeraum als Gan-
zes, sondern auf den nordischen Tourismus ausgerichtet zu sein. So hat sich bspw. das 
SCANDINAVIAN TOURIST BOARD, eine Gemeinschaftsorganisation der nationalen Tou-
rismusverbände von Dänemark, Schweden und Norwegen zum Ziel gesetzt, Skandinavien 
und skandinavische Tourismusprodukte in den asiatisch-pazifischen Märkten zu promoten 
(vgl. http://www.stb-asia.com/corporate/index.html). Das NORDIC INNOVATION CENTER 
(2008) kam im Juni 2008 zu dem Schluss, dass die Nordic Region ein führender und nach-
haltiger Player in der internationalen Tourismusindustrie ist.  
Neben solchen geografisch orientierten Einrichtungen werben auch horizontale Organisatio-
nen wie etwa die UNION OF THE BALTIC CITIES für sich und die einzelnen Mitgliedsstädte 
als Destinationen. So legte die UBC 2008 unter dem Titel „Baltic Sea Region – Perfect Tou-
rism Zone“ eine Bestandsaufnahme nebst Darstellung der touristischen Potentiale zahlrei-
cher Mitgliedsstädte vor und bezeichnete dies im Vorwort als „the great opportunity for us to 
create the real network of tourism cooperation“.  
Gemeinsame touristische Ansätze gibt es nicht nur über Organisationen oder Zusammen-
schlüsse, sondern auch über Projekte. Hier spielen die vom Institut für Geographie und Geo-
logie, Lehrstuhl für Wirtschafts- und Sozialgeographie der Universität Greifswald initiierten 
und organisierten Projekte AGORA (http://www.agora2-tourism.net/) und YEPAT 
(http://www.yepat.uni-greifswald.de/yepat) eine zentrale Rolle, die jeweils aus Mitteln des 
Ostseeprogramms finanziert werden und explizite Aufnahme in den Aktionsplan gefunden 
haben. Weitere touristische Projekte sind z.B. BaltMet Promo 
(http://www.baltmetpromo.net/public), die europäische Route der Backsteingotik 
(http://www.eurob.org/) oder Parks and Benefits (http://www.parksandbenefits.net/). Schät-
zungsweise gibt es derzeit rd. 50 Projekte im Ostseeraum, die sich im Wesentlichen oder 
unter anderem mit touristischen Aspekten befassen, die Erarbeitung einer Bestandsaufnah-
me durch den Koordinator ist weit fortgeschritten.  
Am weitesten dürfte, jedenfalls vom gedanklichen Ansatz einer gemeinsam auftretenden 
touristischen Großregion, das Baltic Sea Tourism Forum (BSTF) gehen (vgl. BSFT (c)). Das 
von Mecklenburg-Vorpommern initiierte Forum fand 2008 in Rostock-Warnemünde, 2009 in 
Vilnius und 2010 in Kaliningrad statt; das vierte Forum ist vom 17.- 19. Mai 2011 in Sopot/PL 
geplant. Auf dem Forum in Vilnius verständigte man sich auf einige gemeinsame Schritte wie 
insbesondere gemeinsame Marktforschung, Entwicklung von neuen internationalen Märkten 
sowie touristischen Ostseeprodukten und Dienstleistungen, Entwicklung der Infrastruktur 
sowie gemeinsame Werbeaktivitäten und eine gemeinsame Internetplattform (vgl. BSTF (b)) 
Wegen seines übergreifenden Ansatzes hat das Tourismusforum Aufnahme in den Aktions-
plan zur Ostseestrategie im Rahmen der kooperativen Aktion 2 gefunden. 
Die Erläuterungen im Aktionsplan zur Priorität 12 (Tourismus) verhalten sich zu diesem Be-
fund nicht, sondern beziehen sich im Wesentlichen auf den demografischen Wandel, einen 
Mangel an Dienstleistungen sowie die Abwanderung gut ausgebildeter junger Leute, alles in 
allem eine Problemlage, die nicht typisch gerade für den Tourismus ist, aber ihn natürlich 
ebenso wie andere Branchen trifft und möglicherweise die beschriebene Situation noch ver-
schärft.  
 

http://www.stb-asia.com/corporate/index.html
http://www.agora2-tourism.net/
http://www.yepat.uni-greifswald.de/yepat
http://www.baltmetpromo.net/public
http://www.eurob.org/
http://www.parksandbenefits.net/
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Umso ambitionierter, aber auch konsequent, erscheint es, dass im Aktionsplan zur EU-
Ostseestrategie nicht mehr die touristischen Potenziale der Teilregionen innerhalb des Ost-
seeraumes im Vordergrund stehen, sondern sich das Tourismuskapitel auf die Entwicklung 
und Vermarktung des touristischen Potenzials der Ostseeregion als Ganzes bezieht. Das 
wird in der kooperativen Aktion 1 sehr deutlich zum Ausdruck gebracht: „Highlight and opti-
mise the sustainable tourism potential of the Baltic Sea Region by establishing an environ-
mentally-friendly tourism strategy at the level of the Baltic Sea Region (including Russia). 
This strategy could include the harmonization of standards, the development of similar pro-
jects in different regions, joint marketing of the region and cooperation on projects”.  
Mancher ist mit Blick auf den Aktionsplan gelegentlich versucht zu sagen, dass die ambitio-
nierte Liste von Aktionen, die auf Vorschlägen der Stakeholder beruhen, ein Versuch ist, 
vielen zu gefallen, aber am Ende möglicherweise zu viele zu frustrieren (vgl. BENGTSSON 
2009, S.6). In der Untersuchung von ANDERSSON (2010, S.60) wird sogar auf der Grundla-
ge einiger Umfragen und Studien hinterfragt, ob und inwieweit es überhaupt eine gemeinsa-
me Ostseeidentität und Sichtbarkeit des Raumes gibt; die Ergebnisse („The few surveys that 
have been carried out point in the same direction: there is no clear brand image, either inter-
nally or externally“) dürften in gewisser Weise das festgestellte Maß an Unabgestimmtheit 
und Kleinteiligkeit abbilden. Bedenkt man, dass der Aktionsplan einen Prozess in Gang set-
zen soll, dessen Ende offen ist, so ist es jedenfalls einen Versuch wert, mit neuem Anlauf 
auch im Bereich des Tourismus gemeinsame Fortschritte zu erzielen. Dass es hierfür Mög-
lichkeiten gibt, zeigen nicht nur die Beispiele von Cruise Baltic oder des Scandinavian Tou-
rism Board, sondern machen auch andere Länder vor. So haben sich die sog. Visegrad-
Staaten unter der Marke „European Quartet – One Melody“ zusammengeschlossen und or-
ganisieren gemeinsames Marketing ihrer Destinationen (http://www.european-quartet.com/). 
Das Netzwerk ist faktisch darauf angelegt, Touristen aus Überseemärkten, vorzugsweise aus 
Asien, in den gemeinsamen Raum zu holen und dabei diesen und weniger die zugehörigen 
Destinationen in den Vordergrund zu stellen. 
Allerdings muss ganz klar sein: ohne den wirklichen gemeinsamen Willen, die Tourismusre-
gion Ostsee als Common Goal für alle gemeinsam zu entwickeln, zu vermarkten und ge-
meinsame Standards sowie exzellente Qualität zu gewährleisten und darin einen Mehrwert 
für alle zu erkennen, ist die hinter dem Aktionsplan stehende Absicht und sind vor allem die 
kooperativen Aktionen nicht umsetzbar; hierfür muss ein Wandel im kleinteiligen Denken und 
Darstellen einsetzen. Der Aktionsplan antizipiert, dass das, was er vorsieht, politisch im Ost-
seeraum gewollt wird. Ob diese Annahme belastbar ist, wird sich nicht nur im Bereich des 
Tourismus, sondern auch in anderen Prioritäten noch erweisen müssen. Das betrifft alle 
Ebenen und Akteure. Insofern ist der Aktionsplan Änderungen zugänglich. Was sich als nicht 
umsetzbar erweist, gleich ob aus mangelndem Willen oder fehlenden Möglichkeiten, muss 
perspektivisch im Aktionsplan modifiziert oder gestrichen werden.  Es ist die Aufgabe des 
Koordinators, diesen Prozess in dem möglichen Rahmen zu moderieren, anzustoßen und 
ggf. seinerseits Vorschläge zu machen. Er berichtet auch der Kommission und kann dem-
gemäß entsprechende Akzente setzen, Schwächen darlegen sowie Potenziale und Ergeb-
nisse aufzeigen. Die operative Arbeit ist jedoch Sache der Stakeholder selbst. 
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4  Handlungsansätze 
 
Sinnvollerweise wird für die Umsetzung des Aktionsplanes in der Tourismuspriorität, insbe-
sondere der beiden kooperativen Aktionen, soweit möglich und sinnvoll an die vorhandenen 
Ansätze, Strukturen, Organisationen und Projekte angeknüpft, auch wenn es jeweils erhebli-
che Unterschiede gibt. Faktisch dürften sich unter dem Dach der beiden kooperativen Aktio-
nen und in diesem Zuge der Flagship-Projekte die bisherigen Lösungsansätze sowie weitere 
Vorschläge unterbringen lassen; politisch geht es, solange der Aktionsplan die Grundlage ist, 
nicht um das Ziel, sondern den Weg dorthin.  
In der Sache dürfte die Erklärung des zweiten Ostseetourismus-Forums in Vilnius zur künfti-
gen Kooperation im Tourismus der inhaltlichen Untersetzung der beiden kooperativen Aktio-
nen schon recht nahe kommen. Mit der Erklärung von Vilnius, die mehrere Handlungsfelder 
für eine künftige Kooperation beschreibt (vgl. BSTF (b))6, werden zum Teil Empfehlungen 
aus der IKED-Studie von 2004 aufgegriffen. Neben der Clusterbildung und einer engeren 
Abstimmung der Vertreter der Politik und Tourismusindustrie etwa im Bereich der touristi-
schen Infrastruktur, der Berufsausbildung und des Marketings schlug Roest seinerzeit kon-
kret eine gemeinsame Internetplattform vor, um dem Ostseeraum als Tourismusdestination 
ein Gesicht zu geben und, damit verbunden, die Etablierung tatsächlicher gemeinsamer 
Marketingmaßnahmen, eventuell mit einer gemeinsamen Marke, ferner abgestimmte statisti-
sche Erhebungen und Analysen zu Angebot und Nachfrage ebenso wie abgestimmte Stan-
dards für Aus- und Fortbildung sowie Qualitätssicherung (ebenda S. 35f.). Für ANDERSSON 
(ebenda, S. 61f.) stehen gemeinsame Botschaften und eine gemeinsame Plattform für Kom-
munikation und Marketing im Vordergrund; im Tourismus werden neben Kreuzfahrten Städ-
tereisen, Natururlaub sowie Kulturtourismus als denkbare gemeinsame Tourismusprodukte 
der Region ausgemacht (ebenso SUTELA/KOSKINEN 2010, S. 47 und für nordischen Tou-
rismus: NORDIC INNOVATION CENTER 2008, S. 14f.). Das vierte Baltic Sea Tourism Fo-
rum in Sopot greift die Punkte der Vilnius-Deklaration zum Teil erneut auf, um sie sowohl auf 
fachlicher als auch auf politischer Ebene zu vertiefen (Vorläufiges Programm: 
http://bst.tmv.de/index.php?id=10). Der Sache nach scheint es also hinreichende Gemein-
samkeiten zu geben was zu tun ist, die wesentlichen Punkte finden sich auch in den koope-
rativen Aktionen wieder. Allerdings dürfte eine Abschichtung der festgestellten Probleme und 
ihrer Lösungsansätze vorzunehmen zu sein. Denn es gibt einerseits typische gemeinsame 
Ansätze wie bspw. Abstimmung von Standards, Statistiken und Marketing und andererseits 
zahlreiche Punkte, die in nationaler oder regionaler Zuständigkeit liegen wie bspw. Ausbau 
der Infrastruktur, Zugang zu Finanzmitteln oder Ausbildung von Fachkräften. Andererseits 
muss der sektorale Ansatz in den Flagship-Projekten zum Kulturtourismus sowie zum Tou-
rismus im ländlichen Raum zu gegebener Zeit unter einem gemeinsamen Dach zusammen-
geführt werden. Dafür könnte das Projekt 12.10 des Instituts für Geographie und Geologie, 
Lehrstuhl für Wirtschafts- und Sozialgeographie der Universität Greifswald zur Entwicklung 
einer nachhaltigen Tourismusstrategie sich als Nukleus für über die eigentliche Zielstellung 
des Projektes hinausgehende Ansätze eignen und mit der thematisch zusammenhängenden 

 
6 Im einzelnen: a common market research concept, the development of new international markets, 
the development of infrastructure, the development of Baltic Sea region products and services, com-
mon promotional activities, a common internet platform  
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kooperative Aktion 1 einen geeigneten Rahmen bilden. Der Aktionsplan ist im Wesentlichen 
auf die gemeinsamen Ansätze und den Mehrwert gemeinsamen Handelns angelegt. Im Er-
gebnis entscheidend ist jedoch, tatsächlich umzusetzen, was wortreich beschlossen wurde 
und wird. 
 
Mit Blick auf die Akteure, die sich der genannten Themen im möglichen Rahmen annehmen 
könnten, ist einerseits an vorhandene Organisationen zu denken, aber grundsätzlich auch an 
Projektstrukturen. Mit Blick auf die festgestellte Situation ist zudem zu berücksichtigen, auf 
welcher Ebene jeweils welche Entscheidungen sowohl in politischer als auch in wirtschaftli-
cher Hinsicht getroffen und umgesetzt werden. Insoweit kommen nationale, regionale und 
lokale Ebenen und Stellen, aber auch geeignete Verbände und Organisationen in Betracht. 
Auch die supranationale Ebene wie etwa der Ostseerat könnte eine politische Rolle spielen. 
Auf Ebene der der Tourismuspriorität zugeordneten Flagship-Projekte kommt den jeweiligen 
Lead-Partnern eine entscheidende Funktion zu. 
Mit Blick auf die Vilnius-Erklärung im Rahmen des Baltic Sea Tourism Forum könnte dem 
BSTF möglicherweise eine entscheidende Rolle zukommen. Allerdings mangelt es dem 
BSTF bislang vor allem an einer institutionellen und operativen Struktur, die beispielsweise 
bei der Baltic Sea Commission und Cruise Baltic vorhanden ist. Letztlich ist dies auch eine 
Frage von Mitgliedsbeiträgen, die bei BTC und Cruise Baltic zu bezahlen sind. Beim BSTF 
ist mangels einer Mitgliederstruktur auch nicht klar, wie repräsentativ derzeit der Zusammen-
schluss ist. Diese Frage stellt sich auch bei der BTC. Die BTC verfolgt zwar übergreifende 
Ansätze für den Ostseeraum, die vor allem in Medienarbeit und organisierten Reisen in den 
Raum zum Ausdruck kommen und leistet damit einen wichtigen und wahrnehmbaren Bei-
trag, um dem Raum ein Gesicht zu geben. Andererseits steht auch sie nicht für eine gemein-
same Marke oder ein Branding. Das tatsächliche Angebot scheint mehr auf die Mitglieder 
ausgerichtet zu sein, weniger auf den Ostseeraum als Ganzes.  
Dem Grunde nach gilt das auch für Cruise Baltic, doch dürfte dieses Netzwerk unter Zugrun-
delegung des Internetauftritts aufgrund der Vielzahl der Mitglieder einerseits schon recht 
repräsentativ für den Ostseeraum, andererseits aber auch auf den Städtetourismus rund um 
die Ostsee beschränkt sein. Das Interesse der Mitglieder dieses Netzwerkes besteht vor 
allem darin, die eigenen Destinationen in Kreuzfahrtrouten einzubinden und den Anbietern 
Vorschläge für Anläufe und Ausflugs- bzw. Begleitprogramme zu machen. Dabei steht aller-
dings die Präsentation des gemeinsamen Raumes einschließlich eines gemeinsamen Labels 
durchaus im Vordergrund. Damit wird dem Aspekt Rechnung getragen, dass natürlich unter 
einem gemeinsamen Dach jeder seine Destination bewirbt und sich dem Wettbewerb stellen 
muss. Zu hinterfragen ist u. a., ob und ggf. inwieweit sich Marketing für Kreuzfahrten auf an-
dere Bereiche übertragen lässt; die jeweiligen Zielgruppen und Bedürfnisse dürften sich nicht 
unerheblich unterscheiden.  
Um ein abgestimmtes Vorgehen zu erarbeiten, wird es also noch zahlreiche Gespräche der 
wesentlichen Stakeholder mit- und untereinander geben müssen, die auf Ebene des Koordi-
nators initiiert werden könnten. Dabei geht es u. a. um das Selbstverständnis der vorhande-
nen Organisationen und Projektstrukturen mit Blick auf die praktische Umsetzung der Ziele 
des Aktionsplanes. Es geht darum, wie sich die relevanten Akteure zu dem Vorhaben des 
Aktionsplanes verhalten wollen und was sie real zur Umsetzung beitragen können und wol-
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len. Hier bleiben zunächst die Ergebnisse des Tourismus Forums in Sopot abzuwarten. Un-
abhängig davon erscheint es aber wichtig, das Thema Tourismus, soweit es um gemeinsa-
me Ansätze geht, auf der politischen Agenda nicht nur zu belassen, sondern auch immer 
wieder neu zu akzentuieren. So könnte der kommende deutsche Vorsitz im Ostseerat das 
Thema auf seine Agenda setzen; über den Koordinator könnte hier eine sinnhafte Verbin-
dung erfolgen.  
In Hinblick auf die Internetpräsenz des Ostseeraumes lassen sich die vorhandenen Do-
mains, soweit sie übergeordneten Ansätzen zugeordnet sind, möglicherweise in einem ers-
ten Schritt verbinden oder verlinken. Ebenso bietet sich die Seite des EU-KOORDINATORS 
(vgl. (b)) als Kommunikationsebene an; über die dortige „Get involved“-Funktion kann der 
Kreis derjenigen, die informiert werden und an der Umsetzung der Ziele des Aktionsplanes 
mitarbeiten wollen, erweitert werden. Daneben stellt sich die Frage, ob und ggf. welche Un-
tersuchungen und Erhebungen notwendig sind, um Willen, Bereitschaft und Beiträge der 
Tourismus-Stakeholder im Ostseeraum zu gemeinsamen Aktionen, Produkten und Branding 
hinreichend herauszufinden. Um eine gemeinsame Marke oder ein gemeinsames Signet zu 
entwickeln, könnte ein Wettbewerb ausgeschrieben werden. Es wird eine schwierige Heraus-
forderung zu sein, eine einheitliche Marke für den Ostseeraum zu entwickeln, der dann für 
die einzelnen Sektoren verschiedene Submarken zugeordnet werden könnten.  
Im Ergebnis wird es aber nicht nur reicher Wortbeiträge, sondern auch finanzieller Beiträge 
der Stakeholder bedürfen. Finanzielle Beiträge sind das sichtbarste Zeichen, dass die Sta-
keholder vom Mehrwert gemeinsamer Herangehensweisen, Produkte und Marketingmaß-
nahmen überzeugt sind. Die im sog. Mission Statement des Koordinators (STAATSKANZLEI 
MV 2010) getroffenen Aussagen sind insoweit nach wie vor gültig: „As common interests 
emerge and hence cooperation is rewarding, activities should be jointly developed and un-
dertaken –notwithstanding competitive reasons, necessitating stakeholders to work for their 
sole benefit. The achievement of practical results should be the main objective of the imple-
mentation process. Success will rely on the commitment of the stakeholders to act and con-
tribute both with regard to content and financing”.  
Der Aktionsplan zur EU-Ostseestrategie ist mit Blick auf die zugrunde gelegten Aufgaben 
noch jung. Der Ostseeraum, aus dem heraus Ostseestrategie und Aktionsplan gefordert 
wurden, wird sich an den Ergebnissen und dem Maß der eigenen Mitwirkung – nicht an Re-
den, sondern am Handeln – messen lassen müssen. Der Tourismus bietet gute Vorausset-
zungen für die Beantwortung der Frage, ob wir gemeinsam mehr erreichen können oder 
auch weiterhin lieber jeder seins macht. 
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Die Identität des Ostseeraums 
 
 
Juliane HESS 
 
 
Mit dem Fall des Eisernen Vorhangs und der Berliner Mauer ergaben sich völlig neue Mög-
lichkeiten der Annäherung zwischen den Nationen, die das Baltische Meer umgeben. Ein 
immer dichter gewordenes Kooperationsnetzwerk aus Vertretern der Länder, aus NGOs, 
verschiedenen Institutionen und vielen anderen Akteuren, das sich seit den 1990er Jahren 
entwickelte, überschritt die Ländergrenzen und ließ immer mehr Interaktionen zwischen den 
einst voneinander isolierten Ostseenationen zu. Im Zuge der Entwicklung der Ostseeregion 
seit den 90er Jahren trat immer häufiger auch der Begriff der regionalen Identität zum Vor-
schein. Von einer Ostseeidentität, oder auch von einer Identität des Ostseeraums, ist in der 
Fachliteratur immer wieder die Rede, wobei die Expertenmeinungen über die Existenz einer 
solchen Identität auseinander gehen. Die Größe des Raums, seine ungenaue Abgrenzung 
und die schwierige „Messbarkeit“ einer regionalen Identität erschweren allerdings die definiti-
ve Beantwortung der Frage, ob der Ostseeraum eine, mehrere oder gar keine Identitäten 
besitzt oder jemals besitzen wird.  
In dieser Betrachtung werden zunächst Expertenmeinungen, verschiedene Umfrageergeb-
nisse zum Thema Ostseeraum und mögliche Identitätsansätze der Großregion dargelegt und 
bewertet, um die folgenden Fragen zu beantworten: 
 

• Ist ein Zusammengehörigkeitsgefühl zwischen den Ostseeanrainern für eine regiona-
le Identität überhaupt erkennbar?  

• Wird der Ostseeraum, sowohl in der Region als auch auf der internationalen Ebene, 
als Einheit wahrgenommen?  

• Welche Images haften an den Ostseenationen und sind diese Images vergleichbar 
oder gar ähnlich? 

 
 
Der Ostseeraum - eine Abgrenzung 
 
Für den einen ist das Meer in unserer Mitte das Tor zum Westen, für die anderen der Schre-
bergarten auf dem Wasser; ein Seglerparadies; für alle ist die Ostsee ein Farbenkreis, eine 
Wiege der Ideologien und Ideen, eine einzigartige Stadtlandschaft, eine Region mit magi-
schem Charakter, voller Sagen, Geschichten und Lieder (EICHINGER 2006, S. 24). 
Dies sind nur einige charakteristische Bilder der Ostsee und des Ostseeraums, die der Jour-
nalist Christoph Neidhart exemplarisch zusammenfasst. Neben der Bezeichnung „Tor oder 
Brücke zum Westen“ wird die Ostsee außerdem noch als „Westmeer“, in Estland auch als 
„Westsee“ (Estnisch: „Läänemeri“), „Fenster zum Westen“ oder beispielsweise in Deutsch-
land als „Tor nach Russland“ bezeichnet. Je nachdem aus welcher Perspektive man das 
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Meer betrachtet, kommen der Ostsee unterschiedliche Positionen und Bezeichnungen zu 
(BREITZMANN et al. 2004, S. 31; EICHINGER 2006, S. 24).  
Sie ist das Zentrum des Ostseeraums, einer dünn besiedelten, klimatisch eher heterogenen 
Großregion im Nordosten Europas. Der Ostseeraum wird vereinzelt auch als Ostseeregion, 
und international als „Baltic Sea Region“ bezeichnet.  
Der Raum setzt sich zusammen aus dem „Mare Balticum“, also der Ostsee selbst. Hinzu 
kommen die Anrainerstaaten, bzw. Teile dieser Länder, die, folgt man Breitzmann, dem Ge-
schäftsführer des Rostocker Ostseeinstituts, aus politischer, wirtschaftlicher und kultureller 
Sicht von ihrer Lage zur Ostsee profitieren und Gemeinsamkeiten in ihrer Historie aufweisen. 
Auf dieser Grundlage gehören die baltischen Staaten Estland, Lettland und Litauen zum 
Ostseeraum. Des Weiteren zählen die Länder Dänemark, Schweden und Finnland ebenfalls 
in ihrer Gesamtheit zur Großregion. Von den Randstaaten Deutschland, Polen und Russland 
werden in dieser Definition nur die Gebiete zum Ostseeraum gezählt, die direkt an die Ost-
see grenzen. Das sind Kaliningrad, St. Petersburg und die Oblast Leningrad in Russland; 
Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern  in Deutschland; sowie Westpommern 
(Wojewodschaften Zachodniopomorskie), Pommern (Pomorskie) und die Ermland-Masuren 
(Warminsko-Mazurskie) in Polen (BREITZMANN et al. 2004, S. 31). 
 
 
Ostseeraum – einheitlicher Raum? 
 
Seit den 90er Jahren ist die Zahl an Ausschüssen, Organisationen, NGOs, Projekten, Stra-
tegien, Initiativen, Kooperationen und Foren rasch angestiegen. Trotz vielen Bemühens den 
Ostseeraum zu einer Einheit zu profilieren, fruchtet das Zusammenwachsen der Länder zu 
einer Großregion nur allmählich. Das liegt zum einen daran, dass die Ostsee für viele Anrai-
ner eine periphere Lage einnimmt und die Initiativen, Organisationen und Bemühungen für 
eine gemeinsame Makroregion eher im Hintergrund stehen. Für Dietmar Albrecht ist das 
beispielsweise in Polen, Russland, aber auch in Deutschland der Fall. Daher bezeichnet er 
diese Staaten als „nicht Ostsee-orientiert“ (PALLOKAT 2004). Es herrscht eine schwer zu 
überwindende Heterogenität im Ostseeraum im Hinblick auf die wirtschaftlichen, ökologi-
schen, kulturellen und politischen Ausgangspotenziale der Staaten vor, die sich aus den un-
terschiedlichen Entwicklungsgeschichten der marktwirtschaftlichen Länder einerseits, und 
der Transformationsländer andererseits ergeben. Der Ostseeraum gilt oft als eine europäi-
sche Region der Zukunft, eine wirtschaftliche Wachstumsregion, dessen Aufschwung insbe-
sondere in den Wirtschaftswachstumsraten der Transformationsländer zu begründen sei 
(BREITZMANN et al. 2004, S. 35 - 38).  
Kurt Hübner von der Universität York sieht die Betitelung des Ostseeraums als „dynamische 
Wachstumsregion“ allerdings als etwas übereilt, denn „Länder wie die baltischen Staaten 
bräuchten noch bis zu 60 Jahre, um wirklich aufzuschließen (PALLOKAT 2004).“ Diese An-
sicht vertritt ebenfalls Marko Lethi, Vorsitzender des Baltic Sea Region Studies Master's Pro-
gramme an der Universität Turku (LETHI 2009, S. 11). 
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Gibt es eine Ostseeidentität?  
 
Die Identität einer Region beschreibt die Wesensgleichheit zwischen Mensch und Raum. Die 
Expertenmeinungen über die Identität des Ostseeraums, bzw. über das vorhandene Poten-
zial zur Identifikation des und mit dem Ostseeraum, tendieren zu gleichen Annahmen – wenn 
man unter Ostseeidentität eine innere Wesensgleichheit des Raums verstehe, so sei diese 
nicht existent.  
Für Armin von Ungern-Sternberg, Mitglied der Baltischen Historischen Kommission, ist der 
Ostseeraum weit von einer Ostseeidentität entfernt. Er spricht eher von einer „Renationalisie-
rung“ des Ostseeraums und begründet diese Tendenz mit dem Selbstfindungsprozess, in 
dem sich die ehemaligen Ostblockstaaten seit dem Fall des Eisernen Vorhangs befinden. 
Auch mit dem Beitritt Polens und der baltischen Staaten in die EU, so Ungern-Sternberg, sei 
dieser Prozess noch nicht abgeschlossen, sodass es schwierig zu bewerten wäre, sich 
gleichzeitig mit der Großregion zu identifizieren, wenn die nationale Identität noch nicht aus-
gereift ist. „Im Augenblick, würde ich sagen, ist die Identität der Ostsee ein Konstrukt, was 
eine große historische Berechtigung hat, es gibt in diesem Raum sehr enge Beziehungen, 
aber es gibt noch kein gemeinsames Zusammengehörigkeitsgefühl (PALLOKAT 2004).“ Das 
antwortete Ungern-Sternberg in einem Interview auf die Frage, ob es aus seiner Sicht eine 
Ostseeidentität gäbe. Er begründet seine Verneinung durch die ihm bekannte Ostseelitera-
tur, in der kein typisches Ostseebild und kein Gemeinschaftsgefühl erkennbar seien. Das oft 
als „Tor zur Welt“ betitelte Meer dient für ihn nicht als verbindendes Element, da ein „Tor“ im 
eigentlichen Sinne doch nur etwas sei, das man passiere und sich nicht mit ihm identifiziere 
(PALLOKAT 2004). 
Für Kari Nooroviita, dem Vorsitzenden des Hafens Helsinki, sind die guten Beziehungen und 
die Ähnlichkeiten zwischen Finnland und Estland unbestreitbar. Die beiden Hauptstädte lie-
gen nur 80 km voneinander entfernt, aber sie sind sich nicht nur geographisch, sondern auch 
wirtschaftlich sehr nah. Ihre Sprachen sind verwandt und verbindend wirkt zusätzlich die 
geographische Lage zu Russland, die, laut Nooroviita, von beiden Anrainern als schwierig 
eingeschätzt wird. In einer Bevölkerungsumfrage des Forschungsinstituts EVA war die 
Mehrheit der Finnen und Esten den Besuchern aus dem jeweils anderen Land positiv ge-
genüber eingestellt. Insbesondere die Esten sehen die Finnen als gute Geschäftspartner. 
Die Hauptstädte der Nationen pflegen gute Beziehungen u.a. in den Sektoren Tourismus, 
Bildung und in der Wissenschaft. Nooroviita bewertet diese gute Beziehung zwischen Finn-
land und Estland allerdings auch schon am innigsten, verglichen mit den anderen Anrainern, 
die geographisch eher durch die Ostsee getrennt werden, als dass diese einen verbindenden 
Charakter ausstrahle (PALLOKAT 2004). 
Eva Ramanovska von der polnischen Initiative Borussia schätzt insbesondere Russlands 
Position im Ostseeraum als schwierig ein, wenn man eine gemeinsame Ostseeidentität su-
che. Es gäbe dort kaum nicht-staatliche vertrauenswürdige Kooperationspartner, und völlig 
andere Ansichten, wenn es um den Umweltschutz geht. So gäbe es in Kaliningrad bei-
spielsweise keine einzige Organisation, die sich der Umweltproblematik annimmt 
(PALLOKAT 2004).  
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Die Geschichte der Ostseekultur ist bislang noch nicht geschrieben, es gibt eine solche Kul-
tur auch nicht, genauso wenig wie es eine homogene Ostseeidentität gibt. (…) Identität eines 
Kulturraumes wie der Ostsee kann nur bedeuten, die unterschiedlichen regionalen Eigenhei-
ten zu akzeptieren, einen Dialog unter ihnen zu erlauben, Einflüsse von außen festzuhalten 
(HENNINGSEN 2002, S. 29). 
 
Bernd Henningsen, Direktor des Nordeuropa-Instituts an der Humboldt-Universität zu Berlin, 
negiert ebenfalls die Annahme, dass man überhaupt von einer Wesensgleichheit oder von 
einer gemeinsamen Ostseeidentität sprechen könne und sieht auch in Zukunft keinen ein-
heitlichen Ostseeraum, sondern eine Identität, die sich aus der Akzeptanz des heterogenen 
Raums entwickelt. Besonders in den 1990er Jahren entstanden, wie bereits erläutert, viele 
Kooperationen, die sich zu einem immer dichteren Netzwerk über den Raum verwoben. Die-
se Entwicklung hat die gemeinsame politische und außerpolitische Zusammenarbeit in der 
Großregion auch schnell unübersichtlich erscheinen lassen (BRAND & SCHRÖTER 2001, S. 
7). Genau diese Vielfalt sieht Bernd Henningsen allerdings auch als Charakteristikum der 
Ostseeregion, ja sogar als Alleinstellungsmerkmal. Für ihn sind es genau diese zahlreichen 
Bemühungen zu kooperieren, gemeinsam die Bildung und Forschung voranzubringen, die 
Infrastruktur im Raum auszubauen und Sicherheits- und Umweltfragen gemeinsam zu be-
antworten, die beweisen, dass die Ostseeidentität in der Heterogenität des Raums zu finden 
sei, und man sie eigentlich nur noch gemeinsam herauskristallisieren und kommunizieren 
müsse. Diese Identität wäre allerdings durch den Kalten Krieg verschleiert worden und müs-
se sich nach und nach erst wieder entwickeln (HENNINGSEN 2002, S. 19). Damit setzt er 
auf die Vielfalt des Ostseeraums und sieht die Identität der Region nicht in deren einheitli-
chen Raummerkmalen. Eine gemeinsame Identität entsteht „nicht von oben (...), sondern als 
Summe der Ergebnisse einer Vielzahl von kleinen und kleinsten Kontakten und Netzwerken“ 
(STEINFELD 1996, S. 27). Die Suche nach der Ostseeidentität ist seit Beginn der Ostseeko-
operation ein Fokus der Zusammenarbeit. Im Mittelpunkt stand bisher allerdings, so Leena-
Kaarina Williams, nicht der kohärente Raum, sondern der „Facettenreichtum“ der Region, 
nicht nur bezogen auf die mannigfaltigen Netzwerke (WILLIAMS 2007, S. 118). 
Die Vielfalt der potenziellen „region-builder“ im Ostseeraum führt allerdings auch zu einem 
Problem der konkreten Abgrenzung der Region, denn die Grenzen werden je nach For-
schungsinteresse gezogen. „Niemand könne bei dieser Vielzahl an Netzwerken und Organi-
sationen die Demarkation der Ostseeregion bestimmen“ (ebenda). Dadurch kann die Zuge-
hörigkeit einiger Länder oder Teilgebiete zur Region von außen, aber auch von innen, nur 
erschwert wahrgenommen werden, da sich die Unsicherheiten dieser Gebiete über ihre Be-
ziehung zur Ostseeregion in einer schwächeren Identifikation der regionalen Akteure mit 
dem Ostseeraum äußern. 
Diese ausgewählten Expertenmeinungen sollen verdeutlichen, dass man in der Literatur bis-
her noch nicht von einer homogenen Ostseeidentität gesprochen hat, sondern, dass das 
identitätsstiftende Potenzial in der Vielfältigkeit des Großraums verankert ist.  
Das Meer sei kein Identitätsstifter, da es die Anrainer einander nicht näher bringe, Russlands 
Kooperationsbereitschaft sei fragwürdig und Gemeinsamkeiten rar gesät. Die Experten spre-
chen von einem heterogenen Raum, in dem, politisch betrachtet, die Transformationsstaaten 
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zunächst noch dem Selbstfindungsprozess unterliegen, der ein Bindungsgefühl an die Groß-
region abschwäche.  
 
 
Warum braucht der Ostseeraum eine regionale Identität?  
 
Die raumbezogene bzw. regionale Identität ist bedeutend für das Regionalmarketing, da die 
Identifikation der Bewohner und anderer regionaler Akteure mit dem Raum deren Bedürfnis 
nach Sicherheit und Stabilität unterstützt und im Idealfall in deren Engagement für ihren 
Raum resultieren kann. Außerdem ist die Identität eine Voraussetzung für das Image der 
Region, das sowohl innerhalb als auch außerhalb des Raums wahrgenommen wird. Ver-
marktungsbemühungen eines Images der Region können die raumbezogene Identität dann 
wiederum auch bestärken. 
Aus der Sicht von Malgorzata Kaluzynska, der nationalen Koordinatorin der Ostseestrategie 
in Polen, würde eine Ostseeidentität die Länder der Ostseeregion einander näher bringen 
und das Wissen übereinander erweitern. „The peoples around the Baltic Sea do not have a 
strong regional identity, and they do not know very much about each other. This is why we 
need to brand the region, in order to develop a Baltic Sea Identity” (KALUZYNSKA 2009, S. 
5).  
Ute Papenfuß benennt zwei Hauptanliegen, die die Relevanz einer gemeinsamen Ostsee-
identität verdeutlichen. Zum einen sollte die Großregion als solche auch anerkannt werden, 
um eine „innere Stabilität“ des Raums zu gewährleisten. Zum anderen soll dieses Anerken-
nen einer inneren Wesensgleichheit auch die Prämisse für erfolgreiche Kooperationen in der 
Zukunft sein (PAPENFUSS 2002, S. 3 - 4).  
Eine Ostseeidentität, so Brand und Schröter, sei außerdem förderlich für die Integration der 
EU-Neumitglieder Polen und der baltischen Länder in die Großregion. Ein regionales Be-
wusstsein für die Ostseeregion kann diese gemeinsam auftreten lassen und sie in Europa 
besser positionieren – in ihrer topographisch doch eher peripheren Lage (BRAND & 
SCHRÖTER 2001, S. 17).  
Der Tourismusexperte Edgar Kreilkamp findet Gründe für eine gemeinsame Ostseeidentität 
aus Sicht des Tourismus in der Region. Für ihn muss sich der Großraum verstärkt auch auf 
den internationalen Tourismusmarkt ausrichten, um ein Wachstum zu gewährleisten. Um 
sich international zu positionieren, so Kreilkamp, sei eine gemeinsame Identität unabdingbar, 
um ein Image der Ostseeregion international zu kommunizieren und zu festigen, und um die 
Region „sichtbarer“, d.h. bekannter zu machen. Ihm zufolge gäbe es viele verschiedene 
Images in den Subregionen, aber noch kein einheitliches „Bild“ der Ostseeregion (TVMV 
2008).  
 
 
Wahrnehmungen über die Ostseeregion in ausgewählten Ostseeanrainerstaaten 
 
Das Bewusstsein der schwedischen Bevölkerung über die Ostseeregion wurde im Jahre 
2006 von der Swedish International Development Cooperation Agency (SIDA) untersucht. 
Hier wurde deutlich, dass der Ostseeraum nicht bewusst als Großregion mit eigener Identität 
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gesehen wird. Es wurden keine prägnanten positiven Assoziationen deutlich, sondern eher 
Unsicherheiten darüber, welche Länder denn überhaupt zur Region gerechnet werden 
(ANDERSSON 2010, S. 55).  
2008 führte SIDA erneut eine Umfrage durch, in Kooperation mit Sweden AB. 2500 Studen-
ten und Hochschulabsolventen aus Schweden, Finnland und Estland im Alter zwischen 19 
und 30 Jahren wurden gefragt, ob sie sich der Ostseeregion zugehörig fühlen und sich mit 
ihr identifizieren. Die Ergebnisse der Studie „Young people in the Baltic Sea Region: 
Thoughts and goals about the future“ zeigen, dass sich nur einer von vier jungen Menschen 
aus den drei Ländern mit dem Ostseeraum identifiziert – wobei die höchste Identifikation bei 
den Befragten aus Estland  (41 %) und die schwächste bei denen in Schweden (13 %) er-
kennbar war (UKIE n. a., S. 3).  
In einer Umfrage des Office of the Committee for European Integration (UKIE) unter polni-
schen Bewohnern im Jahre 2008 waren die gleichen Unsicherheiten über die Abgrenzung 
der Region erkennbar wie bei der Umfrage von SIDA 2006. Befragt wurden bei dieser Erhe-
bung einerseits 978 Bürger aus der gesamten polnischen Nation durch das Meinungsfor-
schungsinstitut GfK Polonia. Die 816 Befragten bei einer Untersuchung des Instituts PBS 
DGA kamen nur aus den drei polnischen Ostseeprovinzen Westpommern (Wojewodschaften 
Zachodniopomorskie), Pommern (Pomorskie) und den Ermland-Masuren (Warminsko-
Mazurskie). Diese Studien ergaben folgende Ergebnisse: „(…) only 46.9 % considered 
Lithuania as part of the region, whereas Norway was seen as a BSR country by 53.2 %. Sur-
prisingly, 12% of respondents saw Great Britain as a country of the region” (ANDERSSON 
2010, S. 55). Kaum Zweifel kamen bei der Zugehörigkeit des eigenen Landes, aber auch bei 
den Anrainern Deutschland und Schweden auf. Ungefähr 30 % weniger Befragte, dieSchwe-
den zur Ostseeregion zählen, denken, dass Finnland oder Dänemark dazu gehören. 
In einer anderen Frage der Erhebung ging es um spontane Assoziationen mit der Makroregi-
on. Hier wurde unterschieden zwischen den Befragten aus ganz Polen einerseits, und den 
drei Anrainergebieten andererseits. Die Hauptassoziationen aller Befragten mit der Ostsee-
region bezogen sich auf den Tourismussektor: Freizeit, Wassersport und „Sightseeing“. Da-
bei fällt auf, dass weitaus mehr Befragte aus den Ostseeanrainergebieten diese Assoziatio-
nen nannten (51,1 %), als die Befragten aus der gesamten Nation (37 %). Seltenere Assozi-
ationen waren Umweltschutz, Schiffsverkehr oder politische Kooperationen.  
Bei den Antworten auf die Frage nach dem Zugehörigkeitsgefühl der polnischen Befragten 
wird deutlich, dass sich doppelt so viele Befragte aus den Ostseeprovinzen der Ostseeregion 
zugehörig fühlen (52 %) wie die Befragten aus der gesamten polnischen Nation. Die Befrag-
ten aus ganz Polen haben eine viel stärkere Bindung zur EU als zur Ostseeregion. Diese 
Tendenz geht einher mit Dietmar Albrechts Annahme, Polen sei nicht sehr „Ostsee-
orientiert“. Für das gesamte Land stehe die Lage zur Ostsee eher im Hintergrund 
(PALLOKAT 2004).  
Die Ergebnisse der Studien zeigen, dass die Ostseeregion als Raum schwer wahrnehmbar 
zu sein scheint. Unter den jungen schwedischen Befragten wurde eine geringe Identifikation 
mit dem Raum festgestellt. Mehr Befragte aus Estland gaben an, sich der Region zugehörig 
zu fühlen und sich mit ihr zu identifizieren. Obwohl 52 % der befragten Bewohner aus den 
polnischen Ostseegebieten angaben, sich der Ostseeregion zugehörig zu fühlen, kann man 


